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Vorbemerkung

Das vorliegende Einheitliche Programm-Planungs-Dokument (EPPD) st eine Zu-
sammenstellung all jener Unterlagen und Planungen, die fur eine Einreichung um Unterstiitzung
der Steiermark aus den EU-Strukturfonds im Rahmen von Ziel 2 in der Programmperiode 2000
— 2006 erforderlich sind. Bei der Erstellung wurden die Vorgaben der Européischen Kommission
(Verordnungen, Arbeitspapiere) und die Rahmenbedingungen auf nationaler Ebene entspre-
chend bertcksichtigt.

Fur die Programmplanung wurde beim Amt der Steiermérkischen Landesregierung eine Arbeits-
gruppe eingerichtet, dem die zur Umsetzung des Ziel 2 Programms vorgesehenen Forderungs-
stellen angehdren. Dieses Gremium unter der Federfiihrung des Referats fiir Wirtschaftspolitik
der Landesbaudirektion (LBD-WIP) koordinierte die Programmerstellung und leistete die we-
sentlichen inhaltlichen Vorarbeiten. Zeitgleich mit der Erstellung der Planungsdokumente wurde
auch ein Vorschlag an die EU-Kommission fiir die Festlegung der forderféahigen Gebiete der
Steiermark erstellt (Wettbewerbs-, Zielgebietskulisse).

Gemal den Entscheidungen auf Bundes- bzw. Landesebene soll bei der Umsetzung des Ziel 2
Programms Steiermark der Européische Fonds fir Regionalentwicklung (EFRE) und der Euro-
paische Sozialfonds (ESF) eingesetzt werden. Der Europaische Ausgleichs- und Garantiefonds
fur die Landwirtschaft (EAGFL) wird ausschlief3lich Gber ein Horizontales Programm ,Landliche
Entwicklung“ zur Anwendung gebracht.

Zusatzlich zum EPPD wird als separates Dokument auch die Erganzung zur Programmplanung
(EZP) mit ausfuihrlicheren MafBhahmenbeschreibungen vorbereitet.

Die wichtigsten Etappen und Arbeitsschritte bei der Programmplanung und der Konsultation
der Partner waren:

e Sichtung und Auswertung vorhandener Planungsgrundlagen auf Landes- sowie auf regio-
naler Ebene (NUTS Il Regionen, Bezirke)

« Information der regionalen Ebene lber den Programmplanungsprozess im Frihjahr 1999
(Uber die bestehenden Regionalmanagements)

e Erstellung eines Gemeinsamen Strategiedokuments (EFRE-EAGFL-ESF):. einstimmiger
Regierungsbeschluss vom 28.06.1999

e EU Forum am 22.7.1999: Prasentation und Diskussion des Gemeinsamen Strategiedoku-
ments mit

— Vertretern der Wirtschafts- und Sozialpartner (z.B. Wirtschafts-, Arbeiter-, Landwirt-
schaftskammer)

— Sonstigen Interessensvertretern (z.B. Industriellenvereinigung, Stadtebund, Gemeinde-
bund)

— Vertretern von Landesbehdrden und -einrichtungen, die in der Arbeitsgruppe nicht ver-
treten sind (z.B. EU-Koordinationsstelle, Umweltabteilungen, Referat Frau-Familie-Ge-
sellschaft)

— Vertretern der Regionen (Regionalmanagements, Regionalkonferenzen)

Im Anschluss an dieses Forum hatten diese Vertreter Gelegenheit zu schriftlichen Stellung-
nahmen.
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* Ex-ante Evaluierung (Teil I) des Gemeinsamen Strategiedokuments durch das Joanneum
Research, Institut fiir Technologie- und Regionalpolitik (Endbericht Oktober 1999)

* Abstimmungsgesprache Bund - Land (12.10., 18.11.1999, 13.01.2000, 10.3.2000,
20.3.2000): inhaltliche und finanzielle Einbindung der Bundesstellen

« Zwischeninformationen der Wirtschafts- und Sozialpartner sowie der Regionen im November
1999 sowie laufend Uber den Wirtschaftsférderungsbeirat

e Laufende Informationen an den Ausschuss flr Europaische Integration des
Steiermarkischen Landtages

e Abstimmungsgesprach mit der EU-Kommission, DG Regionalentwicklung und Kohasion so-
wie Soziales (6.12.1999)

e EU-Forum am 31.01.2000: Prasentation des EPPD vor Vertretern der Wirtschafts- und Sozi-
alpartner, der Landesverwaltung sowie der Regionen (siehe oben), mit der anschliel3enden
Moglichkeit zu schriftlichen Stellungnahmen

e Ex-ante Evaluierung (Teil Il) des EPPD sowie der Ergdnzung zur Programmplanung, durch
das Joanneum Research, Institut fir Technologie- und Regionalpolitik (Endbericht Marz
2000).

Das Konsultationsverfahren zu den beiden horizontalen Prioritdten wurde wie folgt durchge-
fuhrt:

Nachhaltige Entwicklung

Partner der Konsultation war der Umweltkoordinator des Landes Steiermark. Unter seiner

Federfuhrung wurden unter Beteiligung aller umweltrelevanten Landesstellen die folgenden

Arbeitsschritte durchgefiihrt bzw. Unterlagen erstellt:

— Statusbericht Gber die Umwelt in den verschiedenen relevanten Bereichen (siehe Kap. 3.1)

- Ableitung von relevanten Zielen und Strategien aus dem Entwurf des neuen Umweltpro-
gramms fur die Steiermark ,LUST* (siehe Kap. 4.1)

— Vorschlage fir jene Bereiche des Ziel 2 Programms, durch die eine nachhaltige Entwicklung
besonders geférdert werden soll (siehe Kap. 4.3.1)

- Stellungnahme zum Entwurf des EPPD und der Ergdnzung zur Programmplanung

An den Abstimmungsgesprachen Bund-Land nahmen zudem Vertreter des Bundesministeriums
fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (BMLFUW) teil.

Chancengleichheit:

Partner der Konsultation war das Referat ,Frau-Familie-Gesellschaft®. Unter dessen Federfih-

rung wurden die folgenden Arbeitsschritte durchgefiihrt bzw. Unterlagen erstellt:

— Statusbericht Uber die Situation auf dem Gebiet der Chancengleichheit (siehe Kap. 3.2)

— Vorschlage fur jene Bereiche des Ziel 2 Programms, durch die die Chancengleichheit beson-
ders gefordert werden soll (siehe Kap. 4.3.1)

— Stellungnahme zum Entwurf des EPPD und der Erganzung zur Programmplanung
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1. Erfahrungen und Rahmenbedingungen

1.1  Auswirkungen bisheriger Strukturpolitik (1995 — 1999)

Die Steiermark weist im Zeitraum 1995 — 1999 eine hohe Partizipation an den nationalen EU-
Forderungsgebieten auf. Ein Grof3teil der Landesflache (mit insgesamt 65% Bevdlkerungsanteil)
liegt in der Wettbewerbskulisse; der Bevolkerungsanteil in den Zielgebieten betragt 70%.

Der Spielraum fur die direkte Unternehmensférderung ist daher mit dem EU-Beitritt im wesent-
lichen erhalten geblieben (Ausnahme Zentralraum Graz: hier wurden die Forderungsmoglich-
keiten deutlich eingeschrankt). Eine vergleichende Analyse der Wirtschaftsférderung aus Bun-
desmitteln zeigt, dass die Steiermark unter den Osterreichischen Bundesléandern zu den
eindeutigen Gewinnern des EU-Beitritts zahlt. Die Steiermark konnte ihren Anteil an der direkten
Wirtschaftsforderung (Barwerte) von 16,3% im Jahr 1994 auf 25,3% im Jahr 1996 wesentlich
steigern. Der Forderungsindex (Osterreich = 100) stieg von 135 im Jahr 1992 auf 186 im Jahr
1996: Hier liegt die Steiermark hinter dem Burgenland (Ziel 1 Gebiet) an zweiter Stelle.

Im nachfolgenden wird ein kurzer Uberblick zu den wesentlichen Erfahrungen und Wirkungen
(gegliedert nach Programmen) gegeben, fur ausfuhrlichere Informationen wird auf die Monito-
ringberichte und Zwischenevaluierungen verwiesen. Zwar hatten die aus Mitteln der EU-Struk-
turfonds kofinanzierten Programme erhebliche Bedeutung fir die 6konomische und soziale Ent-
wicklung der Steiermark, es wurden in diesem Zeitraum aber eine Reihe weiterer Malinahmen
von wirtschafts- und strukturpolitischer Bedeutung auf3erhalb dieser Programme realisiert, von
denen die wichtigsten im Abschnitt 1.1.4 angefuhrt sind.

1.1.1 Zielgebietsprogramme (Ziele 2 und 5b)
Ziel 2-Programm

Im Dez. 1999 lag der Ausschopfungsstand des EFRE noch bei 82% der geplanten 6ffentlichen
Mittel, mit Jahresende wurden aber de facto samtliche Mittel genehmigt. Der Auszahlungsstand
betrug im Dez. 1999 58%, wobei die grof3ten Differenzen zwischen Mittelbindungen und Zah-
lungen bei den touristischen MalRBhahmen 1.3 (Foérderung qualitatssteigernder MaRnahmen) und
3.2 (Ausbau touristischer Infrastruktur) sowie bei der Mafnahme 1.2 (Modernisierung und
Strukturverbesserung bestehender Unternehmen) bestand.

Betrachtet man die Erreichung der Ziele, gemessen an den im EPPD quantifizierten Indikatoren,
so zeigt sich dass die Plandaten in den meisten Fallen erheblich Uberschritten wurden, insbe-
sondere was die Beschéaftigungswirkung und die mit den Férderungen ausgeldsten Investitionen
anlangt (siehe Tabelle auf der Folgeseite). Die Griinde hiefur lagen einerseits in der adaquaten
Programmausrichtung und der effektiven Abwicklung durch die beteiligten Forderungsstellen,
andererseits durften auch programmunabhdngige Entwicklungen dazu beigetragen haben: die
Foérderung von privaten Grof3investitionen mit hohen beschéftigungspolitischen Effekten, die
glunstige Konjunkturlage und der wirtschaftliche Aufholprozess der Steiermark in dieser Periode
(siehe Kapitel 2.3).

Amt der Steiermarkischen Landesregierung 1
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Wirkungsindikatoren EFRE Ziel 2: Plandaten 1995 — Istdaten 09.06.1999

Ziele | EPPD | Stand: 09.06.1999

Prioritat 1 - Foérderung von Investitionen in Industrie und Tourismus (insbhes. KMU)

Sicherung von Arbeitsplatzen 6000 23.354

Schaffung von Arbeitsplatzen 1000 (davon 650 2.895

hdherwertig)

Realisierung von Betriebsgriindungen/- 40 211

ansiedelungen

Induzierung von zusatzlichen Investitionen ATS 1,1 Mrd. Private Eigenmittel:
ATS 7.975 Mrd.

Schaffung von Qualitatsbetten 400 96

Prioritat 2 - Férderung von Technologie und Innovationstransfer Beratung und
anderen Softwareaktivitaten

Durchflhrung von Beratungen im 2000 1568
industriellen und touristischen Sektor
Unterstitzung von F&E Projekten 90 166

Prioritat 3 - Schaffung, Verbesserung und Erweiterung der infrastrukturellen
Standortvoraussetzungen

Schaffung bzw. Erweiterung von 15 10
Technologie- und/oder Griinderzentren
Schaffung von zusatzlichen touristischen 6 24

und sonstigen Infrastrukturprojekten

Da bei einzelnen Schwerpunkten des ESF eine Konkurrenz zu den horizontalen Zielen 3 und 4
gegeben war, bedeutete dies fir die Planung und Abwicklung der Programme und des Budgets
eine groRere Komplexitat und (vereinzelt) groReren Spielraum fir die Zuordnung von Maf3nah-
men. Trotzdem konnten bereits ab dem ersten Jahr der Programmlaufzeit zufriedenstellende
Ausschdpfungsgrade registriert werden.

Im Bereich der Qualifizierung von Arbeitslosen in den Zielgebieten konnte von Anfang an naht-
los an das dichte Netz von Schulungstragern mit einem auch regionsspezifisch weitgehend be-
darfsgerechten Weiterbildungsangebot angeschlossen werden, wobei das vorwiegend zum Ein-
satz kommende flexibilisierte modulare Rekrutierungs- und Ausbildungssystem grof3es Interesse
bei den EU-Dienststellen fand, allerdings auch nicht unerheblichen Klarungsbedarf bei der Ab-
rechnung solcher MalRnahmen mit sich brachte. Die geringe Akzeptanz der MalRnahmengruppe
4.3 (Qualifizierungs- und Beschaftigungsmal3nahmen fir den metallverarbeitenden Sektor) war
Anlass fur eine regionsspezifische Evaluierung. Dabei zeigte sich unter anderem, dass die
Zuordnung der Qualifizierungsmaflinahmen haufig unter Ziel 4 zu finden ist, vor allem wenn sie
projektorientiert durchgefiihrt wurden.

Nachstehend werden daher die Ergebnisse der durch den ESF geférderten Qualifizierungsmali-
nahmen fiur alle drei Ziele (2, 4 und 5b) gemeinsam dargestellt. Daraus geht hervor, dass die
meisten Mittel in den Bereichen fachliche Hoherqualifikation und EDV verausgabt wurden, ge-
folgt von Management, Personlichkeitsentwicklung und Organisationsentwicklung. In diesen
Bereichen wurden auch die meisten Teilnehmerlnnen registriert. Die Aufteilung nach Geschlecht
zeigt, dass knapp ein Drittel der Schulungsteilnehmerlinnen Frauen waren, ein signifikant
héherer Anteil konnte nur in den ,traditionellen* FrauenmalRnahmen Biro und EDV sowie
Verkauf / Einkauf und Sprachen verzeichnet werden.

Amt der Steiermarkischen Landesregierung 2
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Ergebnisse der ESF-geférderten QualifizierungsmalRnahmen im Ziel 2, 4 und 5b (1996-99)

Férdersummen nach Zielgebieten Teilnahmen
in Mio. ATS

Schulungskategorie Ziel 2 Ziel 4 | Ziel 5b | Gesamt|Gesamt |Frauen [Manner

Biro 4,06 1,34 2,01 7,41 756 502 254
EDV 18,41 19,04 16,59 54,04 9.690 4.241 5.449
Fachliche Hoherqualifizierung 30,15 22,90 27,41 80,46 9.269 2.769 6.500
Management 15,63 12,44 9,44 37,51 4,996 1.169 3.827
Neue und innovative Technologien 1,63 1,83 1,24 4,70 312 38 274
Organisationsentwicklung 11,07 12,70 2,46 26,23 4.596 1.298 3.298
Personlichkeitsbildung 9,47 11,62 11,33 32,42 8.394 2.726 5.668
Qbe/Phase0/AQS 6,00 6,05 4,28 16,33 3.740 938 2.802
Sprachen 5,77 9,88 2,69 18,33 2.163 858 1.305
Verkauf/Einkauf 4,59 5,30 8,83 18,72 3.799 1.639 2.160
Gesamtergebnis 106,77 103,10 86,28| 296,15 47.715| 16.178| 31.537

Tabelle 1: Stand der finanziellen Umsetzung von Ziel 2 in der Steiermark

Ziel 5b Programm

Das Unterprogramm 1 EAGFL wies bereits relativ friih eine zufriedenstellende Umsetzung auf,
die vorgesehenen offentlichen Forderungsmittel waren Mitte Dez. 1999 zu 97% vergeben. Die
Projektgenese hat gezeigt, dass anfangs, aufgrund der meist schon fertigen Projektplane in
Uberproportionalem Ausmalfd landliche Infrastrukturprojekte eingereicht und zur Umsetzung
gelangten. Diese Entwicklung hat sich jedoch mit weiterem Programmfortschritt abgeschwacht
und es konnte eine wohlausgewogene und strategiekonforme ,Mischung” aus Infrastruktur- und
innovativen Diversifizierungsprojekten erreicht werden.

Vorlaufige Ergebnisse zu einigen ausgewahlten Indikatoren des EPPD:

Indikator Stand Juni 1999
Direkt geschaffene Arbeitsplatze Ca. 300
Gesicherte Arbeitsplatze in der Land-/Forstw. Ca. 2.000
Gesicherte aulRerlandwirtschaftliche Arbeitsplatze 500 - 800
Teilnehmerlnnen an Qualifizierungsmalnahmen 3.500
Projekte im Bereich Qualitatsprodukte Ca. 50
Neu geschaffene Betten bei Urlaub am Bauernhof 1.180
Installierte Leistung bei Biomasse-Nahwéarme und Hackschnitzelgem. 187.032 KW
Projekte und Teilnehmerlnnen im Bereich Direktvermarktung 70 Proj./500 TN

Anfang Dez. 1999 lag der Ausschopfungsstand des Unterprogramm 2 EFRE bei 78% der be-
willigten offentlichen Mittel, bis Jahresende konnte aber eine vollstandige Ausschdpfung erreicht
werden. Dies lag im wesentlichen daran, dass wichtige Projekte, v. a. betriebliche und touristi-
sche Forderungen erst kurz vor Programmende forderungsreif waren. Der Auszahlungsstand
betrug im Dez. 1999 54%, wobei die gréfiten Differenzen zwischen Mittelbindungen und Zah-
lungen bei der Prioritat 3 (Infrastrukturelle Voraussetzungen) sowie bei den MaRnahmen 2.4

Amt der Steiermarkischen Landesregierung 3
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(Férderung von regionalen Initiativen) und 1.3 (F6rderung qualitatssteigernder MaflRnahmen im
Tourismus) bestanden.

Betrachtet man die Erreichung der Ziele, so zeigt sich, dass ahnlich wie in Ziel 2 die Plandaten
in praktisch allen Fallen erheblich Uberschritten wurden, insbesondere was die
Beschaftigungswirkung und die mit den Forderungen ausgeldsten Investitionen anlangt:

Wirkungsindikatoren Ziel 5b: Plandaten 1995 — Istdaten 09.06.1999

Ziele | EPPD | Stand: 09.06.1999
Malnahmengruppe | - Férderung gewerblicher Investitionen
Sicherung von Arbeitsplatzen 5.000 19.421
Schaffung von Arbeitsplatzen 800 (davon 500 2.618
héherwertig)
Realisierung von Betriebsgriindungen/- 40 453
ansiedelungen
Induzierung von zusatzlichen Investitionen |ATS 1 Mrd. Summe der privaten
Eigenmittel:
ATS 7.975.044.897
Schaffung von Qualitatsbetten 1.000 535

MaRnahmengruppe Il - Forderung von Technologie und Innovation, Beratung und
anderen Softwareaktivitaten

Durchflihrung von Beratungen im 2.000 2.696
industriellen und touristischen Sektor
Unterstitzung von F&E Projekten 75 121

MaRnahmengruppe lll - Schaffung, Verbesserung und Erweiterung der
infrastrukturellen Standortvoraussetzungen

Schaffung bzw. Erweiterung von 10 4
Technologie- und/oder Griinderzentren
Schaffung von zusétzlichen touristischen 20 63

Infrastrukturprojekten

Als beispielgebende MaRnahme des ESF in Ziel 5b ist die ,Bauerliche Arbeitsstiftung“ zu er-
wahnen. Nach einigen Anlaufschwierigkeiten und einer Konzeptéanderung in Richtung Individu-
alisierung liegt dieses Projekt mittlerweile sowohl von der Teilnehmerzahl wie auch von der Mit-
telausschopfung voll im Plan. Andere Bundeslander haben auf der Grundlage der steirischen
Aktivitdten ebenfalls derartige Stiftungen eingerichtet und seitens des Tragers wie auch des
AMS besteht grofdtes Interesse, die Malinahme auch in der neuen Programmperiode erfolgreich
fortzufiihren.

Tabelle 2: Stand der finanziellen Umsetzung von Ziel 5b in der Steiermark

Wesentliche Erfahrungen bei der Umsetzung der Zielgebietsprogramme

Wesentlich verantwortlich fiir die guten Mittelbindungsquoten bereits zu Programmbeginn war
die Integration der Programme in die bestehende Férderungsstruktur. Bestehende und bei den
Zielgruppen bekannte Forderungsrichtlinien sowie routinierte Forderungsstellen waren fur den
raschen Start und die effiziente Programmimplementierung sowie fur die gute Mittelausschép-
fung von entscheidender Bedeutung. Auf3erdem kam es zu einer Starkung der Kooperation zwi-
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schen den beteiligten MaRnahmentragern auf Landes- und Bundesebene. Nicht zuletzt haben
die neu aufgebauten Regionalmanagementstellen die Informationsarbeit und Projektentwicklung
vor Ort malRgeblich unterstitzt.

Es lassen sich aber eine Reihe von Problembereichen erkennen, die auch bei der Zwischen-
evaluierung angesprochen wurden:

— Starke Konzentration auf einzelbetriebliche Férderungen: Die Programme wiesen einen ho-
hen Anteil an Unternehmensférderung auf, hingegen wurde der Infrastrukturférderung unter-
durchschnittliche Bedeutung beigemessen, MaRnahmen zur Forderung des Unternehmens-
umfelds sind kaum enthalten. Eine verstarkten Ausrichtung auf Soft-Férderungen (Vernet-
zung, Beratung, Technologietransfer) wurde empfohlen.

- Komplexitat der Programme: Die Integration von Forderungen des Bundes und der Lander
fuhrte zu einer hohen Anzahl an Férderungsrichtlinien. Dies fuhrte zu einer grol3en Zahl
beteiligter Stellen und einem entsprechend hohen Informations- bzw. Koordinationsaufwand,
der durch die Abwicklungsmodalitaten der EU noch verstarkt wurde.

— Tendenz zu traditionellen Mal3Bhahmen: Eine Vielzahl von innovativen Projekten und Forde-
rungsmafinahmen, die in den letzten Jahren entstanden sind, wurde nicht zur Ganze in die
Programme integriert (siehe nationale Forderungen). Griinde dafiir waren u.a. die birokrati-
schen Hindernisse fiir die Anderung von Programmen und die Neuaufnahme von Foérde-
rungsinstrumenten.

— Ausschliel3liche Abwicklung tber bestehende Fdrderungseinrichtungen: In der Umsetzung
dominierten dadurch sektorale Gesichtspunkte, eine inhaltlich-strategische Programmkoordi-
nation fehlte weitgehend, dafir gibt es auch kaum Steuerungsmaglichkeiten.

— Die Umsetzung der ESF-Programme bedingte einen sehr hohen organisatorischen und ad-
ministrativen Aufwand, der von AMS und BAB geleistet wird. Der betréachtliche Anstieg von
Forderungsmitteln fir die aktive Arbeitsmarktpolitik war begleitet mit aufwendigen Planungs-,
Umsetzungs-, Berichts- und Kontroll- (bzw. Controlling-)vorgéngen. Insgesamt gab es nur
eine geringe Integration der Mal3hahmen zwischen EFRE und ESF.

— Geringe Sichtbarkeit der EU-Mittel: Dies war eine Folge der starken Konzentration auf ein-
zelbetriebliche Férderungen und der Abwicklung lber bestehende Férderungsmechanismen.
Dadurch wurden auch Hoffnungen regionaler Akteure tber die mit den Programmen verbun-
denen Gestaltungs- und Einflussmdglichkeiten nur sehr begrenzt erfllt.

Ziel 3 und 4-Programme

Wahrend die Umsetzung des horizontalen Zieles 3 praktisch "mehr vom selben” - durchaus im
Sinne des verstarkten Einsatzes bewdhrter arbeitsmarktpolitischer Instrumente - bedeutete,
wurde mit dem Ziel 4 des ESF sowohl horizontal als auch zielgebietsbezogen ein neuer, pra-
ventiver Ansatz in die ¢sterreichische Arbeitsmarktpolitik eingefuihrt. Ausgangspunkt daftir waren
die in den EPPD zu Ziel 2 und 5b verankerten Qualifikationsberater, die im Rahmen eines im
Auftrag des AMS eingerichteten Buros fur Ausbildungs- und Beschaftigungsentwicklung (BAB)
regional eingesetzt wurden. Diese Qualifikationsberater haben die Aufgabe, die Beratung und
Begleitung der Unternehmen (insbes. von KMU) im Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes von
»Entwicklung des Humankapitals* anzubieten um sicherzustellen, dass sich die Inhalte und die
Vermittlung der Weiterbildung fiir Beschaftigte oder in ein Beschéaftigungsverhdltnis Eintretende
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am konkreten Bedarf des Unternehmens bzw. von Branchen am zukiinftigen Bedarf orientieren,
um die durch den Strukturwandel gefahrdeten Arbeitsplatze zu erhalten (Pravention von Ar-
beitslosigkeit).

Die Mittel im Rahmen von Ziel 4 konnten 1995 nur zu einem geringen Teil ausgeschopft werden.
Dieses Problem stellte sich einerseits Osterreichweit, da die Genehmigung des Programms erst
im Oktober 1995 erfolgte und die Implementierung aufgrund fehlender (bundesweiter) Richt-
linien erst mit Jahresbeginn 1996 auf breiter Basis in Angriff genommen werden konnte. Ande-
rerseits verfolgte die Steiermark eine eigene Strategie, indem nicht die punktuelle Teilnahme an
bestimmten, auf dem Weiterbildungsmarkt angebotenen Schulungsmaflinahmen geférdert wur-
den (Angebotsorientierung) sondern es wurde ein betriebsbezogener, projektorientierter Ansatz
zur Bedarfsorientierung entwickelt.

Im Anschluss an die Qualifizierungsberatung vor Ort wurde dann die technische Umsetzung des
Ziel 4 Programms durch das BAB in enger Zusammenarbeit mit dem AMS und dem Land Stei-
ermark durchgefuhrt. Im Jahre 1996 bildete die "Verhinderung von Arbeitslosigkeit durch Qualifi-
zierung Beschaftigter" einen Schwerpunkt der Aktivitaiten des AMS Steiermark, die Umsetzung
des Zieles 4 mit wesentlichen zielgebietsorientierten Schwerpunkten konnte in vollem Umfang
starten und bis zur vollstandigen Mittelausschdpfung weitergefuihrt werden, 1999 wurden sogar
zusatzliche Mittel fur die Steiermark lukriert und eingesetzt.

Tabelle 3: Ergebnisse Ziel 4

Als ein weiteres, sehr positives Ergebnis dieses projektorientierten Ansatzes ist es in der Stei-
ermark auch gelungen, zahlreiche "innovative Modellprojekte" zu initiieren, mitzuentwickeln und
zu begleiten, die vor allem der Entwicklung der Ausbildungssysteme dienen sollten. Darunter
sind vor allem die Qualifikationsbedarfsentwicklung (QBE) insbes. auch unter besonderer Be-
ricksichtigung der Chancengleichheit, Arbeitsplatznahe Qualifizierungssysteme (AQS) sowie
eine grofRe Anzahl von Qualifizierungsverbunden zu erwahnen.

In diesem Bereich scheint es am ehesten gelungen zu sein, eine Kohérenz zum EFRE herzu-
stellen, auch wenn diese durch das vorhandene Monitoringsystem nicht abgedeckt wird. Im Hin-
blick auf die bisher bekannte Ausrichtung der Qualifizierung von Beschéftigten in der neuen
Programmperiode sollten jedenfalls die vorhandenen Kooperationsformen gestarkt bzw. neue
geschaffen werden, um die bisher erzielten positiven Aspekte zu bewahren.

Auch die neu entstandenen Strukturen - BAB mit Qualifikationsberatung und neuen Beratungs-
produkten sowie die Zusammenarbeit mit dem Land in Form eines eigenen Entscheidungsgre-
miums - sollten aufrechterhalten und andererseits die Zusammenarbeit mit den Regionalmana-
gern im Zuge der weiteren Regionalisierung der Arbeitsmarktpolitik neu geordnet werden. Die
schon seit Jahren bestehenden Kooperationen mit dem Land in Form von Qualifizierungs- und
Beschaftigungsprogrammen mit dem Wirtschafts- bzw. Sozialressort haben sich als sehr niitz-
lich bei der Umsetzung des ESF erwiesen und sollten weiterhin den Planungsrahmen fir das
Regelinstrumentarium bilden. Sie kdnnen aber sicherlich nicht jene Aufgaben erfillen, die den
Territorialen Beschéaftigungspakten bzw., eine Ebene darunter, den Regionalen Beschaftigungs-
pakten, als Instrumente fur eine zukunftsorientierte Regionalentwicklung zukommen werden.
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1.1.2 Gemeinschaftsinitiativen und Pilotaktionen
KMU und RETEX

GemalR dem bundesweiten KMU Programm sind flr die steirischen Zielgebiete 2 und 5b vom
Gesamtvolumen 25,4% vorgesehen, konzentriert auf drei Prioritaten:

— Telekommunikation (z.B. Aktion TELEFIT, ISDN-Paket fir Unternehmen)

— Umwelt / Energie (z.B. Umweltmessbus, Ecodesign)

— Strategische Unternehmensplanung (z.B. Uberbetriebliche Kooperationen, gemeinsame Ex-
port-Marketingstrategien)

Zur Umsetzung dienen drei Malinahmen: Information, Beratung und Pilotprojekte. Letztere ste-
hen auch bei RETEX im Vordergrund (zusatzlich zur Know-how-Verbesserung). Daher wurden
in der letzten Programmphase Mittel aus beiden Gemeinschaftsinitiativen in einer gemeinsamen
Aktion ,Partner-Pool“ zum Einsatz gebracht, die auf die Bildung neuer Partnerschaften von Pro-
duktions- und Dienstleistungsbetrieben abzielt. Dadurch konnten eine Reihe innovativer Vernet-
zungsprojekte (z.B. Metall&Automation Netzwerk Obersteiermark, Gemini Haus) gefordert wer-
den.

RECHAR Il und RESIDER I

GemalR dem bundesweiten RECHAR Programm sollen vom Gesamtvolumen der EU-Forde-
rungsmittel 75% im Forderungsgebiet Steiermark (Bezirk Voitsberg, gleichzeitig Ziel 2 Gebiet)
eingesetzt werden. Bei RESIDER entfallen 50% des Gesamtvolumens auf das Forderungsge-
biet Steiermark (NUTS Il Region Obersteiermark Ost und West), das ebenfalls zur Ganze im
Ziel 2 Gebiet liegt. Der Zusatznutzen dieser beiden Programme lag weniger in der finanziellen
Dotierung, als vielmehr in der Mdglichkeit innovativ tétig zu werden und Pilotprojekte zu initiie-
ren. Auch die Umsetzung war insofern eine Neuerung, als in der Steiermark dafur eine Rah-
menrichtlinie (statt einer Vielzahl von Einzelrichtlinien) eingeftihrt wurde. Daher kam es zu einem
deutlicher fokussierten Ansatz, bei dem eine Konzentration auf kompakte MafRRnahmenbiindel
erfolgte, die durch wenige Trager umgesetzt wurden.

LEADER II

Das LEADER Programm Steiermark sieht finf Aktionsgruppen vor. Vier davon befinden sich im
Flach- und Hugelland (Teichalm / Sommeralm, Kleinregion Feldbach, Joglland, Schilcherland)
und nur eine (Solktaler) in der Obersteiermark. Der Schwerpunkt der Aktivitaten liegt bei der
MaRnahme 2 ,Innovation im landlichen Raum®. Von diesen Gruppen und ihrem Umfeld gehen
lokale und Uberregional wirksame Diversifizierungsimpulse, auch im Produktionsbereich, aus.
Auch die Umsetzung war eine administrative Innovation, als die Steiermark als einziges Bun-
desland dafir eine Rahmenrichtlinie (statt einer Vielzahl von Einzelrichtlinien) eingesetzt hat.
Das gute Anlaufen des Programms und die auch in weiterer Folge sehr effiziente Umsetzung hat
zu einer vollstandigen Ausschopfung bei den Mittelbindungen bis Ende 1999 gefiihrt, der
Auszahlungsstand liegt allerdings erst bei 31%.
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EMPLOYMENT und ADAPT

Die Ubernahme der Gemeinschaftsinitiativen EMPLOYMENT und ADAPT mit Ende 1996, die im
Sinne ihres Pilotcharakters einen direkten Konnex zu den horizontalen Zielen 3 bzw. 4 des ESF
und damit direkte arbeitsmarktpolitische Relevanz haben, erfolgte mit Ende 1996 und erfasste
sowohl die erste wie auch die zweite Antragsrunde. Insgesamt wurden 15 Projekte in ADAPT
sowie 23 Projekte in EMPLOYMENT umgesetzt, die jedoch nicht in jedem Falle zielgebiets-
bzw. problemorientiert, sondern in erster Linie im Hinblick auf die Zielgruppe und/oder geeignete
Trager mit Innovationspotenzial ausgewahlt wurden.

Der Einfluss der (steirischen) Gl-Projekte auf die kinftige Mal3nahmenplanung lasst sich derzeit
noch nicht bewerten, nur wenige Projekte sind bisher abgeschlossen worden. Ziel soll es aber
sein, die erarbeiteten Ergebnisse bzw. konkreten Produkte mdglichst frihzeitig in das Regelin-
strumentarium einzubinden, besonders in jenen Bereichen, wo, wie beispielsweise bei den Te-
lelearning-Projekten, eine Verbesserung des Preis / Leistungsverhaltnisses der Arbeitsmarkt-
ausbildung fir Arbeitslose und Beschaftigte erhofft werden kann. Als besonders schwierig stellt
sich die Einschatzung der Bedeutung und des Kosten-Nutzenverhéltnisses, gewissermalien des
-Mehrwerts“, der - auch fur EQUAL unabdingbaren - Transnationalitat dar.

URBAN Graz

Das URBAN Programm ist ein integriertes Stadterneuerungsprogramm fiur den Grazer Innen-
stadtbezirk Gries. Es verfolgt das Ziel einer Verbesserung der Wohn- und Wirtschaftsqualitat in
diesem von wirtschaftlichen, ékologischen und sozialen Problemen gepragten Bezirk mit knapp
11.000 Einwohnern. Der Schwerpunkt der Aktivitaten liegt bei den MaRnahmen 1 ,Verbesserung
der sozialen Infrastruktur und Umweltentlastung“ und 2 ,Strukturelle Verbesserung des Wohn-
umfeldes und Griinangebots®. Von diesen Gruppen und ihrem Umfeld gehen lokale und Uberre-
gional wirksame Diversifizierungsimpulse, auch im Produktionsbereich, aus. Auch die Umset-
zung war eine administrative Innovation, als die Steiermark als einziges Bundesland dafir eine
Rahmenrichtlinie (statt einer Vielzahl von Einzelrichtlinien) eingesetzt hat. Das gute Anlaufen
des Programms und die auch in weiterer Folge sehr effiziente Umsetzung hat zu einer
vollstandigen Ausschopfung bei den Mittelbindungen bis Ende 1999 gefihrt, der
Auszahlungsstand liegt allerdings erst bei 31%.

Art. 10 (RISI) @telekis Aktionsprogramm

Die Telekommunikationsinitiative Steiermark - @telekis - ist eine gemeinsame Initiative zentraler
steirischer Akteure in diesem Bereich. Seit ihrer Grindung 1995 wurden zahlreiche Umset-
zungsprojekte initiiert, wobei ein besonderer Wert auf einen integrierten Ansatz gelegt wird, bei
dem funf Aktionslinien bei den Projektférderungen ausgewogen bericksichtigt werden (Anwen-
dungen, Kooperationsforderung, Bewusstseinsbildung und Qualifizierung, Infrastruktur,
Rahmenbedingungen).

Seitens der EU wurde 1998 im Rahmen des Art. 10 EFRE die Ausarbeitung eines Strategie- und
Aktionsplans gefdrdert, der die Umsetzungsprojekte noch starker mit landesweiten Entwick-
lungszielen zusammengefuhrt und auf drei strategische Schwerpunkte konzentriert. Dieser Plan
bildete auch die Grundlage fur die Integration des Bereiches ,Telekommunikation und Informa-
tionsgesellschaft” in das vorliegende Ziel 2 Programm, Teile dieses Plans werden auch bereits
im Rahmen des Aktionsprogramms RISI umgesetzt.

Amt der Steiermarkischen Landesregierung 8



Zid 2 Steiermark EPPD

1.1.3 Sonstige Programme mit EU-Kofinanzierung

Immanenten Stellenwert fir die Steiermark haben die aus dem EAGFL-Garantie als soge-
nannte ‘Flankierende MalRnahmen zur GAP’ kofinanzierten dkologisch ausgerichteten Flachen-
forderungsprogramme (Aufforstung, umweltgerechte Produktionsverfahren) im Rahmen hori-
zontaler und/oder regionaler Bund / Lander-Programme. In Osterreich flieRen lediglich 35% der
gesamten Agrarausgaben (= Summe EAGFL-Garantie und Ausrichtung inkl. der nationalen Ko-
finanzierungsmittel fur die Agrarumwelt- und Strukturprogramme) in den Bereich der Ausgaben
fur die Gemeinsame Marktordnung, im europaischen Durchschnitt sind dies 90%! Vom beachtli-
chen Rest flieBen in Osterreich ca. 2/3 in die Agrarumweltprogramme (real ca. 25% des euro-
paischen Gesamtvolumens fur diesen Bereich!!) und 1/3 in die expliziten Strukturprogramme.
Diese GroRRenordnungen gelten auch fir die Steiermark.

Von herausragender Bedeutung fiir die Steiermark ist dabei das , Osterreichische Programm
fur eine umweltgerechte Landwirtschaft - OPUL*, das regional- und problemspezifisch noch
durch Lander-Regionalprogramme ergénzt wird. Die im Rahmen des OPUL ausbezahlten For-
derungsmittel fir die Einhaltung der vorgeschriebenen Bewirtschaftungsauflagen machten seit
Beitritt rund ein Drittel der gesamten Agrarforderungen in der Steiermark aus. Die Einkommens-
bzw. Betriebssicherungswirkungen der OPUL-Pramien sind in den griinlanddominierten und
groBer strukturierten Hochalpen- und Alpenostrandgebieten deutlich héher zu bewerten als im
kleinstrukturierten und intensiver wirtschaftenden Flach- und Hugelland. Méngel bei der Errei-
chung der 6kologischen Ziele bestehen vor allem auf Grund der geringen Akzeptanz des OPUL
in den Ackerbaugebieten. Gerade in den Grundwasserproblemzonen ist die flachenhafte Erfas-
sung sehr gering.

In der letzten Programmperiode wurden in der Steiermark neben den bereits erwéhnten Pro-
grammen Ziel 5b und LEADER mit Kofinanzierung aus dem EAGFL-Ausrichtung folgende ho-
rizontale, teils regionale Struktur-Programme und -MalRBhahmen angeboten und bisher erfolg-
reich umgesetzt:

* Reorganisation bzw. fortlaufende Erneuerung der land- und forstwirtschaftlichen Strukturen
auf (einzelbetrieblicher) Produktions-, Verarbeitungs- und Vermarktungsebene (bisheriges
Ziel 5a);

» Ausgleich der (negativen) Auswirkungen naturbedingter Nachteile fiir die Landwirtschaft in
den Berggebieten und sonstigen benachteiligten Gebieten (= Ausgleichszahlungen im Rah-
men des Ziel 5a);

e Sektorplanférderung zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen
fur landwirtschaftliche Produkte. Diese Férderung ermdglichte vielen steirischen agrarnahen
Unternehmen, die notwendigen Anpassungsschritte rascher und in gréferem Umfang durch-
zufihren und erwies sich als wichtiges Instrument zur Standortsicherung heimischer Verar-
beitungsbetriebe der Ernahrungswirtschaft (v.a. bei Obst, Fleisch und Milch).

1.1.4 Nationale Férderungen

Neben den oben erwéhnten, mit EU- und Bundesmitteln kofinanzierten Programmen wurden auf
Landes- und Bundesebene in der abgelaufenen Programmperiode eine Reihe weiterer Mal3-
nahmen realisiert, die von erheblicher wirtschafts- und strukturpolitischer Bedeutung sind:

— Organisatorische Neuausrichtung der steirischen Wirtschaftsférderung:
Im Jahr 1997 wurde der operative Bereich flr die unternehmensbezogene Férderungen
(ausgenommen Tourismus) an die Steirische Wirtschaftsforderungs- GmbH (SFG) Ubertra-
gen. Dadurch wurde eine Konzentration auf eine dienstleistungsorientierte ,,one-stop-shop*
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Einrichtung erreicht. Im Zuge dieser Reorganisation wurden die bisherigen Einzelrichtlinien
auch zu einer neuen Rahmenrichtlinie gebundelt. Auf Grund dieser Neuorganisation wurde
die Anzahl der Forderungsfélle der SFG nahezu verdoppelt, es kam auch zu einer starken
Zunahme der Beratungen und der Grindungsforderung. Der wirtschaftspolitische Bereich
(inkl. EU-Forderungsprogramme) wurde an das neu eingerichtete Referat fur Wirtschaftspo-
litik der Landesbaudirektion im Amt der Steiermérkischen Landesregierung Ubertragen.

— Neue inhaltliche Ausrichtung der Wirtschaftsforderung:

Basierend auf Empfehlungen des (1995 erstmals erstellten und in der Folge laufend aktuali-
sierten) Wirtschaftsleitbildes und des Technologiepolitischen Konzeptes forciert die Steier-
mark den Aufbau industrieller Cluster. Diese Strategie zielt darauf ab, starke industrielle
Kerne in Verbindung mit vor- und nachgelagerten Dienstleistungen sowie F&E Einrichtungen
zu foérdern. In den letzten Jahren wurde Uber die SFG das Projekt ,,Automobilcluster Steier-
mark” erfolgreich umgesetzt und zu einer Selbsttragerschaft durch die beteiligten Firmen /
Institutionen gefuhrt. Weitere Clusterprojekte befinden sich im Aufbau bzw. in Vorbereitung.

- Impuls- und Kompetenzzentren:

Uber ihre Tochtergesellschaft Innofinanz hat die SFG den Aufbau von Impulszentren in
Bruck/Mur, Graz, Grambach, Kapfenberg, Liezen Mirzzuschlag, Niklasdorf und Zeltweg
gefordert. Ferner beteiligt sie sich an Technologieparks, Grinder- und Innovationszentren
und betreibt selbstandig Technologiezentren.

Im Rahmen der neuen, bundesweiten Forderungsaktionen flir Kompetenzzentren (K-Plus, K-
Ind, K-Net) konnte die Steiermark die Einrichtung des Material Center Leoben, sowie der
Zentren fur Autoakustik (Graz) und Metallurgie (Obersteiermark) fixieren.

— Betriebsansiedlungen und -erweiterungen (Sonderinvestitionsprojekte):

Die Forderung von Betriebsansiedlungen liegt in Bezug auf das Mittelvolumen mittlerweile
an zweiter Stelle der Steirischen Wirtschaftsférderung. So konnten allein im Rahmen des
Automobilclusters einige grof3e Ansiedlungsprojekte (z.B. Magna, Tesma) durchgefiihrt und
insgesamt in den letzten beiden Jahren 10 Milliarden an Neuinvestitionen und 3.000 neue
Arbeitsplatze erreicht werden. Auch in anderen Branchen wurden grol3e Investitionsprojekte
zur Absicherung bestehender Standorte realisiert (z.B. AT&S in Leoben - Halbleiterfertigung,
Verdichter in Fiurstenfeld - Kompressoren).

- Einrichtung von Fachhochschulen:

Die Steiermark verfugt Uber insgesamt 11 Studiengange (davon 2 berufsbegleitend) dieser
neuen praxisorientierten Ausbildungsform. Die Standorte der Fachhochschulen befinden
sich in Graz (8 Studiengange) und Kapfenberg, die Ausbildungsmdglichkeiten sind auf un-
terschiedliche technische Bereiche sowie Kommunikations- und Informationstechnologie
konzentriert. Das Angebot wird durch zusétzliche Bildungsaktivitdten erganzt, einige Stu-
diengange beteiligen sich auch erfolgreich an der Impulsaktion: Kooperation Fachhoch-
schulen - Wirtschaft. In Kapfenberg wurde ein Transferzentrum eingerichtet, durch das die
Verflechtung mit regionalen Unternehmen sowie der Technologie- und Know-how Transfer
verbessert werden soll.
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1.2 Rahmenbedingungen und Herausforderungen fur die regionalwirtschaftli-
che Entwicklung der Steiermark

1.2.1 Zentrale Determinanten der Wettbewerbsféahigkeit

Wissensbasierte Gesellschaft / qualifiziertes Humankapital

Der rasche Wandel verursacht auch den Bedarf nach kontinuierlicher Weiterbildung und/oder
Neuqualifikation der Berufstatigen im Sinne des Uberganges zu ,lebenslangem Lernen”. Die
generelle Tertiarisierung der Qualifikationen - auch innerhalb des industriellen Kernbereiches -
und die zunehmende Wissensbasierung der Gesellschaft stellen neue Herausforderungen fir
das System der Aus- und Weiterbildung dar. Vor allem regionale und durch die Beteiligung der
Unternehmer gestaltete Qualifikationsprozesse gewinnen entscheidend an Bedeutung. Da die
Aktionsradien der Unternehmen auf allen Ebenen steigen, werden Auslands- und Sprachkennt-
nisse, sozusagen die ,geistige" Mobilitat zur Zukunftsqualifikation.

Diffusion und Adaption von Technologien

Fur die Sicherung der Wettbewerbsfahigkeit regionaler Wirtschaftssysteme sind sowohl die ra-
sche Diffusion neuer Technologien als auch ihre effektive Absorption durch die Unternehmen
von entscheidender Bedeutung. Dazu ist die Identifizierung und Bearbeitung von Adaptions-
hemmnissen, insbesondere in KMU (Informationsdefizite, Qualifikationsmangel der Beschaftig-
ten) von herausragender Bedeutung. Die Adaption neuer Technologien erfordert in der Regel
Anpassungs- und Lenkungsaktivitdten technischer und organisatorischer Art, um externes
Know-how mit eigenen Innovationen und Strukturen kombinieren zu kénnen. Die Forschungsak-
tivitaten von Unternehmen sowie deren Management-, Strategie- und Organisationskapazitaten
sind daher wichtige Erfolgsfaktoren.

Vernetzung von Wissenschaft und Wirtschaft

Die zunehmende Intensitat von Ruckkoppelungen und Interaktionen im Innovationsprozess (zwi-
schen Forschern, Anwendern und Institutionen) erfordert eine enge Verbindung zwischen Wis-
senschaft und Wirtschaft. Da ein Teil des zu transferierenden Wissens nicht kodifiziert ist, erfor-
dert ein effizienter Informationsaustausch die Intensivierung des Personaltransfers, den Aufbau
von regionalen Informations- und Kommunikationsmechanismen sowie die Unterstiitzung von
Netzwerken und Serviceeinrichtungen. Die effektive Vernetzung der relevanten Akteure ist zu-
dem ein wichtiger Faktor fur die Diffusion von neuen Technologien.

Netzwerke und Cluster

Deren Aufbau wird in den letzten Jahren verstarkt als wirtschaftspolitische Strategie zur Steige-
rung der Wettbewerbsfahigkeit verfolgt. Unter ,Cluster wird dabei ,ein Netzwerk von Unterneh-
men, Bildungs- und Forschungseinrichtungen verstanden, die in unterschiedlichster Art und
Weise entlang der Wertschopfungskette miteinander kooperieren und Synergien entwickeln und
somit ein regionalwirtschaftliches Stérkefeld darstellen® Damit wird auf die ver&nderten
Rahmenbedingungen reagiert, die eine verstarkte Betonung der Innovationsfahigkeit der Unter-
nehmen, von flexiblen Produktionsprozessen, Liefervernetzung sowie einer produktiven Ver-
knupfung von Wissenschaft, Technik und Wirtschaft erfordern. Dies gilt zunehmend auch fir
mittlere und kleine Unternehmen.

Ausstattung mit Telekommunikationsinfrastruktur und Diensten als Standortfaktor

Der Markt fur Informations- und Kommunikationstechnologien ist der am schnellsten wachsende
und mittlerweile auch gréfite Markt der Welt. Am dynamischsten entwickelt sich hierbei der
Dienstleistungsbereich (Beratung, Einfilhrung und Betrieb von Informations- und Kommunika-
tionssystemen). Ein verstarkter Ausbau des Telekommunikationssektors ist daher unabdingbar,
um an der Wachstumsdynamik dieses Segmentes zu partizipieren, Beschéftigungsverlagerun-
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gen in diesen Sektor aufzufangen und den Dienstleistungssektor weiter auszubauen und zu
modernisieren. Zudem kann der intensive Einsatz moderner Informations- und Kommunika-
tionstechnologien zur Sicherung und zum Ausbau der Leistungsfahigkeit steirischer Unterneh-
men beitragen, und Nachteile aus der wirtschafts- und verkehrsgeographischen Lage der Stei-
ermark verringern.

Bildung regionaler Schwerpunkte

Die arbeitsteilige, interregionale und internationale Positionierung in Technologiesegmenten
erfordert die Bildung kritischer Massen und damit das Setzen regionaler Schwerpunkte. Dabei
sollte auf den bereits vorhandenen komparativen Vorteilen bzw. Starken einer Region angesetzt
und auf ein up-grading des endogenen Potenzials einer Region abgezielt werden. Die Hebung
der technologischen Standortqualitat kann zum einen durch die Bereitstellung von materieller
Infrastruktur als auch durch die Forderung von immaterieller Infrastruktur (,soft measures®) er-
folgen.

1.2.2 Politische Rahmenbedingungen
Nationale Rahmenbedingungen

Institutioneller Kontext fir die Agrar-Strukturpolitik

Die Forderung der landlichen Entwicklung im Rahmen der EU-Strukturfonds wurde an den

EAGFL - Abteilung Garantie Gbertragen. In Osterreich wird es dabei zu keiner Mitprogrammie-

rung der EAGFL-Mittel im Rahmen von Ziel 2 kommen, sondern die MaBnahmen des Art. 33

werden durch das Horizontale Programm ,Landlicher Raum“ umgesetzt. Um dennoch dem in

der Vorperiode bewdhrten Grundsatz einer sektortibergreifenden Entwicklung im landlichen

Raum auf Basis der endogenen Potenziale gerecht zu werden, bedarf es daher verstarkten Be-

muihungen fir eine interorganisatorische Kooperationsstrategie. Auf Uberregionaler Ebene geht

es in erster Linie um die Bearbeitung der strategischen Schnittstellen zum Ziel 2 (und/oder Ziel

3) Programm durch die jeweils verantwortlichen Stellen:

— Verarbeitungsindustrie und Vermarktungsstrukturen

— Dorferneuerung, Ortsentwicklung (als Teil der Standortentwicklung)

- Entwicklung von Qualitatsprodukten, Aufbau von Kompetenz-/Starkefeldern

— Tourismus im landlichen Raum

- Biomasse und nachwachsende Rohstoffe

— Qualifizierungsmal3nahmen fur den Wechsel in andere Erwerbsfelder (v.a. Fortsetzung /
Intensivierung der erfolgreichen Bauerlichen Arbeitsstiftung).

Auf regionaler Ebene steht dabei die Weiterfiihrung der in der Vorperiode initiierten Supportein-
richtungen (ILE, OLE) im Vordergrund sowie deren Zusammenarbeit mit den fiir die sektoriiber-
greifende regionale Abstimmung vorgesehenen Einrichtungen (Regionalmanagementstellen,
Regionalkonferenzen, EUREGIO fiir das Grenzland).

Nationaler Aktionsplan flr Beschaftigung (NAP)

Der NAP wurde erstmals im April 1998 beschlossen und 1999 die neuen beschaftigungspoliti-

schen Leitlinien angepasst. Dabei standen die Verstarkung der Anstrengungen flr eine nachhal-

tige Trendwende, also eine Reduktion der Arbeitslosigkeit, im Vordergrund. Schwerpunkte des

NAP sind:

— Der Pakt fur altere Arbeitnehmerinnen

- Die Schaffung von Arbeitsplatzen im Dienstleistungsbereich (,New Start*) und in den territo-
rialen Beschéaftigungspakten
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— Steuererleichterungen und ,One-Stop-Shop* fur Anlageverfahren

— Reduzierung der Saisonarbeitslosigkeit

- Anhebung der Forschungs- und Entwicklungsquote auf 2,5% bis 2005

- Neuauflage des Jugendbeschéaftigungsprogramms und steuerliche Férderung der Jugend-
beschéftigung

— Ausbildung von Beschaftigten

- Aktivierungsprogramme wahrend der Arbeitslosigkeit (,Job Coaching")

— Foérderung der Frauenbeschéftigung

Neugestaltung der regionalen Infrastrukturférderung (RIF 2000)

Grundsatz ist die verstarkte Orientierung von der ,Hardware®- zur ,Software“-Férderung mit dem
Ziel einer optimalen Nutzung vorhandener technologie- und ausbildungsrelevanter Infrastruktur.
Damit sollen die Ausbildungs-, Forschungs- und Beratungsinfrastruktur in den Regionen pro-
duktiv fur die ansassigen Betriebe genutzt und die Standortbedingungen fir potenzielle Grinder
und Ansiedlungen verbessert werden. Durch diese optimale Nutzung vorhandener Ressourcen
soll eine Verbesserung der tatsadchlichen Inanspruchnahme der angebotenen Dienste erreicht
und Méangel im Angebotsspektrum der Zentren ausgeglichen werden. Im Sinne eines systemi-
schen Ansatzes wird ferner auf die Einbindung der Zentren in die jeweiligen regionalen Innova-
tionssysteme Wert gelegt, durch die kombinierte Nutzung von Infrastruktur und anderen Pro-
grammen sollen Gesamtstrategien auf Basis regionaler Partnerschaften der relevanten Akteure
ermuntert werden. Infrastrukturférderung wiirde damit zum Teil einer Paketforderung fir strate-
gisch ausgerichtete regionale Gesamtprogramme.

Neue Finanzierungsmoglichkeiten

Der Innovations- und Technologiefonds (ITF) unterstitzt ein ,seed-financing” Programm, mit
dem junge, kleine high-tech Unternehmen finanziert und betreut werden. Zur Verfligung gestellt
werden Startkapital sowie Beratungs- und Betreuungsleistungen. Jahrlich werden ca. 10-15
Unternehmen finanziert. Das ,ERP-Sonderprogramm flir eine Wachstums- und Technologieof-
fensive® bietet ein Finanzierungsinstrument fur mittelstandische, technologieorientierte Unter-
nehmen zur Durchflhrung risikoreicher, strategisch bedeutender F&E Vorhaben und innovativer
Technologieinvestitionen. Es lauft seit 1998, ist vorlaufig auf 3 Jahre begrenzt und weist 2
Schwerpunkte auf: Erweiterung der Kapitalbasis und F&E Kooperationsprojekte.

Internationale Rahmenbedingungen

Globalisierung und neue Standortanforderungen

Die Globalisierung und internationale Arbeitsteilung hat auch Auswirkungen auf die steirische
Wirtschaft - insbesondere auf den industriell-gewerblichen Bereich. Das Wegfallen von Han-
delshemmnissen, sinkende Transport- und Transaktionskosten sowie der weltweite Technolo-
gietransfer beginstigen den Vormarsch multinationaler Konzerne mit einem strengen Kosten-
kalkl bei der Wahl ihrer Investitionsstandorte. In Anbetracht der Arbeitskostenkonkurrenz zur
Ostlichen Halfte Europas, zur suid- und westeuropéischen Peripherie der EU sowie zu den soge-
nannten Schwellenlandern (besonders Ost- / Siidostasien) ist der Wirtschaftsstandort Osterreich
/ Steiermark vor neue Herausforderungen gestellt worden.

EU-Osterweiterung
Die Steiermark hat von der bisherigen Ostéffnung nach dem Jahr 1989, vor allem im Bereich der
Industrie, profitieren kénnen. Seit Mitte der 90er Jahre, nachdem es gelungen war, vor allem in
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der Obersteiermark strukturelle Verbesserungen zu erreichen und sich bietende Exportchancen
in einigen Industriebranchen wie der Elektro-, Fahrzeugzulieferer- und Papierindustrie gut zu
nutzen, entwickelte sich die steirische Wirtschaft Gberdurchschnittlich. Eine Fortsetzung dieses
Prozesses der Ostdffnung, wie sie eine EU-Osterweiterung um die derzeitigen Beitrittskandida-
ten Polen, Ungarn, Tschechien, Slowenien und Estland darstellt, bringt fiir die Steiermark nun
eine Reihe neuer Chancen, aber auch Risken.

Chancen und Gefahren fiur die Wirtschaft der Steiermark, die sich aus einer EU-Osterweiterung
ergeben konnen, sind im folgenden aufgelistet.

Chancen

e« Chancen ergeben sich vor allem aus dem technologischen und organisatorischen Vor-
sprung, dem besseren Know-how und den hdheren F&E-Kapazitaten. Auch die Verteilungs-
und Vermarktungskanale und die Vermarktungstechniken der Steiermark sind effizienter als
die der MOEL.

» Die Ostoéffnung brachte der steirischen Industrie wachsende Absatzmarkte, dies wird sich
auch in Zukunft fortsetzen. Besondere Chancen bestehen im Bereich der innovativen und
technologieorientierten Produkte und der Investitionsguter.

* Der mittel- und osteuropaische Wirtschaftsraum ist der wachstumsstarkste Markt in Europa.
Aufgrund der Grenzlage konnte die Steiermark zu den Gewinnern der EU-Erweiterung wer-
den.

» Die EU-Erweiterung wird in den MOEL in der Zeit der Umstrukturierung eine zusétzliche
Nachfrage nach Investitionsgttern auslésen und in der Folge zu einer Erh6hung des Le-
bensstandards fuhren, was wiederum zu einer gesteigerten Nachfrage nach Osterreichi-
schen und steirischen Produkten fiihren kann.

» Infolge der EU-Erweiterung konnte die Steiermark die Rolle eines regionalen Zentrums
Ubernehmen und so die periphere Lage innerhalb der EU abbauen. So kdnnte die Steier-
mark auch zu einer Drehscheibe des Ost- / Westhandels werden.

» Chancen bestehen auch auf dem Gebiet der Finanzdienstleistungen und der produktions-
nahen Dienstleistungen, bei denen in den MOEL noch erhebliche Defizite bestehen.

Risken

* Risken liegen vor allem in dem niedrigeren Niveau der MOEL bei den Lohn- und Produkti-
onskosten - dies gilt vor allem flir nicht spezialisierte, wenig qualitatsorientierte und arbeits-
intensive Industrie- und Handwerksbetriebe und auch fur die Landwirtschaft. Besonders be-
troffen ist davon das Grenzland, da im Branchenmix dieser Region gerade solche Betriebe
vorherrschen.

e Unter starken Konkurrenz- und Restrukturierungsdruck werden ,sensible Bereiche* wie etwa
die Textil-, Bekleidungs- und die Stahlindustrie und die Agrarwirtschaft sowie arbeitskosten-
intensive Dienstleistungssparten, wie z.B. der Einzelhandel oder das Beherbergungs- und
Gaststattenwesen geraten.

« Besonders in den Grenzgebieten ist mit einer potenziellen Verstarkung des Kaufkraftabflus-
ses bei bestimmtem Produkten und Dienstleistungen zu rechnen.
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e Durch die Freizligigkeit am Arbeitsmarkt wird es zu Migration und Pendlerbewegungen
kommen. ,Insgesamt hat die Steiermark innerhalb von 10 Jahren nach Gewahrung der Frei-
zuigigkeit mit rund 13% aller fur Osterreich erwarteten Pendler und Migranten zu rechnen.
Dies bedeutet also fir die Steiermark ein Potenzial von 36.000 bis 39.000 zuséatzlichen Ar-
beitskraften. Die Arbeitslosenrate wirde sich dadurch um kumulierte 1,1 bis 1,5 Prozent-
punkte erhohen, die grenznahen Regionen sind davon starker betroffen als der Rest der
Steiermark.

Die Chancen und Gefahren sind regional unterschiedlich verteilt, wobei der Zentralraum, insbe-
sondere Graz, uberdurchschnittlich profitieren, die Grenzgebiete potenziell einem grof3eren Kon-
kurrenzdruck ausgesetzt sein werden.

1.2.3 Spezielle Herausforderungen fur Landwirtschaft und Landlichen Raum

Agenda 2000 und EU-Osterweiterung

Die Neuorientierung der europaischen Agrarpolitik im Rahmen der Agenda 2000 wird erhebliche
Anpassungs- und Integrationswirkungen in der Landwirtschaft zur Folge haben. Diese Effekte
durften in der Sud-, West- und Oststeiermark besonders spirbar werden, da hier geringe Ein-
kommen, kleine Betriebsstrukturen und ein Preisverfall v.a. im Intensivsegment bestehen. Im
Zuge der EU-Osterweiterung dirfte die gesamt Agrarwirtschaft als Folge des niedrigeren Ni-
veaus der MOEL bei den Lohn- und Produktionskosten unter starken Konkurrenz- und Restruk-
turierungsdruck geraten. Auch hier wird das Grenzland besonders betroffen sein, da hier die
Agrarquote und die Bedeutung des Verarbeitungssektors am héchsten sind (empfohlene Mal3-
nahmen siehe unten).

Verschéarfte Strukturprobleme

Durch die relative Uberalterung der Betriebsfiihrer besteht die Gefahr eines Zerfalls der bauer-
lichen Familienstrukturen durch fehlende Hofnachfolge bzw. Arbeitsiiberlastung im Zu- oder Ne-
benerwerb, die in weiterer Folge zu vermehrten BetriebsschlieRungen fiihren. Diese Situation
wird durch die fehlende regional- und betriebswirtschaftliche Planungserfahrung in der Landwirt-
schaft noch verstarkt. Neben der Umstellung zu extensiven (6kologischen) Produktionsweisen
ist vor allem im einkommenswichtigen Zu- und Nebenerwerb die verstarkte Forderung von Ko-
operationen und Gemeinschaftsprojekten ein wichtiger Strukturimpuls, denn diese werden noch
immer viel zu wenig genutzt oder als Chance erkannt.

Trends im Verbraucherverhalten

Der generelle Trend geht in Richtung Polarisierung, wonach die Anteile der Hoch- und Tief-
preisprodukte auf Kosten der Mitte wachsen. Speziell der Convenience-Sektor, der Absatz von
hochverarbeiteten Lebensmitteln nimmt bei recht hohem Preisniveau standig zu. Das Thema
~Gesundheit” hat sich als sehr dauerhaft erwiesen und biologische Produkte haben bereits einen
hohen Marktanteil. Nachgewiesene Herkunft ist in den letzten Jahren etwa bei Frischfleisch zum
Standard geworden und ,Heimat‘ als Werbeargument ist jedenfalls zunehmend zu finden.
Transparente Qualitatskontroll- und Gewahrleistungssysteme und eindeutige Produktauszeich-
nung erhdéhen aber in Verbindung mit regionaler Labelbildung wahrscheinlich die Akzeptanz
beim Konsumenten.
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1.2.4 Veranderungen der internationalen Rahmenbedingungen fir die Tourismuswirt-
schaft

Die Globalisierung der Wirtschaft hat sich im letzten Jahrzehnt auch verstarkt auf die Touris-
muswirtschaft ausgewirkt. Neue Destinationen in Europa und Ubersee sind mit neuen Angebo-
ten am Tourismusmarkt aufgetreten und durch den Verfall der Flugpreise sind auch entfernt ge-
legene Tourismusgebiete fur den wichtigen europdischen Herkunftsmarkt leicht zu erreichen.
Die Globalisierung der Markte bietet auch theoretische Chancen fiir die steirische Tourismus-
wirtschaft, jedoch muss man sehen, dass bei der Ansprache von Fernmarkten
Verkaufsargumente notwendig sind, die vor der internationalen Konkurrenz bestehen kdnnen.

Der weltweite Tourismus verzeichnet jedes Jahr groRe Steigerungsquoten und die Tourismus-
und Freizeitwirtschaft ist inzwischen einer der wichtigsten Wirtschaftszweige weltweit, mit wei-
terhin hohen Wachstumsprognosen. Auch wenn die alpinen Destinationen in den letzten Jahren
mit Ruckgangen zu kampfen hatten, wird fir Europa insgesamt in den nachsten Jahrzehnten mit
einer Verdoppelung der Ankunfte gerechnet. Neue Informationstechnologien und die globale
Konkurrenz erfordern von den Destinationen neue Losungen und Professionalitdt bei der An-
gebotsentwicklung und der Vermarktung. Dieses neue marktorientierte Denken in Destinationen,
bei dem Gast perfekt organisierte Dienstleistungsketten fur die von ihm gewéhlte Urlaubsform
zur Verfugung stehen, wird fiir die steirische Tourismuswirtschaft die Herausforderung fir die
nachsten Jahre darstellen.
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2. Soziobkonomische Analyse der Forderungsgebiete

Die nachfolgende Analyse des Forderungsgebietes beruht im wesentlichen auf Informationen
aus Studien und Konzepten, die in letzter Zeit zu der entsprechenden Thematik in der Steier-
mark durchgefuhrt worden sind. Die verwendeten Unterlagen sind in Anhang | aufgelistet.

Fir die Daten wurde vorrangig das Wirtschaftspolitische Berichts- und Informationssystem
der Steiermark (WIBIS) verwendet. Dieses EU-kofinanzierte System wurde in den letzten Mo-
naten eingerichtet mit dem Ziel, durch die regelmafige Bereitstellung aktueller Daten und ent-
sprechender Berichte einen Uberblick (ber die wirtschaftliche Situation und Entwicklung der
Steiermark und ihrer Teilregionen zu geben.

Fur jeden Abschnitt werden die wichtigsten Kennzahlen in einer Tabelle zusammengefasst
(Basis-Daten), weitere fur die Analyse verwendete Daten befinden sich in Tabellen und Grafiken
im Anhang II.

2.1 Lage und Abgrenzung der Forderungsgebiete
2.1.1 Gebietskulisse

Entsprechend der Verordnung 1260/1999 umfasst das steirische Ziel 2-Gebiet maf3gebliche
Teile aller NUTSIII Regionen mit Ausnahme des Zentralraumes Graz-Graz/Umgebung. In
diesem Gebiet leben insgesamt 660.773 Personen, die Steiermark ist damit das Bundesland mit
dem gré3ten Anteil an den dsterreichischen Ziel 2-Gebieten.

Da entsprechend dem einheitlichen nationalen Set von Indikatoren nach der Problemschwere
alle NUTS lll Gebiete der Steiermark mit Ausnahme von Graz als Ziel 2 Gebiet einzustufen wa-
ren, war eine Anpassung auf die vorgegebene Bevélkerungszahl, die aufgrund einer gesamt-
Osterreichischen Einigung ermittelt wurde, erforderlich. Fir diese Gebietsreduktion wurden
Merkmale und Indikatoren angewendet, die im Einklang mit den regionalwirtschaftlichen Férde-
rungsintentionen stehen. Insbhesondere wurden Gebiete nicht aufgenommen, in denen keine
befriedigenden Ansatzpunkte fur eine Férderung gesehen werden konnten (z.B. Berg- und Hi-
gelgebiete), oder in denen mal3gebliche Indikatoren auf eine vergleichsweise positive Gesamt-
entwicklung in den letzten Jahren schlieRen lassen (Arbeitslosigkeit, Bevolkerungsentwicklung).

Die Zielgebietskulisse entspricht weitgehend der Wettbewerbskulisse. Einzige Ausnahme bildet
die NUTS Ill Region Ostliche Obersteiermark, da hier aus einigen Stadten Wohngebiete heraus-
genommen wurden. Das Ubergangsgebiet fiir eine (degressive) Forderung aus dem EFRE bis
2005 setzt sich aus den verbleibenden Teilen der Ziel 2 und 5b Gebiete der Programmperiode
1995-1999 zusammen, die Einwohnerzahl betrégt 178.415.

Auf den nachfolgenden Seiten werden in einer Tabelle die Einwohnerzahlen des Programmge-
bietes zusammengefasst (gegliedert nach politischen Bezirken und NUTS Il Regionen) und in
einer Karte die geographische Abgrenzung der Ziel 2 und Ubergangsgebiete dargestellt.

Das Programmgebiet umfasst zwei der drei steirischen Wirtschaftsregionen:
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— Obersteiermark, gegliedert in die NUTS Il Regionen Liezen, dstliche und westliche Ober-
steiermark. Sie stellt eine weitgehend einheitliche, raumlich verflochtene Region dar, das im
Norden und Osten an die Industriegebiete Ober- und Niederosterreichs angrenzt. Das Zent-
rum bildet die Mur-Mirz Furche, mit allen wichtigen Siedlungsschwerpunkten und einer lan-
gen industriellen Tradition, die peripheren Zonen sind lUberwiegend agrarisch bzw. touris-
tisch genutzt.

— Ost-, West-, Sudsteiermark, mit den NUTS Il Regionen Oststeiermark sowie West- und
Sldsteiermark. Sie ist eine Uberwiegend agrarisch genutzte landliche Region mit dynami-
schen touristischen und industriellen Kernen. Sie umfasst ringférmig den Zentralraum Graz,
der zwar nicht im Programmgebiet liegt, mit dem aber enge funktionale Verflechtungen und
Austauschbeziehungen bestehen. Auf der anderen Seite bildet es das steirische ,,Grenzland”
zu Slowenien und Ungarn (getrennt durch das Sudburgenland).

Da es keine wesentlichen sozio6konomischen Unterschiede zwischen dem Ziel 2 Gebiet und
dem Ubergangsgebiet gibt und auch enge funktionale Beziehungen bestehen, wird fiir beide
Gebiete eine einheitliche Umstellungsstrategie verfolgt. Daher werden auch bei der Analyse
keine Differenzierungen nach diesen Forderungs - Gebietstypen vorgenommen, wohl aber nach
den beiden oben erwahnten Wirtschaftsregionen. Insbesondere werden deren spezifische Cha-
rakteristika  dargestellt und auf ihre besonderen  Starken, Schwachen und
Entwicklungspotenziale hingewiesen.

Einwohner Programmgebiet 1997

Pol. Bez. / NUTS Ill Region Ziel 2 Gebiet Ubergangsgebiet
Bruck / Mur 50.930 16.046
Leoben 60.047 11.612
Mirzzuschlag 41.101 3.420
Ostliche Obersteiermark 152.078 31.078
Judenburg 42.771 6.501
Knittelfeld 26.597 3.766
Murau 17.662 14.666
Westliche Obersteiermark 87.030 24.933
Liezen 49.677 33.810
OBERSTEIERMARK 288.785 89.821
Feldbach 39.116 28.550
Furstenfeld 19.155 3.866
Hartberg 57.643 10.353
Weiz 65.063 20.740
Radkersburg 21.601 2.908
Oststeiermark 202.578 66.417
Deutschlandsberg 59.118 2.908
Leibnitz 64.482 10.350
Voitsberg 45.810 8.919
West- und Sudsteiermark 169.410 22.177
OST-, WEST-, SUDSTEIERM. 371.988 88.594
GESAMT 660.773 178.415
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2.1.2 Lage, Erreichbarkeit und Stadt/Umland-Beziehungen

Die innerosterreichische Anbindung des Foérderungsgebietes an die Zentren Wien und Graz
konnte zwar verbessert werden, aber die Realisierung weiterer Projekte (Semmeringbasistunnel,
Koralmbahn) ist noch nicht gesichert. Problematisch ist die ungtinstige Anbindung und periphere
Lage zu den wirtschaftsstarken europaischen Ballungsraumen. Sowohl die Stral3en- als auch
Bahnanschlisse Richtung Salzburg und Suddeutschland sind besondere Schwachpunkte. Die
Anbindung zu den stdoéstlichen Nachbarlandern (Slowenien, Ungarn) und nach Karnten ist zwar
auf der Stral3e gut, auf der Bahn aber vor allem im Personenverkehr unzureichend.

Die innerregionalen Erreichbarkeiten sind durchwegs differenziert zu sehen: Die zentralen
Siedlungsgebiete der Obersteiermark zwischen Bruck und Mirzzuschlag, aber auch der Raum
Aichfeld Murboden und beschrankt Liezen sind direkt in das Uberregionale 6sterreichische
Bahn- und Autobahnnetz eingebunden und die Autobahn erschliel3t auch die bevélkerungs-
reichsten Teile der Ost- und Sudsteiermark. Die Gemeinden abseits dieser Hauptachsen weisen
aufgrund der topographischen Bedingungen jedoch meist unglinstige Erreichbarkeitsverhalt-
nisse mit langen Wegen in die Bezirkszentren und dartiber hinausgehende Ziele auf.

In Bezug auf die Kooperation Stadt und Umland ist festzuhalten, dass mit der Griindung des
Regionalmanagements Graz und Graz-Umgebung im Fruhjahr 2000 ( zuséatzlich zu den bereits
bestehenden 6 Regionalmanagementstellen in den anderen NUTS IlI-Regionen) eine
wesentliche organisatorische Verbesserung eingetreten ist, die es nunmehr ermdglichen sollte,
dass auch die Entwicklungskonzepte des Zentralraumes koordiniert und mit den angrenzenden
regionalen Entwicklungskonzepten abgestimmt werden.

2.1.3 Bevolkerungsentwicklung und -struktur

Wahrend die Bevolkerung in der Steiermark zwischen 1991 und 1996 durchschnittlich um 0,4%
zunahm, war seither mit einer leichten Abnahme eine Trendumkehr zu erkennen. Dabei waren
gegenlaufige regionale Entwicklungen zu beobachten: Wahrend die Bevdlkerung in der Siid-,
Ost- und Weststeiermark stagnierte, war in der Industrieregion Obersteiermark wieder eine star-
kere Abnahme (-1,2%) zu beobachten. Diese ergibt sich insbesondere durch die Rickgange in
den Kernraumen der Region Obersteiermark Ost, also den Bezirken Leoben, Bruck / Mur und
Mirzzuschlag.

Eine genauere Analyse zeigt jedoch, dass die Anstiege bis Mitte der 90iger Jahre ausschlieflich
auf den Zustrom von Auslandern zuriickzufiihren waren, der mittlerweile riicklaufig ist. Gab es
1991 - 1996 jahrlich eine durchschnittliche Zuwanderung von etwa 5.400 Auslandern, so waren
es 1997 nur noch ca. 800. Als Konsequenz ergab sich 1997 und 1998 eine deutlich tGber dem
Landesdurchschnitt liegende Abwanderung von mehr als 2000 Personen pro Jahr.

Die Trendprognose der Wohnbevdélkerung sagt flr das Programmgebiet einen Rickgang der
Gesamtbevolkerung auf 809.201 im Jahr 2006 voraus. Dieser Trend ist vor allem auf den konti-
nuierlichen Bevdlkerungsrickgang in der Obersteiermark zurtickzufihren, wahrend in der Sid-,
West- und Oststeiermark nur ein geringfiigiger Rickgang im Vergleich zur Einwohnerzahl 1998
prognostiziert wird. Allerdings ist die ,Prognose” eines weiteren Bevdlkerungsriickgangs in der
Obersteiermark nicht unumstritten, beruht sie doch auf einer Extrapolation der Abwanderung der
Jahre 1986-91, also dem Hohepunkt der Krise der Verstaatlichten Industrie. Die wirtschaftliche
Situation hat sich jedoch verbessert und die jingste Bevolkerungsentwicklung in diesem Raum
deutet darauf hin, dass damit die Griinde fur die friher starke Abwanderung weggefallen sind.
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Tabelle 4: Bevdlkerungsentwicklung 1991-1998
Tabelle 5: Wanderbilanzen 1997 und 1998
Tabelle 6: Bevolkerungsprognose 2006
Kennzahlen: Bevolkerungsentwicklung

1991 1996 % 1998 % Wanderb. | Prognose

1998 2006

Osterreich 7.795.786| 8.085.905 3,7 8.094.097 0,1 3.988 8.238.775
Steiermark 1.184.720| 1.207.097 1,9] 1.203.649 -0,3 -603 1.188.657
Obersteiermark 379.155| 378.606 -0,1| 373.937 -1,2 -1.430 351.302
Ost-West-Sudstmk. 449.707 460.482 2,4 459.991 -0,1 -704 457.899
Programmagebiet 828.862 839.088 1,2 833.928 -0,6 -2.134 809.201

Quelle: WIBIS, eigene Berechnungen

2.1.4 Humankapital, Bildung und Qualifikation

Das Bildungswesen in der Steiermark wurde im Zuge der Erstellung des Wirtschaftsleitbildes
Steiermark analysiert, die wichtigsten Schlussfolgerungen sind:

« Die Bevolkerung der Steiermark weist im Vergleich zum bundesweiten Durchschnitt ein nied-
rigeres Bildungsniveau auf.

« Die Steiermark weist mit 41,6% einen Uberdurchschnittlich hohen Anteil an Schilern von
berufsbildenden Pflichtschulen (Berufsschulen) auf. Hingegen betragt der Anteil an Schilern
in technischen und gewerblichen Fachschulen nur die Héalfte des gesamtdsterreichischen
Durchschnitts.

+ Der Anteil an Maturanten von berufsbildenden héheren Schulen an der Anzahl an Gesamt-
maturanten liegt mit 46,5% unter dem bundesweiten Anteil von 52,2%. Im Hinblick auf die
Wirtschaftsstruktur der Steiermark wird dieser Anteil als zu gering eingestuft.

* Im Hochschulbereich fallt auf, dass der Anteil an steirischen Studenten, die eine sozial- und
wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtung absolviert haben, mit 13% wesentlich geringer
ist, als der Osterreichweite Anteil, der bei 20% liegt.

» Der Vergleich des Weiterbildungsverhaltens der steirischen Berufstatigen mit jenen der ge-
samtosterreichischen Bevoélkerung zeigt, dass nur etwa jeder fiinfte Steirer (21%) gegeniber
einem bundesweiten Durchschnitt von 24,2% in einem Zeitraum von finf Jahren an einem
Fortbildungskurs teilgenommen hat.

Auf die in modernen Produktionsprozessen erforderliche Vielseitigkeit der Arbeitnehmer (Inter-
disziplinaritat, Systemdenken, kommunikative Fahigkeiten etc.) wird in der Aus- und Weiterbil-
dung noch unzureichend eingegangen, ebenso auf die Integration von Arbeit und Lernen. Aller-
dings wurden gerade im Rahmen von Ziel 4 einige neue und erfolgversprechende Ansatze fir
die Kombination von tber- und innerbetrieblicher (,learning by doing“) Qualifizierung erprobt.
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Betrachtet man die Anteile der hoch und niedrigqualifizierten Beschéftigten®, so liegt die Qualifi-
kationsstruktur im Programmgebiet deutlich unter dem Landes- und Bundes-Durchschnitt sowie
dem Zentralraum Graz. Die regionale Verteilung (1998) weist fir das alte Industriegebiet der
Obersteiermark (insbesondere 6stliche Obersteiermark) etwas héhere Anteile hochqualifizierter
Beschatftigter auf im Vergleich zu den landlichen Regionen der Sid-, Ost- und Weststeiermark.
Die Entwicklung seit 1994 zeigt allerdings in dieser Region einen deutlichen Aufholprozess beim
Anteil hochqualifizierter Beschéftigter an, aber auch ein tberdurchschnittliches Anwachsen der
Zahl der Niedrigqualifizierten.

Tabelle 7: Hoch qualifizierte Beschéftigte 1994 - 98
Tabelle 8: Niedrig qualifizierte Beschaftigte 1994 - 98

Kennzahlen: Anteile der hoch und niedrigqualifizierten Beschéftigten (1994 — 1998)

Niedrig Hoch Niedrig Hoch Veranderungen in %

1998 1998 1994 1994 Hoch Niedrig
Osterreich 22,0 22,2 22,7 20,5 12,7 0,9
Steiermark 22,7 20,8 22,9 19,6 10,4 3,2
Obersteiermark 26,1 14,5 25,8 14,0 4.4 2,1
Ost-West-Sudstmk. 27,9 12,5 27,4 12,0 12,2 9,5
Programmgebiet 27,1 13,5 26,6 13,0 8,1 6,0

Quelle: WIBIS, eigene Berechnungen

2.1.5 Kultur

Kultur und Bildung haben in den letzten Jahren weltweit an Bedeutung gewonnen. Die immer
starker werdende Verbindung von Wirtschaft, Tourismus und Kultur ist daher im Sinne einer
synergetischen Entwicklung von ganz besonderer Bedeutung. Gerade die Steiermark in ihrer
Vielfalt verfugt Uber ein kulturelles Potenzial, das noch wesentlich verstarkt angeboten werden
soll und muss.

Dieser Trend ist vor allem in der Ostlichen Obersteiermark spurbar. Beispielsweise hat gerade
erst die Errichtung des Kunsthauses in Mirzzuschlag zu einem véllig verdnderten Image der
gesamten Region gefuihrt. Noch vor wenigen Jahren wurde Mirzzuschlag mit einer tristen In-
dustriestadt assoziiert, seit lAngerem verbindet man damit ein interessantes Zentrum zeitgends-
sischer Kunst- und Kultur, was sich wiederum sehr positiv auf die wirtschaftliche Lage der ge-
samten Region auswirkt. Durch die Errichtung des Kunsthauses kommen immer mehr Men-
schen in die Region, womit sich natirlich auch das Lebensgefihl der Bevdlkerung positiv veran-
dert hat. Es wurde und wird gerade mit solchen Schwerpunktsetzungen eine nachhaltige Ver-
besserung der Lebensqualitat erreicht und auch ein wichtiger Beitrag gegen Resignation und
Abwanderung geleistet.

Mit den jahrlich stattfindenden Landesausstellungen werden in groem Umfang Impulse gesetzt,
die einerseits zu einer langfristigen wirtschaftlichen und touristisch auf3erst bedeutsamen Auf-

! Hochqualifizierte Beschéftigte: hdchste abgeschlossene Schulbildung = "Héhere Schule mit Matura"
oder "Universitat/Fachhochschulen/Akademie"); Niedrigqualifizierte Beschéftigte: hochste abgeschlossene
Schulbildung = "Keine abgeschl. Ausbildung" und "Pflichtschulabschluss”
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wertung einer Region flhren, und die andererseits eine positive Beeinflussung der kulturellen
Entwicklung nach sich ziehen.

Zahlreiche grol3ere und kleinere regionale Kulturtrager leisten in diesem Sinne nicht nur wert-
vollste Kultur- und Bildungsarbeit, sondern sie fungieren immer mehr als Anziehungspunkte fir
Paketangebote im Tourismus.

Das veranderte Freizeitverhalten der Urlaubsgaste erfordert schon seit langerem die Entwick-
lung vollig neuer Kultur- und Bildungsangebote. Dies wiederum hat zur Folge, dass auch z.B.
Gastronomiebetriebe vermehrt auf Gaste angewiesen sind, die erst Uber ein attraktives Angebot
an Kulturveranstaltungen den Weg in die Regionen finden.

Voraussetzung fur dieses erweiterte Kulturangebot ist das Vorhandensein bedarfsgerechter
Zentren. Hier gibt es einen groRen Nachholbedarf, was die Verfligbarkeit von Raumlichkeiten fur
Kulturereignisse betrifft. Ebenso dringend ist die Ausweitung der personellen und infrastruktu-
rellen Ausstattung dieser Zentren und Einrichtungen.

Weiters bedarf die vielerorts zwar vorhandene, aber unzureichend bzw. Uberalterte Infrastruktur
eines grol3en Innovationsschubes. Hiezu z&hlt auch die Nutzung historisch wertvoller Bausub-
stanz fur kulturelle Zwecke.

Besondere Beachtung verdient auch der Bereich der kreativen Bildungs- und Kulturarbeit. Auf
diesem Sektor gilt es ebenfalls, den sich st&dndig wandelnden Anforderungen Rechnung zu tra-
gen und eine vernetzte Angebotspalette zu entwickeln.

Nicht zuletzt unter dem Aspekt der bevorstehenden EU-Osterweiterung wird es auch zu einer
umfassenden kulturellen und volksbildnerischen Initiative kommen muissen, um diese Entwick-
lung positiv voranzutreiben.

2.2  Arbeitsmarkt

2.2.1 Entwicklung der Berufstatigen und der Beschéaftigung

Trotz stagnierender Bevolkerungszahlen war seit 1995 ein Ansteigen des Arbeitskrafteangebots,
insbesondere der weiblichen Arbeitskréfte, zu verzeichnen. Infolge der tUberdurchschnittlichen
Performance der steirischen Wirtschaft hat sich die Beschéftigtenentwicklung in der Steiermark
seit Mitte der 90er Jahre vom Osterreichtrend abgekoppelt. Zwischen 1995 und 1998 stieg die
Zahl der unselbstandig Beschéftigten in Steiermark um 1,4% pro Jahr, doppelt so hoch wie im
Bundesdurchschnitt (0,7%). Allerdings hat sich die Zuwachskurve zuletzt deutlich abgeflacht, fur
1999 wird eine Anndherung an das Bundeshiveau erwartet.

Im Programmgebiet ist in diesem Zeitraum die Zahl der Arbeitsplatze um uber 15.000 (d.s. 6% )
angewachsen, die regionale Verteilung zeigt allerdings ein regional sehr differenziertes Bild: Die
Entwicklung war in der Ostlichen Obersteiermark und in Liezen positiv, in der westlichen Ober-
steiermark fiel der Zuwachs deutlich geringer aus. Die Regionen der Siud-, Ost- und Weststeier-
mark zeigen hingegen - aul3erhalb des landwirtschaftlichen Sektors - eine aul3erst positive Ge-
samtentwicklung.

Allerdings ist bei diesem Zuwachs zu berticksichtigen, dass knapp 4.000 dieser neuen Arbeits-
platze nur eine geringfiigige Beschaftigung bieten. Der Anteil und auch der Anstieg dieser Be-
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schéftigungsart liegt zwar unter dem Landes-Durchschnitt, kann aber regional erhebliche Be-
deutung haben: So fallt etwa in der Obersteiermark bereits jeder zweite neue Arbeitsplatz in
diese Kategorie.

Betrachtet man die Struktur der Beschaftigten so zeigt sich, dass der Zuwachs bei den Frauen in
den letzten Jahren deutlich héher als bei den Méannern war, dies durfte nicht zuletzt auch auf
den Anstieg der geringflgigen Beschaftigungsverhaltnisse zuriickzufihren sein. Hinsichtlich der
Altersgruppen kam es zu Zuwachsen bei den Personen im Haupterwerbsalter zwischen 25 bis
unter 50 Jahre sowie bei den Uber 50-jahrigen. Rucklaufig ist die Beschéaftigung bei den
Jugendlichen. Die Ursachen dafur liegen vor allem in der demographischen Entwicklung und im
spateren Berufseintrittsalter.

Zur Zahl der Berufspendler und deren Entwicklung liegen keine aktuellen Zahlen vor, da diese
jeweils im Zuge der Volkszahlung erfasst werden. Die letzten Daten aus dem Jahr 1991 zeigen
jedoch folgendes Bild: Die Zahl der Auspendler aus den politischen Bezirken der Ost-West-
Sudsteiermark (120.181) ist hoher als in der Obersteiermark (74.493), was im wesentlichen
darauf zuriickzufuhren ist, das hier noch mehr und gréfRere Arbeitgeberbetriebe anzufinden sind.
Dementsprechend ist auch ihr Anteil an den Berufstatigen in der Ost-West-Sidsteiermark mit
knapp unter 60% wesentlich héher als in der Obersteiermark mit etwas unter 50%. Zwischen
1981 und 91 ist die Zahl der Auspendler in der Ost-West-Sidsteiermark mit 19,7% erheblich
starker angestiegen als in der Obersteiermark (12,6%). Schatzungen zufolge sind die
Pendlerzahlen jedoch seither fast in allen Bezirken leicht riicklaufig (Ausnahmen Leibnitz,
Murzzuschlag und Voitsberg).

Tabelle 9: Arbeitsplatze nach Beschéftigungsart 1995 - 98

Kennzahlen: Arbeitsplatzentwicklung 1995 — 1998

Gesamtbe- Veranderung Geringflgig Anteil geringf. | Veranderung

schaftigte 98 95-98in % |Beschaftigte 98| Beschaft. 98 95-98in %
Osterreich 3.296.283 4,1 223.516,0 6,8 50,3
Steiermark 446.607 5,4 34.021,0 7,6 35,5
Obersteiermark 85.485 2,6 7.977,0 9,3 15,1
Ost-West-Sudstmk. 92.285 7,7 7.298,0 7,9 23,7
Programmgebiet 270.055 6,0 22.573,0 8,4 20,5

Quelle: WIBIS, eigene Berechnungen

2.2.2 Arbeitslosigkeit, offene Stellen, Lehrstellen

Die deutlich glnstigere Entwicklung bei der Zahl der Arbeitsplatze der Steiermark gegeniber
dem Osterreich-Durchschnitt ermoglichte landesweit auch eine giinstigere Entwicklung bei der
Arbeitslosigkeit. Allerdings reichten auch in der Steiermark die Arbeitsplatzzuwéchse nicht aus,
um das Niveau der Arbeitslosigkeit zu senken. Im Durchschnitt der Jahre 1995 — 98 stieg die
Zahl der Arbeitslosen jahrlich um 0,5% (Osterreich 3,4%), im Programmgebiet ging sie hingegen
um 1% zurick, was vor allem auf die positive Entwicklung in der Obersteiermark zurtckzufiihren
ist. Allerdings kam es im Jahr 1999 mit dem dsterreichweiten Riuckgang der Arbeitslosigkeit zu
einer deutlichen Trendwende, wobei der Rickgang in der Steiermark wiederum deutlich tUber
dem Bundesdurchschnitt liegt.
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Wahrend die Arbeitslosenquote in Osterreich kontinuierlich gestiegen ist, konnte sich die Steier-
mark in den letzten Jahren stabil halten. Damit konnte der Abstand zum Osterreich-Niveau deut-
lich verringert werden. Mit einer Arbeitslosenquote von 8,1% liegt sie aber nach wie vor um 0,9%
Punkte tiber dem Osterreich-Durchschnitt. Die Entwicklung im Programmgebiet ergibt hier ein
sehr heterogenes Bild: In der dstlichen Obersteiermark ging sie deutlich und in Liezen (dieser
Bezirk weist nach wie vor die hochsten Werte auf) geringflgig zuriick. Demgegenuber blieb sie
in der westlichen Obersteiermark und in der West-Siidsteiermark konstant, und stieg in der Ost-
steiermark geringfligig an.

Im Zeitraum 1995 — 98 blieb die Zahl der arbeitslosen Manner steiermarkweit nahezu unveran-
dert, in der Obersteiermark kam es sogar zu einem deutlichen Riickgang. Die Zahl arbeitsloser
Frauen stieg demgegentber um durchschnittlich 2,9% jahrlich an, im Programmgebiet war
dieser Anstieg in der Oststeiermark am ausgepragtesten, hier war die Frauenarbeitslosigkeit fast
fur den gesamten Zuwachs bei der Arbeitslosigkeit verantwortlich. Die Frauenarbeitslosenquote
liegt seit 1994 konstant um 2% Punkte Uber jener der Manner, sie betrug zuletzt 9,3% (im Ver-
gleich zu 7,2% bei den Ma&nnern).

Bezuglich der Struktur der Arbeitslosigkeit zeigt sich in der Steiermark zwischen 1995 und
1998 ein Riickgang bei den Altersrandgruppen und den Langzeitarbeitslosen, was im gegenlau-
figen Trend zur Osterreichweiten Entwicklung liegt. Hier zeigt offensichtlich eine erfolgreiche
aktive Arbeitsmarktpolitik mit Malnahmen zur Integration von Problem- und Altersrandgruppen
in den Arbeitsmarkt ihre Wirkung.

Im Programmgebiet kam es in allen Regionen zu einem Rickgang der Zahl arbeitsloser Ju-
gendlicher, insgesamt liegt er mit 1,9% im Landesdurchschnitt. Der Riickgang der tber 50-J&h-
rigen fallt deutlich starker als in der Ubrigen Steiermark aus, allerdings vollzieht sich diese Ent-
wicklung nur in der Obersteiermark, denn in der Ost-West-Sudsteiermark stieg die Zahl der alte-
ren Arbeitslosen zuletzt wieder deutlich an. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen (langer als 12
Monate vorgemerkt) hat sich im gesamten Programmgebiet deutlich verringert, in der Oberstei-
ermark war dies auch fur den Riickgang der Arbeitslosigkeit insgesamt ausschlaggebend.

Die Entwicklung der Stellenzugange zeigt eine deutliche Besserung des Uber das Arbeitsmarkt-
service (AMS) vermittelten Stellenangebotes im Vergleich der letzten Jahre auf. Im Jahr 1998
wurden den Regionalen Geschaéftsstellen in der Obersteiermark insgesamt 8.599 (1997: 7.729)
und in der Siid-, West- und Oststeiermark 13.942 offene Stellen gemeldet (1997: 10.504). Dies
ist jedoch nur ein Teil der tatséchlichen Arbeitskraftenachfrage, wie ein Vergleich mit den An-
meldungen von Beschéftigungsverhaltnissen bei der Steir. Gebietskrankenkasse zeigt. Fur das
gesamte Bundesland wurden 1997 rund 136.000 Anmeldungen registriert. Diese Zahlen sind
beziglich Wiederbeschaftigung, Mehrfachanmeldungen etc. bereinigt und nur sehr bedingt mit
den beim AMS gemeldeten offenen Stellen vergleichbar.

Die Zahl der Lehrlinge war zwischen 1995 und 1998 weitgehend konstant und betrug im Pro-
grammgebiet rund 13.500 (davon etwa 5.500 in der Obersteiermark). Allerdings geht die Zahl
der Lehrlinge im 1. Lehrjahr zurliick und liegt derzeit bei rund 4.000. Ein Grof3teil der Vermitt-
lungstatigkeit auf dem Lehrstellenmarkt erfolgt jedoch aufl3erhalb des AMS, denn hier waren bei-
spielsweise 1998 lediglich 743 Lehrstellensuchende im Forderungsgebiet gemeldet, bei leicht
rucklaufiger Tendenz. AufRerdem ist die Zahl der beim AMS gemeldeten offenen Lehrstellen
sehr gering (141 im Jahr 1998), im Vergleich zu 1993 ging der durchschnittliche Bestand an of-
fenen Lehrstellen um mehr als 80% zuriick. Angebot und Nachfrage am vom AMS vermittelten
Lehrstellenmarkt gehen daher immer weiter auseinander.
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Tabelle 10: Arbeitslosenquote 1995 — 98

Tabelle 11: Zahl der Arbeitslosen 1995 — 98 (gesamt, Manner, Frauen)

Tabelle 12: Struktur der Arbeitslosigkeit 1995-98 (unter 25-J. Uber 50-J., Langzeitarbeitslose)
Tabelle 13: Zahle der Lehrlinge, vorgemerkte Lehrstellensuchende 1995 — 98

Kennzahlen: Durchschnittliche jahrliche Verédnderung der Arbeitslosigkeit 1995 — 1998 in %

Gesamt Manner Frauen unter 25J. Uber 50 J. Langzeit-
Arbeitslose
Osterreich 3,4 2,6 4.4 0,1 7.8 0,2
Steiermark 0,5 0,0 2,9 -1,8 -1,3 -6,4
Obersteiermark -2,6 -4,7 -0,2 -2,4 -8,5 -9,4
Ost-West-Sudstmk. 0,7 -0,1 1,6 -1,5 5,6 -3,6
Programmgebiet -1,0 -2,4 0,7 -1,9 -4.5 -7,4

Quelle: WIBIS, eigene Berechnungen

2.2.3 Arbeitsmarktprognose

Bei der mittelfristigen Arbeitsmarktvorschau (bis 2002) wird fiir die Steiermark von einem weiter-
hin Uberdurchschnittlichen Anstieg der Beschatftigten (+ 1,0% jahrlich) ausgegangen. Die Zahl
der von Arbeitslosigkeit betroffenen Personen wird um 1,6% jahrlich und die Dauer der Arbeits-
losigkeit um 2,6% auf eine durchschnittliche Gesamtdauer von 107 Tagen zuriickgehen. Damit
durfte sich die durchschnittliche Zahl der Arbeitslosen auf knapp unter 30.000 Personen pro
Jahr und die Arbeitslosenquote auf 6,9% verringern, was knapp unter dem Osterreichwert liegt.
Allerdings werden von diesem Riickgang fast ausschliel3lich Manner betroffen sein, wahrend bei
den Frauen weiterhin mit einer Zunahme des Bestandes gerechnet wird.

2.2.4 Hauptprobleme des steirischen Arbeitsmarktes
Strukturwandel

« Arbeitsplatzdefizite in Regionen mit fehlenden strukturellen Anpassungsprozessen filhren zu
erhohter Arbeitslosigkeit und zur Abwanderung der leistungsfahigsten jingeren Bewohnerin-
nen bzw. zur Notwendigkeit des Auspendelns.

« Die Zahl der Beschéftigungsverhaltnisse nimmt zu, durch die steigende Teilzeitquote steigt
das Arbeitsvolumen nicht im selben Ausmal3. Die neu geschaffenen Teilzeitmoéglichkeiten
sprechen in hohem MalRe Arbeitskrafte aus der stillen Reserve an und reduzieren nur zum
geringen Teil die registrierte Arbeitslosigkeit.

« Der Strukturwandel fuhrt verstarkt zu Strategien, die eine Reduzierung der Arbeitskosten
verfolgen. Neue Formen der Arbeitszeitorganisation wie Flexibilisierung, befristete Beschéfti-
gung, Teilzeitbeschaftigung sowie neue Formen der Beschaftigung aulRerhalb der herkdmm-
lichen Arbeitsvertragsstrukturen durch freie Dienstnehmerinnen, dienstnehmerdhnliche Be-
schéftigungen und Werkvertrage sind festzustellen.
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Arbeitsmarktmatching

Flexibler Einsatz von Arbeitskraften bedeutet unter anderem, dass Betriebe auf Auslastungs-
schwankungen mit der voribergehenden Freistellung von Arbeitskréften reagieren und damit
die Kosten fir die Unterauslastung auf die Arbeitslosenversicherung verlagern. Dadurch ent-
steht eine neue Form von Arbeitslosigkeit, die mit eingeschréankter Verfugbarkeit und geringer
Mobilitat der Arbeitskrafte gekoppelt ist.

Strukturwandel verandert auch die Anforderungsstrukturen fur das Arbeitskraftepotenzial. Be-
rufliche Neuorientierungen und regionale Mobilitat von Arbeitskraften sind erforderlich, um
das Arbeitsplatzangebot entsprechend den fachlichen und sozialen Anforderungen zu beset-
zen. Arbeitsplatze sind gefahrdet, wenn vor allem Klein- und Mittelbetriebe mangelnde Be-
reitschaft aufweisen in Qualifizierungsmalinahmen fur Beschéftigte zu investieren.

Segmentierung

Arbeitsplatzdefizit und Strukturwandel fihren zu Segmentationsprozessen am Arbeitsmarkt,
die vor allem Personen mit Leistungsbeeintrachtigungen, Altere, Langzeitarbeitslose, Unqua-
lifizierte und Frauen betreffen. Dauerhafte Ausgliederungsprozesse schwachen das Entwick-
lungspotenzial der Regionen und geféahrden das System der sozialen Sicherheit.

Besonders betroffen von der dauerhaften Ausgrenzung sind vor allem auch Frauen mit
Betreuungspflichten. Die Situation von Frauen auf dem Arbeitsmarkt wird durch unterbro-
chene Berufskarrieren, ,Sackgassenberufe” und eine geringe Streuung der Ausbildungsbe-
rufe gekennzeichnet.

Der Zugang von Jugendlichen in die Erwerbstatigkeit gestaltet sich zunehmend schwieriger.
Auf die gravierenden Verdnderungen am Arbeits- und Bildungsmarkt hat das 6sterreichische
Bildungssystem noch nicht ausreichend reagiert. Den Jugendlichen wird damit der Eintritt ins
Erwerbsleben erschwert. Durch das ricklaufige Arbeitskraftepotenzial Jugendlicher schlagt
sich dieses Problem jedoch immer weniger in den Arbeitsmarktdaten nieder.

Eine zunehmende Herausforderung fur die Arbeitsmarktpolitik stellt das steigende Arbeits-
kréaftepotenzial der Uber 50-Jahrigen dar, das sich sowohl in steigender Beschéftigung als
auch steigender Arbeitslosigkeit dieser Personengruppe auswirkt und adaquate MafRnahmen
fur die Reintegration Arbeitsloser Alterer erforderlich machen wird.
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2.3 Dieregionale Wirtschaftsstruktur

2.3.1 Allgemeine Struktur und Wirtschaftsleistung

Die Steiermark nimmt wirtschaftlich, insbesondere im Bereich der Industrie, eine Sonderstellung
unter den Osterreichischen Bundesléandern ein. Nach dem Bedeutungsverlust der fur die Steier-
mark in der Nachkriegszeit so wesentlichen Grundstoffindustrie hat das Bundesland einen
Umstrukturierungsprozess hin zu einer modernen Industrie Uber weite Strecken bewaltigt. Der
ehemals verstaatlichte Teil der Industrie (v.a. in der Branchengruppe Werkstoffe & Metalle)
wurde erfolgreich in selbstandige, teils hochspezialisierte Unternehmen reorganisiert.

Im Bundeslandervergleich lag die Steiermark zuletzt eindeutig auf der Uberholspur. In drei der
letzten funf Jahre hatte die Steiermark die grofite Wachstumsrate aller Bundeslénder vorzuwei-
sen, so auch 1998. Die Wertschdpfung je Beschéftigten ist in den letzten funf Jahren jahrlich um
1% rascher gewachsen als im Durchschnitt aller Bundeslander. Zwischen April 1997 und Méarz
1998 lag die Steiermark auch in Bezug auf den Zuwachs an Arbeitsplatzen an der Spitze der
Osterreichischen Bundeslander. Seither hat sich dieser extreme Anstieg jedoch wieder etwas
verflacht. Da diese positive Entwicklung in einer Periode schwéacherer Gesamtentwicklung in
Osterreich lag, ist dieser Aufholprozess zu einem Gutteil als ,made in styria“ zu werten.

Die Steiermark trug 1995 mit 12,0% zum d&sterr. Bruttoinlandsprodukt bei, das Programmgebiet
hatte mit 162 Mrd. ATS dabei einen relativen Anteil von 58,2%. Das Wachstum des Bruttoregio-
nalprodukts im Programmgebiet lag dabei im Zeitraum 1990 — 95 mit 38% deutlich Gber dem
Landes- und Bundes-Durchschnitt. Das BRP je Einwohner betrug 1995 im Steiermark-Durch-
schnitt 14.700 ATS, an diesen Wert kam lediglich die dstliche Obersteiermark heran, alle tbri-
gen Teilregionen lagen teilweise deutlich darunter, den geringsten Wert wies die Oststeiermark
auf.

Tabelle 14: Bruttoregionalprodukt zu laufenden Preisen 1988 — 1995

Die Forcierung von Clustern, starken industriellen Kernen in Verbindung mit vor- und nachgela-
gerten Dienstleistungen sowie F&E-Einrichtungen, ist eine zunehmend wichtige wirtschaftspoliti-
sche Strategie. Das von der Steirischen Wirtschaftsférderungs- GmbH initiierte Projekt Auto-
mobilcluster soll zur Sicherung des Standortes Steiermark und zur Starkung seiner
internationalen Wettbewerbsfahigkeit beitragen. Dazu wurden Instrumente in den Bereichen
Information, Kommunikation, Kooperation und Qualifikation aufgebaut. Dieser Cluster wird
nunmehr in Selbsttragerschaft der beteiligten Firmen/Institutionen gefuhrt. Geférdert werden
derzeit auch der Aufbau des OKO-Technik Netzwerkes Graz, weitere Cluster in
Industriezweigen mit entsprechendem Potenzial befinden sich in Vorbereitung.

Einen mal3geblichen Anteil an der erfolgreichen wirtschaftlichen Umstrukturierung hatte die —
auch im osterreichischen Vergleich — hohe Griinderrate, die in den letzten Jahren konstant an-
gestiegen ist. Zwischen 1995 und 1998 wurden im Programmgebiet 2.561 Betriebe gegrindet
(davon 1.110 in der Obersteiermark), und im gleichen Zeitraum 1.935 Betriebe stillgelegt (davon
934 in der Obersteiermark). Auffallend ist, dass die Griindungsrate bei den high-tech Betrieben
besonders hoch ist, allerdings zeigen sich bei den jungen, technologieorientierten Unternehmen
auch einige Schwachstellen, so etwa ein Erganzungsbedarf bei Qualifikation und Information
und ein Integrationsbedarf bei informellen Kontakten und institutionalisierten Netzwerken. Die
Grundungsintensitat (gemessen an der Zahl der Kammermitglieder) liegt allerdings im Pro-
grammagebiet - und hier vor allem in der Obersteiermark - deutlich unter dem Landes- und Bun-
desdurchschnitt.
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Die Unternehmensstruktur des Fdrdergebietes ist gepragt von einer Dominanz von Klein- und
Kleinstbetrieben. Im Jahr 1998 hatten von den 17.040 Unternehmen 15.740 (92,4%) weniger als
20 Beschatftigte, diese Struktur entspricht in etwa dem Landesdurchschnitt. Betrachtet man den
Anteil der Arbeitsplatze in KMU so liegt das Programmgebiet bei den Beschéftigungsanteilen
der KMU erheblich Uber den Landes — und Bundeswerten (40,5 bzw. 40,9%). Die
Beschaftigungsanteile von KMU sind in der Ost-Sid-Weststeiermark wesentlich héher als in der
Obersteiermark, wo auf Grund der Tradition der verstaatlichten Industrie noch ein betrachtlicher
Teil der Arbeithnehmerinnen in Gro3betrieben beschaftigt ist. Die Bezirke mit den hdchsten KMU-
Anteilen sind die peripher gelegenen und agrarisch strukturierten Regionen Feldbach, Hartberg,
Murau und Radkersburg.

Die Betriebe im Programmgebiet weisen eine Uberdurchschnittlich dynamische Entwicklung auf.
Zum einen befinden sich mehr Betriebe (und vor allem wesentlich mehr Arbeitsplatze) in der
Kategorie der wachsenden Betriebe als im Landes- und Bundesdurchschnitt. Auch die Anteile
neu gegrindeter und schrumpfender Betriebe liegen etwas tber dem Landeswert, deutlich dar-
unter liegen die Anteile von Betrieben und Beschéftigten in gleichbleibenden Betrieben. Die
Entwicklung seit 1995 zeigt ferner, dass landesweit die Anteile in schrumpfenden Betrieben um
11,4% zurtickgegangen und jene in wachsenden Betrieben um 14,8% gestiegen sind.

Tabelle 15: Arbeitgeberbetriebe nach Betriebsdynamik 1998
Tabelle 16: Arbeitsplatze nach Betriebsdynamik 1998

Kennzahlen: Grindungen und Betriebsdynamik

Grindungs-| % Neu gegriindete % Wachsende % Schrumpfende
intensitat* | AGB * | Arbeitspl.| AGB ** |Arbeitspl.| AGB* |Arbeitspl.
Osterreich 7,5 11,7 3,8 17,7 28,0 13,8 20,4
Steiermark 7.4 13,7 4,6 17,9 26,9 13,1 20,8
Obersteiermark 53 13,2 6,0 18,6 31,9 13,3 21,9
Ost-West-Sudstmk. 6,0 13,0 6,1 19,2 34,7 13,6 22,1
Programmgebiet 5,6 13,1 6,1 18,9 33,4 13,5 22,0

Quelle: WIBIS, Unternehmensgriindungen in der Steiermark, eigene Berechnungen

* Neugrindungen in Prozent des Standes an aktiven Mitgliedern der Wirtschaftskammer
zu Jahresbeginn

** AGB = Arbeitgeberbetriebe

2.3.2 Industrie und Gewerbe, Dienstleistungen

Die steirische Industrie ist in ihrer Struktur Gberdurchschnittlich stark auf Investitionsguiter (23%
versus 19,1% Osterreich) und auf Vorleistungsproduktion (69,4% versus 58% Osterreich) aus-
gerichtet. Die Konsumguterproduktion ist hingegen von unterdurchschnittlicher Bedeutung. Die
Expansion der Sachguterproduktion in den letzten Jahren wurde insbesondere getragen durch
die Investitionsguterproduktion und einem starken Engagement auf den Exportmérkten, insbe-
sondere Osteuropas. Das Gewicht der Konsumgtiterindustrie ist so gering, dass ihre ungunstige
Entwicklung die gesamte steirische Sachguterproduktion nicht beeintrachtigte.

Besonders deutlich expandierte die Nachfrage nach 6sterreichischen Produkten auRerhalb der
EU (vor allem in Ost- und Sudosteuropa), gegenlber diesen Drittstaaten wurden wachsende
Handelsbilanziberschiisse erwirtschaftet. In jenen Bundeslandern, deren bedeutende Investi-
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tionsgiterindustrie auf den Ostmarkten tétig ist, expandierte die Sachguterproduktion am kraf-
tigsten. Neben der Steiermark ist dies beispielsweise auch Niederdsterreich.

In der Steiermark als traditionelles Industriebundesland hat der sekundare Sektor nach wie vor
eine Uberdurchschnittliche Bedeutung und spiegelt sich in der Branchenstruktur nach Arbeits-
platzen wider. Im Osterreich-Vergleich weisen Bergbau und Energie sowie die Sachgiiterpro-
duktion (v.a. Grundstoffindustrie, Technologiesektor) eine Uberdurchschnittliche Konzentration
auf. Besonders wichtig innerhalb des Technologiesektors sind Elektrotechnik / Elektronik, Fein-
mechanik und Fahrzeugzulieferung. Im Gegenzug ist der Dienstleistungssektor unterreprasen-
tiert (vor allem die Wirtschaftsdienste).

Die Beschaftigungsentwicklung im sekundaren Sektor zeigt einerseits seine starke Position im
Programmgebiet und andererseits die Uberdurchschnittliche Dynamik der Industrie in den letzten
Jahren auf. Die Grundstoffindustrie ist in der Obersteiermark nach wie vor die dominante Wirt-
schaftsklasse, allerdings knapp gefolgt von der Ubrigen Sachguterproduktion, letztere ist auch
im restlichen Programmgebiet vorherrschend. Die Anteile des Technologiesektors gehen nicht
zuletzt auf die Expansion und den deutlichen Kompetenzaufbau der Automobilzuliefererindustrie
zurtick und verdeutlichen den Erfolg des mit dem Automobilcluster eingeschlagenen Weges.
Allerdings liegt die Steiermark in Bezug auf wesentliche Kennzahlen der Industrie (Produktivitét,
Investitionsaufwand und -quote ) noch deutlich unter dem 6sterreichischen Durchschnitt, die
Produktivitat liegt lediglich in der Branchengruppe Holz & Papier dartber.

Mit insgesamt 6.534 Beschéftigten in den Wirtschaftsdiensten (davon 4.538 in der Obersteier-
mark) liegt das Forderungsgebiet deutlich unter dem Landesdurchschnitt von 7%. Ein Defizit —
auch landesweit — ist insbesondere im Bereich der unternehmensbezogenen Dienstleistun-
gen zu verzeichnen. Dies ist im Hinblick auf die zunehmende Bedeutung von Systemldsungen
im globalen Wettbewerb und den Ausbau von industriellen Starkepositionen in der Steiermark
ein besonderes Manko.

Kennzahlen: Relative Beschéftigungsanteile nach aggregierten Wirtschaftsklassen

Osterr. | Stmk. | Progr.- | Liezen Ostl. Ost-  West-u. Westl.

gebiet Ober- stmk. Sud- Ober-

stmk. stmk. stmk.
Gesamt 100,00 100,00 100,00/ 100,00 100,00 100,00 100,00 100,00
Primar * 0,89 1,11 1,99 3,30 1,70 1,60 2,10 2,30
Sekundar 30,80 35,04 51,00 44,50 56,00 48,20 52,00 52,30
Bergbau und Energie 1,64 2,39 3,62 8,50 5,00 2,00 2,60 1,80
Sachguter 20,35 23,94 35,34 25,50 42,60 31,30 35,90 39,00
Technologiesektor 6,43 7,33 8,71 5,30 8,50 6,70 12,50 11,00
Versorgungsindustr. 3,64 3,77 5,91 6,70 2,90 5,80 10,20 4,30
Grundstoffindustrie 2,61 4,20 7,84 6,00 19,50 1,60 2,30 11,50
tibr. Sachgterprod. 7,67 8,64 12,88 7,50 11,70 17,20 10,90 12,20
Bauwesen 8,81 8,71 12,14 10,50 8,40 14,90 13,50 11,50
Tertiar 68,29 63,86 47,01 52,20 42,30 50,10 45,80 45,30
Handel und Lagerung 16,30 16,50 16,44 13,10 11,80 20,30 18,80 14,60
Wirtschaftsdienste 7,06 5,77 4,03 4,50 4,40 3,90 3,90 3,40
Beherberg. u. Gastst. 5,12 4,14 6,84 12,80 5,20 7,50 5,10 6,00
Ubr. Dienstleistungen 39,81 37,45 19,70 21,80 20,90 18,40 18,00 21,30

Quelle: WIBIS, eigene Berechnungen
* nur unselbstandig Beschéftigte (Agrarquote siehe 2.2.6)
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Tabelle 17: Branchenstruktur — Zahl der Arbeitsplatze (unselbstandig Beschatftigte) nach
Branchen 1998 - 1994

Nach einer Einschatzung von Fihrungskréften steirischer Betriebe weist der Industriestandort
Steiermark folgende Besonderheiten auf:

» Als Starken werden insbesondere Faktoren des Arbeitsmarktes eingestuft. Die Kosten von
Arbeitskraften mit guter Ausbildung, die Ausbildungsstatten und schlie3lich die Einsatzbe-
reitschaft und Motivation sowohl von Fihrungskraften wie auch der Arbeitskrafte generell
wurden Uberdurchschnittlich bewertet. Neben Qualifikation und Leistungsbereitschaft der Ar-
beitskréafte gilt vor allem eine globale Orientierung der Industrie, die inshesondere im Weg
der Zuliefervernetzung auch kleineren Investoren den Zugang zum Weltmarkt offnet, als
Starke. Diese Situation wird wirtschaftspolitisch durch Schwerpunktsetzung (Cluster) abgesi-
chert.

« Als Schwéachen des Standorts werden die Verkehrslage, die Verfiigbarkeit hochqualifizierter
Arbeitskrafte, die sehr hohen Umweltstandards und eine sehr selektive Férderungspolitik
empfunden. Die letzteren beiden sind allerdings Schwéchen, die als Standard fiir eine zu-
kunftige strukturelle Entwicklung durchaus gesamtwirtschaftliche Vorziige haben. Deshalb
sollte dies eher im Bereich Beratung und Offentlichkeitsarbeit, wohl auch in der Effizienzstei-
gerung der o6ffentlichen Verwaltung, nicht aber im Bereich der gesellschaftlichen Zielsetzung
zu Veranderungen fuhren. Betont wurden aber auch Schwachen in der F&E-Foérderung und
in der Verflgbarkeit von Risikokapital sowie die hohen Infrastrukturkosten.

Zur Vorbereitung des Technologiepolitischen Konzepts wurden steirische Betriebe zur Einschat-
zung ihrer Wettbewerbsvorteile befragt. Als Wettbewerbsstarken wurden dabei die Flexibilitat,
die Qualitatsausbildung und die Termintreue hervorgehoben. Besondere Produkteigenschaften
als typische Wettbewerbsvorteile skill-intensiver Industrien spielen eine weniger bedeutende
Rolle. Die am haufigsten genannte Wettbewerbsschwéache war die preisliche Konkurrenzféahig-
keit, allerdings existiert auch eine nicht unerhebliche Gruppe von ,Billiganbietern®, die ihre Vor-
teile ausschlie3lich aus niedrigen Preisen zieht. Weitere Schwachen sind veraltete und wenig
diversifizierte Produkte, ungiinstige Stiickkostenstruktur und das Marketing. F&E wird ebenso oft
als Wettbewerbsstarke wie auch als -schwéache eingeschéatzt.

Ein differenziertes Bild bieten die steirischen Unternehmen in bezug auf Kooperation und Ver-
flechtung. Einerseits existiert eine grof3e Zahl expansions- und exportfreudiger Unternehmen,
die auch die Chancen der Ostoéffnung gut genitzt haben. So kénnen steirische Unternehmen auf
eine beachtliche Zahl neuer Betriebsstatten, ausgezeichnete Exportkontakte und eine hohe
Exportneigung nach Slowenien und Ungarn verweisen. Auch die intraregionalen Produkti-
onsverflechtungen sind bedeutend und im Zunehmen begriffen. Andererseits gibt es nur eine
geringe absatzseitige Verflechtung und interregionale Zusammenarbeit der Unternehmen. Vor
allem bei KMU gilt es noch eine Reihe von Kooperationsbarrieren zu tiberwinden und Uberzeu-
gungsarbeit in Hinblick auf Zusammenarbeit und Vernetzung zu leisten.

2.3.3 F&E, Innovation und Infrastruktur

Die Innovations- und F&E Aktivitaten — gemessen an der Anzahl der innovierenden und for-
schenden Betriebe — liegen in der Steiermark unter dem 6sterreichischen Durchschnitt. Zudem
haben rund ein Drittel der Betriebe in den letzten zwei Jahren keine Markteinfihrung (Produkte,
Prozesse) aufzuweisen. Auch das Technologieniveau und die Diffusionstatigkeit der Unterneh-
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men, gemessen an den finanziellen Aufwendungen fir neue Produktionsverfahren, liegt deutlich
unter dem 0Osterreichischen Durchschnitt. Als Konsequenz liegt die Rate der F&E Antrége / Be-
schaftigten deutlich hinter jener in anderen Bundesléandern, vor allem bei kooperativen For-
schungsvorhaben besteht ein offenkundiges Manko. Andererseits bestehen durchaus gute Er-
folgsquoten bei F&E Antréagen. Die regionale Verteilung der Technologieférderung zeigt, dass im
Zeitraum 1994 — 98 rund die Halfte der steirischen Projekte aus dem Programmgebiet kamen,
mit einem leichten Ubergewicht fiir die (v.a. dstliche) Obersteiermark.

Tabelle 18: Regionale Verteilung der Technologieférderung des Bundes 1994 - 1998
Tabelle 19: Wirtschaftsférderungen einschlief3lich Technologie und Forschungsférderungen des
Bundes und der EU 1994 — 1998

Die Ausstattung mit wirtschaftsnaher Infrastruktur im Fordergebiet zeigt folgendes Bild (siehe
auch Grafik 1):

Die wirtschaftsnahe Infrastruktur ist derzeit ausschlie3lich auf die Obersteiermark konzentriert
und umfasst eine Reihe von Impulszentren der Steirischen WirtschaftsforderungsgesmbH bzw.
ihrer Tochtergesellschaft Innofinanz, insbesondere :

— Grinderzentren: Bruck/Mur, Liezen, Mirzzuschlag und Zeltweg

— Technologieparks/-zentren: Niklasdorf, Kapfenberg

— Technologietransferzentren: Leoben, Kapfenberg

An den Standorten Niklasdorf und Zeltweg ist ein weiterer Ausbau geplant. In der Sid-, West-
und Oststeiermark sind Grinder- bzw. Impulszentren in Deutschlandsberg, Fehring, Flrstenfeld,
Lebring und Weiz geplant bzw. in Entwicklung.

Die einschlagige hoherwertige Bildungsinfrastruktur ist ebenfalls ausschliel3lich auf die
Obersteiermark konzentriert. Leoben besitzt mit der Montanuniversitéat die einzige Hochschule
im Foérdergebiet, und in Kapfenberg ist derzeit der einzige Standort von Fachhochschulen mit
drei Studiengangen (Industrielle Elektronik, Industriewirtschaft und Infrastrukturwirtschaft). Fur
diese drei Studiengange wurden ebenfalls Transferzentren eingerichtet, durch die die
Verflechtung mit regionalen Unternehmen sowie der Technologie- und Know-how Transfer
verbessert werden soll.

Im Bezug auf die auBeruniversitaren F&E Einrichtungen wurde in den letzten Jahren ein
Netzwerk dezentraler Institute der Forschungsgesellschaft JOANNEUM RESEARCH installiert.
Derzeit bestehen Institute an folgenden Standorten:

— Leoben: Laserzentrum, Kunststofftechnik, Angewandte Geophysik

— Judenburg: Holz-Design

— Hartberg: Regionale Innovations- und Forschungsstelle

— Weiz: Nichtinvasive Diagnostik, Nanostrukturierte Materialien und Photonik

— Frohnleiten: Nachhaltige Techniken und Systeme

Zusatzlich verfugt Leoben Uber vier aufl3eruniversitdre Forschungseinrichtungen (Christian
Doppler Laboratorien, GieRereiinstitut, Institut fiir Festkérperphysik, Heinemann Oltechnologie).
Eine unlangst durchgefiihrte Bewertung der F&E und wirtschaftsnahen Infrastruktur in den
steirischen Zielgebieten kommt zum Schluss, dass in der Obersteiermark eine in Bezug auf die
betriebliche Nachfrage mehr als ausreichende Dichte des Angebots besteht. Neue Initiativen
(U1Z, Kompetenzzentrum Leoben) flgen sich gut als Erganzung in die vorhandene Infrastruk-
turlandschaft ein. Fir die Sud-, West- und Oststeiermark ergibt sich mit der Inbetriebnahme der
geplanten bzw. in Entwicklung befindlichen Zentren in Deutschlandsberg, Fehring, Furstenfeld,
Lebring und Weiz hinsichtlich des Aufbaus neuer Einrichtungen vorerst nur mehr fir den Stand-
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ort Leibnitz potenzieller Handlungsbedarf. Eine Vernetzung bestehender Einrichtungen ist
derzeit nur in der Obersteiermark erkennbar, insbesondere fehlt eine Konzertierung und
Abstimmung der angebotenen Leistungen, wodurch die Gefahr von Parallelangeboten einzelner
Einrichtungen gegeben ist.

Insgesamt gehen von den F&E-Einrichtungen noch zuwenig Innovationsimpulse aus, und die
Kooperation zwischen den Einrichtungen, aber auch mit den Betrieben und Forschungseinrich-
tungen in deren Umfeld ist mangelhaft. Die seitens der Betriebe von den Infrastruktureinrichtun-
gen am starksten gewtiinschten Leistungen wurden im Bereich der Schulungen und des Erfah-
rungsaustausches lokalisiert.

Grafik 1: Bildungs- und F&E Infrastruktur im Férdergebiet

Im Hinblick auf die Qualitat der Telekom-Infrastruktur schneidet die Steiermark im Vergleich
mit anderen Bundeslandern bei den verlegten Glasfasern sehr gut, bei ISDN Anschliissen aber
deutlich weniger gut ab. Im internationalen Vergleich besteht ein deutlicher Aufholbedarf gegen-
Uber Deutschland und vor allem gegenlber der Schweiz, auch der Anstieg der Nutzung von
ISDN liegt deutlich hinter diesen beiden Landern. Wie die Analyse der ISDN-Verbreitung zeigt,
ist die Ursache fir den im internationalen Vergleich niedrigen Ausbaustand mit hoher Wahr-
scheinlichkeit die geringe Nachfrage nach Diensten und Anwendungen. Nicht zu unterschatzen
ist auch der gravierende Nachteil der Steiermark — sowohl im nationalen als auch im internatio-
nalen Vergleich — im Bereich der Kabelkommunikation.

2.3.4 Telekommunikation: Dienste und Anwendungen

Zur Vorbereitung des aus Art. 10 EFRE geforderten Strategie- und Aktionsplans der Telekom-
munikationsinitiative Steiermark (@telekis) wurde eine Analyse der Ausgangslage der Tele-
kommunikation in der Steiermark vorgenommen, deren Hauptergebnisse im folgenden - geglie-
dert nach den drei Schwerpunkten von @telekis - dargelegt werden:

Wirtschaft

Hinsichtlich der Anwendung von Telekooperationen ist grundsétzlich ein relativ hohes Aktivi-
tatsniveau festzustellen. Neben Grof3betrieben, die sie vor allem gemeinsam mit internationalen
Partnern oder Tochtergesellschaften einsetzen, nutzen auch innovative technologieorientierte
Klein- und Mittelbetriebe bereits diese neue Form der Zusammenarbeit. Eine wesentliche Lucke
tut sich derzeit noch im Bereich der industrienahen Dienstleister, der gewerblichen Industrie
bzw. Klein- und Mittelunternehmen mit mittlerem Technologieniveau auf.

Der Elektronische Geschéaftsverkehr hat sich in der Steiermark bereits relativ gut durchge-
setzt. Die Anwendung wird von den grof3en Betrieben der Steiermark bereits in hohem Umfang
eingesetzt, hat durch die Kooperation mit Leitbetrieben aber auch schon bei einigen steirischen
Klein- und Mittelbetrieben Eingang gefunden. Kaum Verbreitung gefunden hat er hingegen bis-
her im Bereich der gewerblichen Industrie, industrienahen Dienstleistern und bei jenen KMU, die
bisher nicht Gber Zulieferbeziehungen zu seiner Einfihrung gezwungen waren. Im Moment ist
noch ein groRer Mangel an Informationsdiensten flr Unternehmen festzustellen, die einer-
seits wirklich kundenspezifische Leistungen anbieten kénnen und andererseits auch einen bran-
chenlibergreifenden Nutzerkreis ansprechen wollen.
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Eine Analyse des TIME Sektors (d.s. die Branchen Telekommunikation, Informationstechnolo-
gie, Medien und Elektronik) zeigt, dass in den Bereichen Medien und Elektronik innovative, ex-
portorientierte Firmen mit starker Marktprasenz auf europdaischer Ebene existieren, gut ausge-
pragte Kompetenzfelder und auch zahlreiche KMU in allen TIME Bereichen vorhanden sind. Es
besteht also durchaus ein ausbaufahiger Kern von Betrieben mit Entwicklungspotenzial, aller-
dings ist die Ausnutzung des Kooperationspotenzials noch suboptimal, und es zeigt sich, dass
die Kooperationsmuster aus traditionellen Industrien nicht tbertragbar sind.

Blrger

Die Qualifizierung fur die Wissensgesellschaft stellt hier zweifellos den wichtigsten Bereich
dar. Dafiir hat die Steiermark auch eine Reihe von guten Voraussetzungen: eine stark ausge-
pragte Universitatslandschaft, innovative Maflinahmen in der berufsbegleitenden Weiterbildung,
innovative Modellprojekte zum Einsatz neuer Medien und eine umfassende Infrastruktur. Es fehlt
allerdings eine breite Anwendung neuer Medien in der Aus- und Weiterbildung sowie berufsbe-
gleitende MalRBhahmen im Bereich Wissensmanagement.

Fur das Anwendungsfeld Offentliche Verwaltung ist grundsétzlich festzustellen, dass in der
Steiermark schon jetzt eine Vielzahl von Initiativen vorhanden ist. Es gibt ausgepragte Maglich-
keiten zur digitalen Kommunikation mit den Behorden, fir ein digitales Blrgerservice fehlt aber
einerseits das Bewusstsein und die Information der Birger dariiber, und andererseits die Mog-
lichkeit zu sicheren Transaktionen (z.B. digitale Signatur).

Regionale Telekommunikationsinitiativen

Die hohe Anzahl an regionalen Telekommunikationsinitiativen innerhalb der Steiermark ist zwar
begriiRenswert, zeigt aber auch deutliche Schwachen in Bezug auf Vernetzung und Synergie-
nutzung auf. Insbesondere bei den regionalen Informationssystemen wird oftmals nur subop-
timal oder Uberhaupt nicht auf bereits vorliegende Erfahrungen und Anwendungen aufgesetzt
und es kommt zu einer — Uber ein sinnvolles MalR hinausgehenden — Parallelentwicklung von
Anwendungen mit derselben Funktionalitat. Ein deutlicher Handlungsbedarf besteht im Hinblick
auf eine einheitliche Datenstruktur fir Grunddaten der regionalen Initiativen und die Interregio-
nalisierung in einem bundesweiten, EU-weiten oder internationalen Kontext.

Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass die steirische Bevolkerung ein hohes Bewusstsein
dafur hat, dass fir sie Wissen und Information immer wichtiger werden. Gleichzeitig wird jedoch
die Auswirkung auf die Zukunft der Arbeit, vor allem die ,distanzverringernde’ Funktion der Tele-
kommunikation im Sinne einer zunehmenden Globalisierung nachhaltig unterschatzt. Auffallend
ist ebenso, dass in der Steiermark nur ein geringes Interesse an Telearbeit besteht und die bis-
her daflir geschaffenen Zentren nicht nachhaltig waren, weil die organisatorische und kulturelle
Einbettung mangelhaft war. Es fehlt auch eine Uberfilhrung der Grundsensibilisierung zu An-
wendungen, ein niederschwelliger Zugang und die direkte Ansprache von KMU mit konkreten
Einsatzbeispielen.

Nachhaltiger Handlungsbedarf besteht auch hinsichtlich der Leistungsdimension von Telekom-
munikationsanwendungen, insbesondere mangelt es derzeit noch an Anwendungen, die in-
haltlich die Peripherie neu positionieren.
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2.3.5 Tourismus

Nachfrageentwicklung

Die Steiermark hat mit ca. 9 Millionen Nachtigungen einen Anteil von 8% am gesamtosterreichi-
schen Tourismus. Die Nachtigungsintensitat liegt bei 7,5 Nachtigungen je Einwohner, dies ist
etwas mehr als die Halfte des Osterreichwertes von 13,5. Mit ca. 20% Anteil am Inlandsmarkt ist
die Steiermark das beliebteste Inlanderreiseziel. Insgesamt wurden im Jahr 1998 It. Tourismus-
bericht ca. 10 Milliarden Schilling (ohne den Tagestourismus von Inlandern) in der steirischen
Tourismuswirtschaft eingenommen. Wie in den Jahren davor entfiel mehr als die Halfte davon
(56,6%) auf den Sommertourismus Die Zahl der unselbsténdig Beschéatftigten betrug im Jahr
1997 im Bereich der Tourismus-Freizeitwirtschaft 25.998, dies sind 8,8% der insgesamt unselb-
standig Beschaftigten in der Steiermark.

Die Auslastung der Vier- und Flnfsternbetriebe lag im Jahr 1998 bei 45,5%, im Dreisternbereich
bei 26,4% und bei den Ein- und Zweisternhausern bei 17,6%. Der Nachtigungsanteil in den Vier-
und Funfsternhdusern lag 1998 bei 20,7%, der der Dreisternhduser bei 28%. Die teilweise
schlechte Auslastung resultiert auch daraus, dass viele Regionen nur ein einsaisonales Touris-
musangebot aufweisen kénnen. Die Nachtigungen haben sich nach einem Rickgang zu Mitte
der neunziger Jahre in den letzten beiden Jahren wieder positiv entwickelt und die 9-Millionen-
Grenze wieder Uberschritten.

Tabelle 20: Nachtigungsstatistik fiir die Steiermark und fur einzelne Bezirke

Obwohl die Nachtigungsentwicklung insgesamt relativ stabil blieb, gab es doch wesentliche Ver-
schiebungen in den Regionen. Besonders dynamisch entwickelt hat sich die Thermenregion, wo
in den letzten Jahren ein international konkurrenzféhiges saisonunabhéngiges Angebot ge-
schaffen wurde; damit konnte der Nachtigungsriickgang in den traditionellen Sommerfrischere-
gionen kompensiert werden.

Angebotsstrukturen

Die Zentren des Aufenthaltstourismus liegen in den inneralpinen Gebieten in der Dachstein-
Tauern-Region - hier wurde im Bereich Wintertourismus ein qualitativ hochwertiges, international
konkurrenzfahiges Angebot erstellt - im steirischen Salzkammergut und in der Thermenregion
(Waltersdorf, Loipersdorf, Gleichenberg, Radkersburg, Blumau). Diese positive Entwicklung in
der Thermenregion ist auf eine hochwertige Qualitatsstruktur sowohl im Infra- als auch im Sup-
rastrukturbereich zurtckzufiihren. Dieses qualitativ hochwertige Angebot beschrankt sich aber
im wesentlichen auf die Thermenstandorte; das Umland weist hier noch viele Defizite auf. Hier
gibt es vor allem im Beherbergungsbereich veraltete Strukturen und es ist nicht gelungen, die
urspriingliche Gastestruktur zu erneuern. Es existieren in grofRen Teilen noch viele kleine Be-
triebe, die einen grofRen Aufholbedarf in Richtung Qualitatsverbesserung aufweisen. Damit ein-
her gehen schlechte Auslastungszahlen und vielfach eine schlechte wirtschaftliche Lage der
Betriebe.

Neben diesen suprastrukturellen Schwéchen fehlt es in den Regionen aber auch an Angebots-
innovationen, die neuen Gastebedurfnissen in Richtung mehr Erlebnisorientierung nachkom-
men.

Neben diesen Zentren im Aufenthaltstourismus gibt es aber auch wichtige ausflugstouristische
Regionen, die durch verschiedene Erlebnisstral3en (z.B. Wein-, Schldsserstra3e) aufmerksam
machen. Diesem Ausflugstourismus kommt durch die hohen Tagesbesucherfrequenzen eine
grol3e wirtschaftliche Bedeutung zu. Davon profitieren auch viele landwirtschaftliche Betriebe,
die durch spezielle Angebote diesen Markt nutzen.
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Zur Ankurbelung des Tourismus wurden in den letzten Jahren verstarkt auch Events und Grol3-
veranstaltungen herangezogen, um regionale Impulse bzw. Initialzindungen auszul6sen, aber
auch, um damit regionale Infrastrukturen zu verbessern (z.B. Wintersportveranstaltungen - nor-
dische Schi-WM in der Ramsau 1999, Al-Ring, Landesausstellungen). Erfolgreich gestaltet
wurden auch einige integrierte touristische Projekte, wo unter Einbeziehung anderer Branchen
aus punktuellen Anséatzen interessante Uberregionale Angebote entwickelt wurden (Bsp. Alpen-
tour, Hufeisentour).

Als grol3e Stéarke ist das Naturraumpotenzial anzusehen; neben abwechslungsreichen Kultur-
landschaften gibt es auch viele geschitzte Landschaftsteile. Bemerkbar ist nun eine stéarkere
Einbeziehung von Naturparken als Angebotsgaranten flr ein Naturerlebnis, wobei neben den
vier bestehenden Naturparken sich drei weitere in Planung befinden und auch der geplante Na-
tionalpark Geséuse im Sinne einer sanften Tourismusentwicklung interessante touristische An-
gebotselemente enthalten soll.

Kooperationen und Vernetzung

Verstarkte Anstrengungen gab es in den letzten Jahren durch Kooperationen ein marktorien-
tiertes interessantes Angebot zu gestalten. Als Beispiel genannt werden kann das steirische
Weinland, wo Uber mehrere Tourismusregionen zielgruppenorientierte Angebote erstellt wurden.
Insgesamt fehlt aber neben einer noch starkeren Vernetzung der Angebote - auch mit anderen
Bereichen wie Kultur und Landwirtschaft - bei vielen Regionen noch ein entsprechendes Profil
und Image. Dadurch kann in vielen Gebieten nachfrageseitig nur ein sehr beschrankter Markt
erreicht werden. Ausnahme ist hier die Dachstein-Tauern-Region, die einen relativ hohen Anteil
an auslandischen Nachtigungen aufweist. Die anderen Regionen sind hauptsachlich vom In-
landsmarkt abhangig.

Organisatorisch gibt es Uber Bezirksgrenzen hinweg Tourismusregionen, die regional fur das
Marketing verantwortlich zeichnen. Aufgrund der unterschiedlichen finanziellen Ausstattung gibt
es hier noch Schwéchen im Bereich der Professionalisierung der Management- und Vermark-
tungsstrukturen - auch im Sinne eines modernen Destinationsmanagements.

Positiv erwahnenswert ist die Einfiihrung eines Umweltzeichens fiir Tourismusbetriebe auf Os-
terreichebene, wo es eine starke steirische Beteiligung gab. Anhand von konkreten Kriterien, die
in einer Richtlinie ersichtlich sind, wird aufgezeigt, wie ein Tourismusbetrieb durch Umwelt-
schutzmalnahmen nicht nur positive Umweltauswirkungen und qualitatssteigernde Effekte er-
zielen kann, sondern auch, wie durch oft einfache Malinahmen Kosteneinsparungen (z.B. im
Wasser- und Energieverbrauch) realisiert werden kénnen.
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2.3.6 Land und Forstwirtschaft

Die Agrarwirtschaft nimmt in den landlichen Gebieten der Steiermark, trotz des weiter fort-
schreitenden Umstrukturierungsprozesses, vor allem aufgrund ihres multifunktionalen Charak-
ters noch immer die Rolle eines Schlisselsektors ein. Die wirtschaftliche und gesellschaftliche
Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft im Programmgebiet ist besonders markant an der Zahl
landwirtschaftlicher Berufstatiger und ihrem Anteil an allen Berufstatigen (Agrarquote) abzule-
sen. Insgesamt gab es 1995 noch rund 125.000 land- und forstwirtschaftliche Arbeitskréafte (inkl.
Betriebsinhaber), der berwiegende Teil davon (95.000) in der Stid-, West- und Oststeiermark,
wo zum Teil noch Spitzenagrarquoten von bis zu 35% ausgewiesen werden.

Von der abnehmenden dkonomischen Tragfahigkeit des primaren Sektors zeugen allerdings
BetriebsschlieRungen und der (erzwungene) Ubergang vom Haupterwerb hin zum Nebener-
werb: Von 1990 auf 1995 hat sich die Zahl der Haupterwerbsbetriebe in der Obersteiermark um
17% und in der Sud-, West- und Oststeiermark um 35% verringert. Eine grol3e Gefahr fir den
Erhalt einer flichendeckenden, bauerlichen Landbewirtschaftung stellt jedoch die grof3e und
steigende Anzahl an Rentnerbetrieben dar, welche auf die sich dramatisch verschéarfende
Problematik der Hofnachfolge hinweisen. 1995 war bereits jeder flinfte Betrieb ein Pensionis-
tenbetrieb, und diese Relation ist bei den Nebenerwerbsbetrieben noch bedeutend hoher.

Tabelle 21: Land- und forstwirtschaftliche Betriebe 1960 — 1995
Tabelle 22: Land- und forstwirtschaftliche Pensionistenbetriebe, 1990 und 1995
Tabelle 23: Land- und forstwirtschaftliche Arbeitskrafte 1995

Die Steiermark lasst sich grob in zwei agrarische Teilregionen gliedern:

e Sid-, West- und Oststeiermark
Diese Teilregion ist zum Uberwiegenden Teil eine relativ dicht besiedelte bauerliche Kultur-
landschaft, mit im allgemeinen guten bis (kleinregional in Gunstlagen) sehr guten natirlichen
Voraussetzungen fur die landwirtschaftliche Produktion, die sich auch in einer vielfaltigen
Nutzung der landwirtschaftlichen Flachen und im Anbau von Spezialkulturen (Obst, Weinbau,
Gemuse) widerspiegeln:

Die Agrarstruktur des steirischen Grenzlandes prégen als Folge der historischen Realteilung
kleine bauerliche Betriebe; 40% aller Betriebe verfugen tber weniger als 5 ha Flache. Durch
den sehr hohen Arbeitskraftebesatz im Verhdltnis zur Flache und die Tendenz zur Verede-
lung und Vermarktung am Hof erwirtschaften die Hofe des "Steirischen Schweinegurtels” tra-
ditionell den héchsten Rohertrag je ha RLN (= reduzierte landwirtschaftliche Nutzflache), der
erhéhte Aufwand durch den Arbeitskrafteeinsatz driickt das Einkommen aber unter den Os-
terreichdurchschnitt.

* Obersteiermark
Hier steht aufgrund der Uberwiegend unglnstigen Standortbedingungen fir die landwirt-
schaftliche Produktion die forstliche Nutzung als auch die Grinlandnutzung (einschlie3lich
der Almwirtschaft) in Form von Rinder-, Milch- und Schafhaltung im Vordergrund. Ackerbau
dient vorwiegend der Selbstversorgung. Viele Nebenerwerbslandwirte beziehen ihr Zusatz-
einkommen aus dem produzierenden Sektor, aber vor allem aus Branchenbereichen mit ei-
ner eher geringeren Entlohnung.

Die Agrarstruktur der inneralpinen Gebiete weist aufgrund der Bedeutung der Forstwirtschaft
eine insgesamt starke Flachenausstattung der Betriebe auf. Der Anteil der Betriebe mit Gber
50 ha liegt bei mehr als 20%, und knapp die Halfte aller Betriebe hat mehr als 20 ha. Auf-
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grund des hohen Anteils der Forstwirtschaft an extremen Gebirgs- und Schutzwald und der
naturgeman geringeren Produktivitat im Berggebiet ist die Flachenausstattung jedoch keine
hinreichende Beurteilungsgrof3e fiir die Bewertung der Ertragslage. Aufgrund der natirlichen
Benachteiligung haben die Betriebe in den Berggebieten weiterhin mit erheblichen Bewirt-
schaftungs- und Lebenserschwernissen zu kampfen (ungulnstige klimatische Bedingungen,
kurze Vegetationszeiten, extreme Hangneigungen, schlechte infrastrukturelle Anbindung,
etc.), eine Fortsetzung der Betriebsaufgaben wirde kaum rickfihrbare, gravierende 6kologi-
sche und wirtschaftliche Konsequenzen mit sich bringen. Der Erhalt einer landwirtschaftlichen
Mindeststruktur ist jedoch Grundvoraussetzung fur die Pflege der Kulturlandschaft, die wie-
derum eine wichtige Basis fur die Tourismuswirtschaft und die Entwicklung des obersteiri-
schen landlichen Raumes darstellt.

Diese Gebiete unterscheiden sich deutlich in Bezug auf Hohe und Entwicklung der landwirt-
schaftlichen Einkommen: Wahrend die Einkinfte je Familienarbeitskraft im Hochalpengebiet
leicht angestiegen sind, haben sie in den beiden anderen Gebieten um rund 10% auf knapp
160.000,-- 6S im Jahr abgenommen.

Tabelle 24: Land- und forstwirtschaftliche Betriebe 1995 nach GrofRenklassen
Tabelle 25: Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft 1993 — 1997
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2.4 Starken-Schwachen-Profil

ALLGEMEINE FAKTOREN

STANDORTFAKTOREN

STARKEN

SCHWACHEN

e Schulungs- und Ausbildungsstatten

e Einsatzbereitschaft und Motivation von
Fuhrungskraften und Mitarbeitern

* Globale Orientierung der Industrie

» Gute soziokulturelle Infrastruktur (z.B.
hoher Freizeitwert)

Verfugbarkeit hochqualifizierter Arbeits-
krafte

Verkehrsinfrastruktur
Mangelndes Risikokapital
Hohe Infrastrukturkosten

Neue Berufsbilder ohne Ausbildungs-
infrastruktur

WETTBEWERBSFAKTOREN

* Flexibilitat
* Qualitatsausbildung

e Termintreue

Preisliche Konkurrenzfahigkeit

Veraltete und wenig diversifizierte Pro-
dukte

Marketing

Unguinstige Stiickkostenstruktur
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GEWERBE UND INDUSTRIE

STARKEN

SCHWACHEN

Starke Position des sekundaren Sektors,
insbesondere der Industrie

Uberdurchschnittliche Dynamik der In-
dustrie und der Sachguterproduktion

Expansion und deutlicher Kompetenz-
aufbau der Automobil(zuliefer)industrie

Branchengruppe Holz & Papier mit Gber-
durchschnittlicher Produktivitéat

Erfolgreiche Umstrukturierung der ehe-
mals verstaatlichten Teile der Industrie

Expansions- und exportfreudige Unter-
nehmen

Bedeutende und zunehmende intrare-
gionale Produktionsverflechtungen

Wertschopfung / Beschaftigten
Geringe Industrieproduktivitat
Verfugbarkeit von
unternehmensbezogenen

Dienstleistungen

Unkoordinierte Leistungsanbieter in der
Wirtschafts- und Technologiepolitik

Geringe Verflechtung und Kooperations-
bereitschaft der Betriebe

CHANCEN

GEFAHREN

Standort Steiermark

Neue konzeptionelle Grundlagen fir die
Forderung (CIP)

Erhebliche Entwicklungspotenziale im
Tertidaren Sektor, der Telekommunikation
und funf Branchengruppen im sek. Sek-
tor (Werkstoffe & Metalle, Holz & Papier ,
Verkehr & Transport, Okologie, Produkte
aus erneuerbarer Energie)

Kooperationspotenziale zwischen einzel-
nen Branchengruppen bzw. Clustern

Wettbewerbsvorteile aus gemeinsamen
Strategien zur MarkterschlieBung

Konjunkturabhéngigkeit des industriellen
Sektors

Ressourcenabhangigkeit (v.a. Rohstoffe,
Energie) der steirischen Produktion

Deutlicher Ruckstand bei Forschung im
internationalen Vergleich

Aufholprozess der benachbarten MOEL
im Zuge der EU-Annaherung

Branchenspezifischer Wettbewerbsdruck
durch starke auslandische Konkurrenz

Abwanderung und Outsourcing von Low-
Tech-Produkten
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FORSCHUNG & ENTWICKLUNG; INNOVATION

STARKEN

SCHWACHEN

Hohe Dichte an F&E Infrastruktureinrich-
tungen im Ziel 2 Gebiet

Beginnende Vernetzung bestehender
F&E Einrichtungen im Ziel 2 Gebiet

Gute Erfolgsquoten bei F&E Antragstel-
lung

Technologieniveau, Innovations-, F&E—
Aktivitdten und technologische Diffusion

Zu geringe Innovationsimpulse durch
F&E Einrichtungen

Mangel an und Defizite bei jungen,
technologieorientierten Unternehmen

Geringe Dichte an F&E Infrastrukturein-
richtungen im Ziel 5b Gebiet

Zuwenig Vernetzung / Abstimmung von
F&E Einrichtungen v.a. im Ziel 5b Gebiet

Mangelnde Innovationstatigkeit der Be-
triebe

Zahl der F&E Antrage unter osterr.
Durchschnitt

CHANCEN

GEFAHREN

Technologietransfer- und Kooperations-
potenziale bei Technologie- und
Grinderzentren

Weitere Rationalisierungen als Folge der
unterdurchschnittlichen Produktivitat
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TELEKOMMUNIKATION

STARKEN

SCHWACHEN

Telekooperation in grof3en Betrieben und
innovativen, technologieorient. KMU

Elektronischer Geschaftsverkehr bei
Grof3betrieben, KMU mit Zulieferrolle

Innovative, exportorientierte Betriebe mit
starker europaischer Marktprasenz

Zahlreiche regionale Initiativen zur
Bewusstseinsbildung

Zahlreiche regionale Informationssys-
teme und Aktivitaten in Gemeinden

Gemeinsame Plattform fir Regionale
Telekommunikationsinitiativen (RTI)

Gute Infrastruktur und Innovationsorien-
tierung fur Qualifikationsmalnahmen

Landesweite Telekommunikationsiniti-
ative mit Strategie-, Aktionsplan, Budget

Telekooperation und Elektronischer Ge-
schéftsverkehr bei industrienahen
Dienstleistern, gewerblicher Industrie,
KMU

Suboptimale Ausnutzung des TIME Ko-
operationspotenzials

Bewusstseinsbildung bei KMU, Uberfiih-
rung, Sensibilisierung, Anwendung

Harmonisierung der Datenstrukturen,
Nutzung von Synergien bei reg. Syste-
men

Kooperation und Konzentration auf
Kernkompetenzen bei RTI

Anwendung neuer Medien und berufsbe-
gleitende Maflinahmen bei Qualifizierung

Finanzielle Ausstattung und Blindelungs-
grad der Férderungsinstrumente

CHANCEN

GEFAHREN

Innovative Formen der Telekooperation
Weiterer Ausbau des TIME Sektors

Schaffung eines regionalen Bezugs
durch RTI und Telezentren

Sensibilisierung fur die Wissensgesell-
schatft, verstarkte Nutzung des Angebots

Reaktion auf Beschaftigungsverlagerun-
gen und neue Berufe durch Qualifizie-
rung

Nutzung von Synergien bei RTI

Hurden fur Telekooperation im sozialen,
rechtlichen und organisatorischen Be-
reich

Luckenhafte Rahmenbedingungen fur
elektronischen Geschaftsverkehr

Extreme Globalisierung und Dynamik

Mangelnde Nutzung von vorhandenem
Wissen und Erfahrungen

Qualifizierung zu sehr auf technologische
Fertigkeiten und Inhalte reduziert

Isolierte Aktivitaten, Insellésungen mit
geringer Nachhaltigkeit bei RTI
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TOURISMUS UND KULTUR

STARKEN SCHWACHEN

» Naherholungsfunktionen fir stadtische » Dunne touristische Struktur mit ungunsti-
Zentralraume gen wirtschaftlichen Kennzahlen

* Regionaler und punktueller Aufenthalts- |+ Traditionelle Tourismusgebiete
tourismus
» Regionalisierung und Profilierung
* Naturraumliche und kulturelle Ressour-
cen e Saisonalitat — Gastestruktur

» Tragfahige, moderne, touristische Zen- |+  Qualitatsstruktur im Infra- und Supra-
tren, Sportzentren, Dachstein-Tauern strukturbereich
Region
e Betriebsstrukturen:
e Thermenlinie Auslastung, Eigenkapitalbasis

« Entwicklung profilierter innovativer Ange- |« Destinationsmanagement
bote mit integriertem Ansatz

* Ungeniigende Wirtschaftlichkeit
» Ausflugstourismus z.B. Thermenland,
Weinstral3en * Finanzschwache im Kulturbereich

« Event-Tourismus, Landesausstellungen |« Marketing auf regionaler Ebene

CHANCEN

» Leitprojekte nach den regionalen Potenzialen
— Nutzung alter Bausubstanzen (Burgen, Schldsser, Kldster, landwirtschaftl. Gebaude)
- Innovative Angebotsentwicklung im Gesundheitstourismus
- Integrierte Angebotsentwicklung, insbesondere im sportlich touristischen Bereich
— Themenparks
» Potenzial an regionalen Kulturtragern
» Verstarkung Destinationsmanagementstrukturen

» Verstarkung Event-Tourismus

» Entwicklungspotenzial Thermenregion, Skigebiete
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LANDWIRTSCHAFT

STARKEN

SCHWACHEN

Regionalprojekte und gestiegene Be-
deutung der Multifunktionalitat in der
Landwirtschaft

Ost-, Sud-, Weststeiermark:

Innovative Produkte — Kooperationspo-
tenzial

Gastebeherbergung und -verpflegung
Positive Ansatze bei der Nutzung von

Telecom-L6sungen fur Vermarktung,
Logistik und Qualifizierung

Obersteiermark:

Vermarktungseinrichtungen bei Milch
und Fleisch

Einseitige Abh&ngigkeit von Landwirt-
schaft als Erwerbsgrundlage

Agrarstrukturen
Mangelhaft ausgepragtes ,Unternehmer-

verhalten® in der Landwirtschaft sowie
fehlende antizipative Alternativstrategien

Ost-, Sud-, Weststeiermark:

Intensivbewirtschaftung

Produktionsbedingungen und Einkom-
men

Preisverfall vor allem in Intensivseg-
menten (Schwein)

* Forstwirtschaft Obersteiermark:
* Mangelnde Produktionsalternativen im
» Agrarstrukturen Berggebiet
CHANCEN GEFAHREN

Integrierte kontrollierte Produktion und
Biolandbau

Okologische Produktionsausrichtung und
Qualitatsimage

Regionale Energiekonzepte unter ver-
starkter Nutzung nachwachsender Ener-
gietrager

Vernetzung und Einsatz von IuK Tech-
nologien

Integrierte Dorfentwicklung als aktive
Standortpolitik fur den Landlichen Raum

Zerfall der bauerlichen Familienstruktur
durch fehlende Hofnachfolge bzw. Ar-
beitstiberlastung im Zu- und Nebener-
werb

Fehlende regional- und betriebswirt-
schaftliche Planungserfahrung in der LW

Stagnation in der Neuentwicklung von
landwirtschaftlichen (regionalen) Quali-
tatsprodukten bzw. Produktlinien (Labels)
von Uberregionaler Bedeutung
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HUMANRESSOURCEN UND ARBEITSMARKT

STARKEN

SCHWACHEN

Zunahme der Zahl der
Beschéftigungsverhéltnisse tber
Bundesdurchschnitt

Zunahme der Frauenbeschéftigung
Ruckgang der Arbeitslosigkeit, auch bei

Altersrandgruppen und
Langzeitarbeitslosen

Weiterbildungsverhalten der
Berufstatigen (Teilnahme an
Fortbildungskursen) unter 6st.
Durchschnitt

Angebotsdefizite v.a. zur Starkung der
Vielseitigkeit der Arbeitnehmerinnen und
zur Integration von Arbeit und Lernen

Qualifikationsstruktur im Programmgebiet
deutlich unter Landes- und
Bundesdurchschnitt (Anteile
hochqualifizierter Beschéftigter)

Relative Zunahme der Arbeitslosigkeit
der Uber 50-Jahrigen prognostiziert
(aber Abnahme der absoluten Zahlen)

CHANCEN

GEFAHREN

Neue, erfolgversprechende Ansétze flr
die Kombination von tber- und
innerbetrieblicher Qualifizierung (ehem.
Ziel 4)

Fachhochschulen als neues, attraktives
Bildungsangebot mit hohem
Verflechtungspotenzial zu regionalen
Betrieben (v. a. Obersteiermark)

Deutlicher Aufholprozess bei
hochqualifizierten Beschéftigten in der
Sid-; Ost- und Weststeiermark

Neue Formen der Arbeitszeit-
organisation und Beschaftigung als Mittel
zur Reduktion der Arbeitskosten

Erhohte Arbeitslosigkeit und selektive
Abwanderung in Regionen mit fehlenden
strukturellen Anpassungsprozessen

Wegen der Zunahme prekarer bzw.
geringfugiger Dienstverhéltnisse zu
geringe Reduktion der registrierten
Arbeitslosigkeit

Segmentationsprozesse und dauerhafte
Ausgliederung infolge Arbeitsplatzdefizit
und Strukturwandel (v.a. fir Frauen mit
Betreuungspflichten, Altere, Unqualifi-
zierte und Langzeitarbeitslose)

Steigendes Arbeitskréaftepotenzial der
Frauen, insbesondere der tber 50-
Jahrigen, erschwert deren erfolgreiche
Reintegration in den Arbeitsmarkt
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3. Horizontale Prioritaten

3.1 Situation von Umwelt und Nachhaltigkeit
Allgemeines

In der Steiermark wurde schon in den 70er und 80er Jahren das programmorientierte Vorgehen
im Umweltbereich gesucht und praktiziert. Neben einzelnen Spezialprogrammen (z.B. Grund-
wasserschutzprogramm) sind vor allem der steirische Landesenergieplan und das Okopro-
gramm 2000 als zukunftsorientierte Umweltplane anzusehen. Die Vorgaben dieser Programme
wurden weitestgehend umgesetzt. Das Landesenergieprogramm hat sich von Anfang an mit
dem Thema Nachhaltigkeit auseinandergesetzt und konsequent den Weg einer Abwendung von
nicht erneuerbaren Energiequellen und damit einer Zuwendung zu erneuerbaren Energiequellen
verfolgt. So konnte der Anteil der erneuerbaren Energie inklusive Wasserkraft in der Steiermark
von 1989 von 21% bis zum Jahr 1995 auf 28% erhdht werden. Die Zielvorgaben bis zum Jahr
2005 lassen 35% erwarten. Das noch bis zum Jahr 2000 reichende Okoprogramm 2000 hat
ebenfalls zahlreiche Nachhaltigkeitsimpulse gegeben, wozu insbesondere die Fernwarmeoffen-
sive durch die Abwarmenutzung, die Konzepte fir eine sanftere Mobilitat in den steirischen Bal-
lungszentren oder die Abfallvermeidungs- und Abfallverwertungsaktivitditen zahlen. Auch die
Zielsetzungen zum Schutz des Grundwassers wurden erreicht und haben geholfen den Nut-
zungskonflikt zwischen Landwirtschaft und Gewdasserschutz zu entscharfen.

Da die Zielsetzungen des bisherigen Okoprogramms bis zum Jahr 2000 begrenzt sind, soll ein
neues Programm die Vorgaben fur die steirische Umweltarbeit ab dem Jahr 2000 geben.
Gleichzeitig soll damit eine Anpassung der landesspezifischen Ziele an den nationalen Umwelt-
plan erfolgen. Ein weiterer Grund fur die Erstellung eines neuen Programms ist, dass das Bun-
desland Steiermark zum ,Klimabtndnis zum Schutz der Erdatmosphare” mit dem Luftreinhalte-
ziel ,minus die Halfte" beigetreten ist, und auf der Grundlage der Verpflichtung von Kyoto und
der Vereinbarung des EU-Ministerrates vom 17.6.1998 dazu beitragen muss, die Kohlendioxid-
Emission Osterreichs bis zum Jahr 2000 um mindestens 13% zu reduzieren. Die aus dem Titel
.Landesumweltprogramm Steiermark” abgeleitete Kurzformel ,LUST" soll ein bewusstes Signal
fur eine neue Aufbruchsstimmung zum Schutze der steirischen Umwelt sein.

Zu erwahnen ist auch noch das 1987 eingeflhrte Landesumweltinformationssystem (LUIS),
dass sich im Laufe der Jahre zu einem anspruchsvollen geographischen Informationssystem fur
den Schwerpunkt Umwelt entwickelt hat. Das Landes-Umwelt-Informations-System versteht sich
als integraler Rahmen der Umweltinformation, worin samtliche Natur- und Umweltdaten des
Landes zusammenflieRen. Diese Datenbasis dient sowohl dem Informationsfluss innerhalb der
einzelnen Landesdienststellen, als auch dem Informationsbediirfnis der Offentlichkeit. Das
Landes-Umwelt-Informations-System stellt daher die Grundlage fir eine fachlich fundierte und
umfangreiche Offentlichkeitsinformation z. B. in den Angelegenheiten des Gesetzes (iiber
Einrichtungen zum Schutze der Umwelt (LGBI. Nr.15/1999) und des
Umweltinformationsgesetzes (BGBI. Nr. 495/1993) dar.

Dartber hinaus liefert das LUIS sowohl grundlegende Fachdaten fir den
Sachverstandigendienst als auch Daten fur umweltrelevante Planungsmalnahmen, wobei
natdrlich eine moglichst detaillierte Datenstruktur angestrebt werden muss.

Ein wesentlicher Mangel der vorangegangenen Programmperiode 1995 — 99, der auch in der
Zwischenevaluierung festgestellt wurde, war die mangelnde Quantifizierung der Umweltziele.
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Dieses Manko soll durch die Aufnahme von quantifizierten Umweltzielen auf Ebene der
Schwerpunkte (EPPD) und der MaRnahmen (EZP) behoben werden.

Um die Effekte zur Unterstitzung der Gemeinschaftspolitik Umwelt und zur Beférderung der
Nachhaltigkeit durch das Ziel 2 Programm Steiermark in geeigneter Weise darstellen zu kénnen,
wird im Wege der Osterreichischen Raumordnungskonferenz eine Studie - finanziert aus den
Mitteln der Technischen Hilfe der 6sterreichischen Ziel 2 Programme - in Auftrag gegeben,
welche geeignete Vorgangsweisen zur Ermittlung des Beitrages der Programme zur
Nachhaltigkeit aufzeigen soll. Diese Studie wird unmittelbar nach Genehmigung der
Osterreichischen Ziel 2 Programme ausgeschrieben und vergeben, damit die Ergebnisse bereits
zur Vorbereitung der Zwischenevaluierungen vorliegen.

Statusbericht Umwelt Steiermark
Nachfolgend gibt ein Statusbericht Auskunft Giber wesentliche Umweltteilbereiche:
3.1.1 Energie und Klimaschutz

Die Ausgangsposition der Energieversorgung Steiermark ist einerseits gepragt von sehr gerin-
gen spezifischen CO,-Emissionen, welche durch den hohen Anteil an erneuerbaren Energietra-
gern - ca. 26% - an der gesamten Energieversorgung bewirkt wird; zum anderen ist der Stan-
dard bei den technischen Einrichtungen zur Energieumwandlung - insbesonders bei neuen An-
lagen - als gut zu bewerten, wobei hier insbesonders die entsprechenden Landesgesetze auf
dem Heizungssektor hervorzuheben sind (strenge Zulassungsbestimmungen fir neue Hei-
zungsanlagen, gesetzlich vorgeschriebene periodische Uberpriifung). Die Hauptverursacher der
sog. ,konventionellen* Luftschadstoffe sind die Bereiche Verkehr und der Hausbrand: Bei letzte-
rem konnte besonders durch Austausch der Altanlagen und verbesserte Betriebsweise ein er-
hebliches Potenzial bezluglich Emissionsverringerung und Wirkungsgradverbesserung
freigesetzt werden, aber auch durch eine Verbesserung der Warmedammung vor allem des
Althausbestandes der Energieeinsatz verringert und damit der Aussto3 nicht nur von
Luftschadstoffen, sondern auch von CO,- vermindert werden.

Tabelle 26: Emissionsanteile der Verursacher

Die durch den Energieeinsatz induzierte Belastung durch die ,klassischen* Luftschadstoffe wur-
den in den letzten Jahren soweit reduziert, dass die Luftqualitéat den Vorgaben der Européischen
Gemeinschaft und internationalen Standards entspricht bzw. diese Standards deutlich unter-
schritten werden. Durch die legistischen MalBhahmen im Bereich der Heizungsanlagen, sowie
den Rickgang des Einsatzes fossiler Brennstoffe werden wéhrend der Heizperiode auftretende
Immissionen — besonders bei Schwefeldioxid und Staub — noch weiter reduziert werden. Im Be-
reich Klimaschutz kann nur bei konsequenter Umsetzung der im Energieplan 1995 formulierten
MaRnahmen und Einhaltung der bestehenden gesetzlichen Rahmenbedingungen die Klimarah-
menkonvention (Rio / Berlin / Genf 1992) und auch die Vereinbarung von Kyoto eingehalten
werden; das Toronto-Ziel scheint aus heutiger Sicht allerdings auch dann auf3er Reichweite zu
sein.

3.1.2 Verkehr

Mit der standig steigenden Mobilitdit nehmen auch die damit verbundenen negativen Begleiter-
scheinungen zu.

Die Zunahme an Emissionen konnte durch Vorschriften und Entwicklungen auf dem Fahrzeug-
sektor nicht gestoppt werden.
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Eine weitere Zunahme des Individualverkehrs und des Giterverkehrs auf der Stral3e ist zu be-
furchten. Dafur spricht die prognostizierte Bestandszunahme an Kraftfahrzeugen von 38% bis
zum Jahr 2020.

Der zunehmende Guterverkehr sowie Individualverkehr auf der StralRe verursacht einen hoheren
Dieselverbrauch. Der Benzinverbrauch wird zurtickgehen.

Bei den Schadstoffemissionen hingegen ergeben sich aufgrund gesenkter Emissionen der Ein-
zelfahrzeuge deutliche Verbesserungen.

Eine von der Bevdlkerung unmittelbar empfundene negative Auswirkung ist der Verkehrslarm.
Der Verkehr ist in Osterreich der Hauptlarmerreger, wobei der StraRenverkehr als Larmquelle
dominiert (siehe dazu Pkt. Larm).

3.1.3 Wasser

MaRnahmen der grundwasserschonenden Landbewirtschaftung — rund 10% der Landesflache
sind Grundwasserschongebiete — und der Abwasserentsorgung fur Siedlungen, Gewerbe und
Industrie haben bereits zu deutlich messbaren Erfolgen gefuhrt. Eigene Nutzwasserversor-
gungssysteme und Kreislauffihrungen fir Gewerbe und Industrie tragen zur Ressourcenscho-
nung ebenso bei, wie die Sicherung 6kologisch wertvoller Feuchtgebiete und die Umgestaltung
regulierter FlieRgewdasser zur Verbesserung ihrer okologischen Funktionsfahigkeit. Mehr als
50% des steirischen Trinkwassers wird aus oberflaichennahem Grundwasser gewonnen. Obwohl
eine wesentliche Senkung des Nitratgehaltes in den belasteten Gebieten — insbesondere durch
MalRnahme der Landwirtschaft und Abwasserwirtschaft — erreicht werden konnte, weist das
Grundwasser in vereinzelten Bereichen immer noch Nitratwerte tGber 50 mg/l auf. Erreicht wer-
den konnten hingegen die Qualitatsziele fiir die Bache und Flisse; so konnte der Anteil der
FlieRgewésser mit den Giteklassen I, I-1l und Il von 75% im Jahr 1985 auf aktuell 85% erhoht
werden.

Wasserversorgung

Tabelle 27: Anzahl der versorgten Einwohner und Versorgungsgrad in [%] der
Wasserversorgung in der Steiermark

Von den zentralen Wasserversorgungsanlagen werden ca. 58% mit oberflaichennahem, unge-
spanntem Grundwasser (Talgrundwasser), ca. 35% aus Quellwasser und ca. 7% mit artesi-
schem Grundwasser versorgt.

Fur die Einzelwasserversorgungsanlagen lasst sich das Verhdltnis der entnommenen Mengen
zwischen Talgrundwasser, Quellwasser und artesischem Wasser nicht angeben.

Hinsichtlich der regionalen Verteilung weisen vor allem die landlichen Gemeinden der West-,
Sud- und Oststeiermark einen tber dem Durchschnitt liegenden Prozentsatz an Einzelwasser-
versorgungsanlagen auf.

Derzeit bestehen 13 Schongebiete zum Schutz von ungespannten oberflachennahen Grund-
wasser, Entwirfe fur 9 weitere Schongebiete liegen vor.
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Abwasserentsorgung

Mit Stand Ende 1997 werden die Abwasser von 78% der steirischen Bevolkerung von offent-
lichen Abwasserentsorgungsanlagen erfasst und gereinigt. Weiters werden je 1% der kommu-
nalen Abwésser von Genossenschaften und Privaten nach dem Stand der Technik behandelt.
Die Abwasser von rd. 20% der Einwohner werden derzeit noch Uber mechanische Klaranlagen
bzw. Sammelgruben entsorgt.

3.1.4 Luft

Die Belastungen durch ,klassische Luftschadstoffe* konzentrieren sich in der Steiermark immer
mehr auf einige wenige Problemgebiete. Aul3erhalb dieser ist auch in dichter besiedelten Regio-
nen mit insgesamt zufriedenstellenden lufthygienischen Bedingungen zu rechnen.

Als Problemgebiete sind der Mur-Mirztalabschnitt zwischen Leoben und Kapfenberg, der Grof3-
raum Graz sowie die Hochlagen im Bereich der sudlichen Landesgrenze westlich von Spielfeld
Zu nennen.

Hauptverursacher dieser Luftbelastungen sind in Leoben / Donawitz und in Kapfenberg die lo-
kale Schwerindustrie, wodurch es fallweise zu erhéhten Immissionen von Schwebstaub,
Schwermetallen, Kohlenmonoxid und auch Schwefeldioxid kommt. In Donawitz sollte es aber in
absehbarer Zeit aufgrund von emissionsmindernden Maflinahmen zu einer deutlichen Verbes-
serung der Situation kommen.

Im Raum Graz muss der KFZ-Verkehr nach wie vor als Verursacher der unbefriedigenden Luft-
gutesituation genannt werden. Dementsprechend sind es vor allem Stickstoffoxide und Schweb-
staub, die im Winterhalbjahr bei unglinstigen Ausbreitungsbedingungen erhthte Konzentratio-
nen erreichen.

Die grenznahen Hochlagen der sidlichen Weststeiermark werden durch Schwefeldioxidimmis-
sionen beeintrachtigt, die durch Ferntransporte aus Slowenien verursacht werden.

Insgesamt zeigen die Trends der letzten Jahre weitere Rickgange bei samtlichen Schadstoffen
mit Ausnahme der Stickstoffoxide.

Bei Schwefeldioxid konnten in den letzten 10 Jahren die starksten Verbesserungen verzeichnet
werden. Die deutliche Verringerung der Hausbrandemissionen, Schwefelreduktionen in Brenn-
und Treibstoffen sowie verbesserte Rauchgasreinigung bei kalorischen Kraftwerken und Indus-
triebetrieben haben hier zu beachtlichen Erfolgen gefuhrt.

Auch beim Schwebstaub und Kohlenmonoxid hat sich die positive Immissionsentwicklung fort-
gesetzt, die sich ebenfalls priméar auf Emissionsreduktionen aus Industrie und Verkehr zurtick-
fuhren lasst.

Anders bei den Stickstoffoxiden: Nach deutlichen Immissionsreduktionen in der ersten Halfte der
90er-Jahre ist (vor allem im Hauptproblemgebiet Graz) momentan eine Stagnation des Abnah-
metrends zu verzeichnen.

Kein klarer Trend ist beim Sekundarschadstoff Ozon zu verzeichnen. Aufgrund der Abhéngigkeit
der Ozonbildung von den meteorologischen Bedingungen ist ein solcher aber auch nicht unbe-
dingt zu erwarten.

Begleitend zu den Luftgitemessungen werden auch weiterhin Erhebungen Uber die lokalen
Emissionsstrukturen (Emissionskataster Graz, KFZ-Emissionskataster Steiermark) durchgefihrt.
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3.1.5 Larm

Der technische Larmschutz steht in der Steiermark insgesamt auf einem sehr hohen Niveau.
Dieser Umstand ist vor allem durch ein sehr dichtes umweltschutzrechtliches Regelwerk auf
Bundes- und Landesebene gegeben.

Neben den schon Anfang der 90-er Jahre in 6 Modellgemeinden (Judenburg, Frohnleiten,
Hausmannstatten, Weitendorf, Bad Radkersburg und Grof3 St. Florian) erstellten Larmsanie-
rungsprojekten, mit groRzigiger flachenhafter Darstellung der Larmsituation samt Sanierungs-
vorschlagen wurde Mitte der 90er Jahre der Schienenverkehrslarmkataster fir das Bundesland
Steiermark veroffentlicht. Damit ist eine flachendeckende Darstellung des Schienenverkehrslar-
mes fiir die Prognose 2000 fiir die OBB-Strecken der Steiermark gegeben.

Gewisse Projekte (z.B. Hochleistungsstrecken) unterliegen dem dsterr. Umweltvertraglichkeits-
prifungsgesetz. Diese Verfahren werden unter Mitwirkung einer breiten Birgerbeteiligung
durchgefihrt.

Im Bereich Larmschutz konnte durch Larmschutzfenster und Larmschutzwande der Prozent-
satz an Menschen, die durch Verkehrslarm beeintréchtigt werden, reduziert werden.

Eine Verminderung des Rollgerausches (dominierend nahezu im gesamten Geschwindigkeits-
bereich) ware dartber hinaus anzustreben.

3.1.6 Abfall

Die im bisherigen Programm enthaltenen Ziele der Abfallwirtschaft waren auf die Vermeidung
von Einwirkungen auf die Umwelt, die Schonung von Rohstoff- und Energiereserven, die Re-
duktion des Verbrauches von Deponievolumen und die Abfallablagerung ohne Umweltgefahr-
dung ausgerichtet. Diese Ziele konnten nur zum Teil erreicht werden, da die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen einerseits zu einem weiteren Anstieg der Gesamtabfallmenge und ande-
rerseits zu vermehrtem Kostendruck beim Recycling fuhrten. Trotz laufender Steigerung der
kommunal getrennt gesammelten Alt- und Problemstoffe (117 kg / EW und Jahr als Gesamt-
menge in den Fraktionen Papier, Glas, Metall und Leichtfraktion im Jahr 1997) und Abnahme
der kommunalen Restmillmenge wurden im Jahr 1997 auf den steirischen Hausmdlldeponien
644.057 t abgelagert (gegentber 1993 mit 378.000 t als geringsten Wert seit 1990).

3.1.7 Naturschutz

Zur Bewahrung der Naturausstattung sind Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, ge-
schitzte Landschaftsteile sowie Gewasser und Uferschutzgebiete festgelegt. Diese Schutzge-
biete umfassen knapp 50% der steirischen Landesflache. Derzeit wollen neben den 4 bestehen-
den Naturparken 3 Regionen dieses Pradikat bekommen. Zusatzlich befindet sich der National-
park Gesause in Planung.

NATURA 2000

Mit Beitritt zur Européischen Union am 1.1.1995 wurden die Vogelschutz-Richtlinie wie auch die
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie in Osterreich wirksam. In Entsprechung der genannten Richtlinien
hat das Bundesland Steiermark der Europaischen Kommission gegeniber Gebiete flr das zu
erstellende Netzwerk NATURA 2000 vorgeschlagen.

Die fur die Programmdurchfiihrung verantwortlichen Stellen gewdhrleisten, dass die
Mafnahmen, die mit dem vorliegenden Programm durch die Strukturfonds geférdert werden, mit
dem im Rahmen von Natura 2000 gewéhrten Gebietsschutz vereinbart sind, und dass die nach
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Richtlinie 92/43/EWG zu schitzenden Gebiete auch bereits vor der Vorlage noch zu
ergénzender Gebietslisten nicht beeintrachtigt werden.

Insbesondere tragen die zustandigen Stellen daflr Sorge, dass der Zustand der geschiitzten
bzw. zu schiitzenden Natura 2000-Gebiet erhalten bleibt. Mégliche negative Beeinflussungen
werden bereits im Planungsstadium von Vorhaben sorgféltig und unter Bertcksichtigung von
Alternatividsungen beurteilt und angemessene Vorkehrungen rechtzeitig getroffen, die fur die
Erreichung der Schutzziele der jeweiligen Natura 2000-Gebiete unabdingbar sind (gem. Art. 6
Richtlinie 92/43/EWG).

Die MalRnahmen, die getroffen wurden, um solche mdglichen Beeintrachtigungen zu vermeiden,
umfassen insbesondere:

- behdrdenverbindliche FFH-Einfihrungserlasse (verodffentlicht am 20.06.2000) zum FFH
Richtlinien-konformen Verwaltungsvollzug;

- die Beteiligung der kompetenten Naturschutzbehorde, so weit moglich, an den Auswahl- und
Genehmigungsverfahren;

- eine Vorprufung von Vorhaben durch geeignete Projektprifungs- bzw. Auswabhlkriterien;

- die Anwendung der in Artikel 6 der FFH Richtlinie vorgesehenen Verfahrensschritte fir die
Vermeidung maoglicher nachteiliger Auswirkungen.

Fur die vom Steiermark Programm abgedeckten Regionen umfasst die Liste der 31 pSCI
Gebiete mit einer Flache von ca. 72.514 ha, 43.784 ha sind gleichzeitig Bestandteil von
Européischen Vogelschutzgebieten.

Im Jahre 1998 wurden fristgerecht 6 Vogelschutzgebiete (SPA) ausgewiesen. Diese 6 Gebiete
umfassen ca. 192.362 ha, dies entspricht ca. 11,74% der Landesflache. Mit der Benennung der
3 groRflachigen SPA soll den Anforderungen gemafd Artikel 4 der Richtlinie 79/409/EWG
entsprochen werden. Alle sachdienlichen Informationen zu den Vogelschutzgebieten
einschlief3lich der Karten sind gemaf? der Entscheidung 97/266 EG offiziell an die Kommission
weitergeleitet worden. Damit umfasst das Netz der Natura 2000 Gebiete in der Steiermark ca.
264.876 ha, dies entspricht ca. 16,16% der Landesflache.

Graphik 2: Natura 2000 Gebiete in der Steiermark

3.1.8 Altlasten

Derzeit sind in den Ziel-2-Gebieten der Steiermark 29 Verdachtsflachen im Verdachtsflachen-
kataster des Umweltbundesamtes ausgewiesen.

Dabei ist jedoch festzuhalten, dass Uber die derzeit dem Bundesminister fur Umwelt, Jugend
und Familie hinaus bekanntgegebenen Verdachtsflachen beim Amt der Steiermarkischen
Landesregierung ca. 400 weitere mdogliche Verdachtsflachen in entsprechenden Karteien
evident sind. Auch ist die Erhebung von Altstandorten noch nicht abgeschlossen, sodass in den
nachsten Jahren mit einer relevanten Anzahl von sanierungsbedurftigen Altlasten insbesonders
im Bereich der Industriestandorte der Mur-Murz-Furche zu rechnen ist.

Insgesamt sind in den Ziel-2-Gebieten der Steiermark 3 Altstandorte und 2 Altablagerungen im
Altlastenkataster des Umweltbundesamtes ausgewiesen. Davon ist ein Altstandort bereits sa-
niert und bei einer Altablagerung sind die Sicherungsmaflnahmen grof3teils abgeschlossen.
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Keine der derzeit ausgewiesenen Altlasten weist die hdchste Prioritdt 1 auf. Dies ist vor allem
darauf zurtickzufiihren, dass in der Steiermark schon vor Inkrafttreten des Altlastensanierungs-
gesetzes durch die Behdrden meist im Einvernehmen mit den Unternehmen rechtzeitig Sanie-
rungsmaflinahmen getroffen wurden.

3.1.9 Bereich Boden

Die Steiermark zeichnet sich durch eine Vielfalt von Gesteinen und Oberflachenformen aus. Die
klimatischen Unterschiede zwischen den beginstigten Tal- und Beckenlagen und den rauen
Berglagen im Norden sind bedeutend, ebenso die durch das Relief bedingten kleinklimatischen
Differenzierungen. In der Steiermark werden 1,509.719 ha, d.s. rund 93% der Katasterflache im
Rahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe bewirtschaftet. Nach der Agrarstrukturerhebung
1995 entfallen davon 853.894 ha auf Wald, 510.822 ha auf landwirtschaftliche Nutzflache,
140.272 ha auf sonstige Flachen. Innerhalb der landwirtschaftlichen Nutzflachen werden
343.156 ha als Grinland, 152.485 ha als Ackerland, 9.728 ha als Obstanlagen und 3.680 ha als
Weingéarten genutzt. Steiermarkweit hat sich die Ackerflache im Zeitraum 1990 — 1995 um 5%
verringert, wahrend die Griunlandflache weitgehend unveré&ndert geblieben ist. Ackerflachen
werden fir Verbauungen und Rohstoffnutzungen verbraucht. Die Umwandlung von Ackerland in
Grunland ist in dem klimatisch fir den intensiven Ackerbau nicht geeigneten Gebieten (Ober-
steiermark) eine weitere Ursache fur den Rickgang der Ackernutzung. Aber auch Grinland-
flachen werden fur Siedlungsplatze, Infrastruktur sowie Freizeitanlagen verbraucht und in
Ackerland sowie Wald umgewandelt.

Die steirische Bodenzustandsinventur wird voraussichtlich im Jahr 2005 abgeschlossen sein.
Die bisherigen Ergebnisse zeigen, dass teilweise — meist geogenbedingte — erhéhte Schwerme-
tallgehalte vorliegen, Gefahrdungen aber nach dem Stand der Wissenschaft ausgeschlossen
werden kénnen. Als flaichenmaRig bedeutendstes Problem ist in den intensiv genutzten Acker-
baugebieten die physikalische Degradation durch Verdichtung und Oberflachenverkrustung zu
nennen. Die Belastung durch chemische Degradation infolge Dingung und Pflanzenschutz ist
zurzeit als relativ gering anzusehen.

3.1.10 Landwirtschaft

Ein wichtiger Punkt im Bereich Landwirtschaft war das seit dem EU-Beitritt angebotene Umwelt-
programm (OPUL), dessen Inhalt die Forderung einer umweltgerechten, extensiven und den
natlrlichen Lebensraum schiutzenden Landwirtschaft ist. Uber dieses Programm wurden den
Landwirten Gber 30 Fordermal3Bhahmen angeboten. Die Akzeptanz in der Landwirtschaft war
flachendeckend; fast 90% der Flache nimmt am OPUL-Programm teil. Daneben bietet das Amt
der Steiermarkischen Landesregierung in Zusammenarbeit mit der Landeskammer die Beratung
durch Umweltberater an. Ziel ist es, die in den grundwassersensiblen Gebieten wirtschaftenden
Betriebe dahingehend zu beraten, eine grundwasserschonende Bewirtschaftung durchzufthren.
Durch gezielte FérdermaRnahmen im Rahmen des OPUL ist der Anteil an biologisch wirtschaf-
tenden Betrieben betrachtlich gestiegen. Derzeit sind es rund 3.500 Betriebe oder ca. 7% aller
steirischen landwirtschaftlichen Betriebe.

Anhang lll: Rechtlicher und verwaltungsbehdrdlicher Rahmen im Umweltbereich
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3.2  Situation auf dem Gebiet der Chancengleichheit

Eine Analyse der regionalen Situation der Chancengleichheit der Geschlechter gestaltet sich
komplex und schwierig, da es bei der Erfassung von Chancengleichheit der Geschlechter an
aussagekraftigen Indikatoren fehlt (bzw. dieselben noch in Entwicklung / Diskussion sind). Oft-
mals liegt das vorhandene sekundarstatistische Material nicht ausreichend geschlechtsspezi-
fisch und regional differenziert vor, und wenn, dann meist nur aus den Grof3zahlungsjahren.
Besser gestaltet sich die Datenlage fir die Darstellung allgemeiner geschlechtspezifischer Un-
terschiede des Erwerbslebens wie z.B. Ausbildung, Beschaftigung, Einkommenssituation und
Arbeitslosigkeit. In diesen Bereichen kann die Stellung der Frau regional differenziert analysiert
werden und geschlechtsspezifische Unterschiede aufgezeigt werden.

Zur familiaren Lebenssituation der Frau

Laut Volkszahlung 1991 leben 611.588 Frauen in der Steiermark, davon sind 236.307 (38,6%)
ledig, 263.065 (43%) verheiratet, 83.153 (13,6%) verwitwet und 29.063 (4,8%) geschieden. Von
342.300 Familien sind 45.800 (13,4%) sogenannte Teilfamilien, d.h. allein erziehende Mutter
oder Vater mit Kindern (Mikrozensus 1998). Von den 40.400 allein erziehenden Miittern hatten
38,6% ein oder mehrere Kinder unter 15 Jahre zu betreuen.

Frau in der Arbeitswelt

Von 406.203 unselbstandig Beschéftigten waren 174.733 Frauen, dies ist ein Anteil von 43,0%
(Stand 1999/01). Damit gab es gegeniiber dem Vorjahr eine Zunahme der unselbsténdig be-
schaftigten Frauen um 1%, im Gegensatz zu den mannlichen Erwerbstéatigen, deren Anzahl in
etwa gleich blieb. Diese positive Tendenz wird jedoch durch die Zunahme von Teilzeitbeschafti-
gungen etwas abgeschwacht, da jene grof3tenteils von Frauen in Anspruch genommen werden.

1998 waren 10.537 Frauen als Unternehmerinnen in der gewerblichen Wirtschaft tatig, das be-
deutet einen Frauenanteil von 29,6%. Dies bedeutet gegentber 1997 eine Zunahme um 2,5%.
Der Frauenanteil an den Wirtschaftskammer- Mitgliedern hat sich von 1983 auf 1998 allerdings
von 32,8% auf 29,6% verringert, was den niedrigsten Stand seither bedeutet. Was die
Altersschicht der Frauen als Wirtschaftskammer- Mitglieder betrifft, so befindet sich die Mehrheit
zwischen 40 und 44 Jahren, gefolgt von den 35-39jahrigen.

Was die berufliche bzw. schulische Qualifikation angeht, sind die Frauen am aufholen. Der An-
teil der berufstatigen Frauen, die einen Maturaabschluss haben, ist inzwischen sogar hdher als
bei den berufstatigen Mannern. Auch bei den Hochschulabschlissen weisen Frauen bessere
Zahlen als Manner aus. Gleichzeitig ist aber auch der Anteil der Frauen, die lediglich einen
Pflichtschulabschluss haben héher als der Manner. Die Zahlen tber die hdchste abgeschlos-
sene Ausbildung beziehen sich jedoch auf die Berufstétigen, das bedeutet, dass nahezu alle
Manner im erwerbsfahigen Alter eingerechnet sind, aber Frauen, die sich voll der Haushaltsflh-
rung widmen, in der Statistik keinen Berlcksichtigung finden.

Auch bei den betrieblichen Qualifikationsmaflinahmen steigt der Frauenanteil in folge gezielter
und erfolgreicher Strategien. Nahmen in den Jahren 1996 — 1998 noch zwischen 36 und 38%
Frauen an Qualifizierungsmaflinahmen im Rahmen von Ziel 4 teil (Griinde dafir sind der hdhere
Anteil an berufstatigen Ma&nnern und auch die gréf3ere Bereitschaft in den Betrieben, Mannern
eine Hoéherqualifizierung zukommen zu lassen), so konnte durch Beratung und die Férderung
von Dbetrieblichen Frauenforderplanen der Anteil jener Frauen, die an betrieblichen
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WeiterbildungsmalRnahmen im Rahmen von Ziel 4 teilnahmen, auf 48% im Jahr 1999 gesteigert
werden.

Bei den Lehrberufen stellt sich die Situation nach wie vor so dar, dass von insgesamt 6.086
weiblichen Lehrlingen sich immer noch mehr als zwei Drittel fir traditionelle Frauenberufe ent-
scheiden. Mehr als die Hélfte aller weiblichen Lehrlinge ist in nur 3 Berufen tatig (25,4% Einzel-
handelskauffrau, 23,8% Kochin und/oder Restaurantfachfrau und 11,7% Friseurin - Stand 1997).

In der Einkommensverteilung zwischen Mannern und Frauen sind noch immer grof3e Unter-
schiede auszumachen. So lag das Bruttomedianeinkommen der Frauen 1997 mit 6S 17.480,--
um 34,2% unter dem der Manner (Mikrozensus 95). Der Einkommensnachteil der Frauen diffe-
renziert, wie auch die absoluten Einkommen selbst, stark nach politischen Bezirken. So ver-
dienten Frauen im Bezirk Mirzzuschlag nur halb soviel (-48,1%) wie Manner. Auch in den ubri-
gen industriell dominierten Bezirken lagen die Medianeinkommen unter, die Einkommens-
nachteile der Frauen dadurch betrachtlich Gber dem Steiermarkwert. Der wesentlich hohere
Manneranteil in der Hochlohnbranche der Grundstoffindustriebetriebe ist eine der Hauptursa-
chen dafur. Zudem sind wesentlich héhere Frauenanteile in den Niedriglohnbranchen festzu-
stellen.

Im Jéanner 1999 waren 50.628 Arbeitslose in der Steiermark gemeldet, 18.578 davon waren
Frauen. Dies entsprach einem Riuckgang um 0,8% im Vergleich zum Vorjahr, bei den arbeitslo-
sen Mannern hatte sich die Zahl um 2,8% auf 32.050 erhéht. In den Arbeitslosenzahlen nicht
bertcksichtigt sind jene Personen, die, zum Teil unfreiwillig, einer geringfligigen oder Teilzeitbe-
schéaftigung nachgehen und jene, die sich auf Arbeitssuche befinden, aber keinen Anspruch auf
Arbeitslosengeld haben (z.B. Wiedereinsteigerinnen).

Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Fur alle Frauen, die nicht auf inren Beruf verzichten wollen oder kénnen, stellt sich oft die Frage
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und es gilt, geeignete und ausreichende Betreuungs-
moglichkeiten zu finden. Innerhalb von 6 Jahren hat sich die Zahl der Kinderbetreuungsplatze in
der Steiermark um 2.800 zusatzliche Platze vermehrt. Mit Stichtag 28.1.1999 gibt es in der Stei-
ermark 687 Kindergarten mit 1.256 Gruppen. Insgesamt waren zu diesem Zeitpunkt 27.311 stei-
rische Kinder in der Betreuung eines Kindergartens. 22.256 Kinder besuchen den Kindergarten
halbtags und die restlichen 4.755 Kinder ganztags. Neben den Kindergarten stehen noch 13
Krabbelstuben fur 258 Kinder, 35 Horte fiir 1.898 Kinder, 785 Tagesmiitter fur 2.523 Kinder so-
wie 9 Kinderhauser fur 263 Kinder zur Verfligung.

Um die Chancen von Frauen in der Arbeitswelt zu verbessern, wird vom Referat ,Frau-Familie-
Gesellschaft" bereits seit 1990 die Initiative ,Taten statt Worte* durchgefiihrt. Diese will private
wie offentliche Unternehmen dazu motivieren, mit gezielten Mal3nahmen Chancengleichheit und
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf umzusetzen (z.B. flexible Arbeitszeitmodelle,
Unterstitzung des Wiedereinstiegs in den Beruf ). Ein Schwerpunkt der Initiative ist der
Wettbewerb ,Frauen- und familienfreundlichste Betriebe“, durch den Unternehmen ihre
MaRnahmen fiir eine frauen- und familienfreundliche Arbeitswelt einer breiteren Offentlichkeit
vorzustellen kdnnen.

Als weitere Aktion wird von diesem Referat Mentoring als Fdrderungs- und
Unterstutzungskonzept fiir Berufstdtige in Entscheidungssituationen wie Berufswahl,
Arbeitsbeginn, Wiedereinstieg und Karriereplanung eingesetzt und daflr eine Expertinnen
Datenbank aufgebaut.
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4.  Entwicklungsstrategie und Schwerpunkte

4.1 Umstellungsstrategien und Leitziele

Das Land Steiermark hat - meist in Form von Leitbildern oder Konzepten - fur eine Reihe von
Schlisselbereichen Entwicklungsziele sowie Strategien zu deren Erreichung festgelegt. Diese
Strategien gelten fir das gesamte Landesgebiet und werden, falls erforderlich mit entsprechen-
den Differenzierungen, sowohl in den landlichen als auch in den industriellen und stadtischen
Regionen der Steiermark angewendet. Sie bilden die Grundlage fur die Forderungspolitik des
Landes und sind daher auch bei der Erstellung und Umsetzung des kinftigen Ziel 2 Programms
zu bertcksichtigen. Sie werden im folgenden Abschnitt kurz beschrieben, auf ausfiihrlichere
Konzepte bzw. Strategiedokumente wird jeweils verwiesen.

Im Rahmen von Ziel 2 sollen jedoch nur einige, ausgewahlte Strategien umgesetzt bzw. spezifi-
sche Prioritdten gesetzt werden. Diese Schwerpunkte des Ziel 2 Programms, die auch fir das
Ubergangsgebiet gelten, sind in 4.2 naher beschrieben, deren Koharenz mit anderen
Gemeinschaftspolitiken ist in 4.3 dargestellt.

Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen

LEITZIEL:

Verbesserung der Wirtschaftsstruktur und Férderung des wirtschaftlichen Wachstums
benachteiligter Regionen im Rahmen der Handlungsspielrdume der steirischen Wirt-
schafts- und Standortpolitik

STRATEGIEN:

Im Rahmen des Wirtschaftsleitbildes Steiermark wurden 1995 strategische Ziele festgelegt, die
seither in einem vom Wirtschaftsressort definierten Leitbild in Form eines ,Concept in Progress"
(CiP) fortlaufend umgesetzt werden, wobei seitens der steirischen Wirtschaftspolitik sechs stra-
tegische Aktionsfelder verfolgt werden:

Forderung von Unternehmensgrindungen

Unternehmensneugrindungen des Produktions- und Dienstleistungssektors (insbesondere
technologie- und innovationsorientierte Griindungen) werden durch eine Grindungspramie und
spezielle Beratungsleistungen gefordert, zusatzlich sollen verstarkt neue Dienstleistungen an-
geboten werden (z.B. Verflugbarkeit von Risikokapital).

Forderung von Betriebsansiedlungen

Qualifizierte Betriebsansiedlungen sollen insbesondere Licken bei der Wertschopfungskette
schlieBen und damit die Wettbewerbsfahigkeit von Unternehmen und Standorten starken. Die
Verfahren werden beim Wirtschaftsressort geblndelt und sollen damit einfacher und kirzer
werden, damit wird ein weiterer Beitrag zur Steigerung der Attraktivitdt des Standorts Steiermark
geleistet.
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Forderung des Wachstums und der Modernisierung von Unternehmen

Die Forderung bestehender Betriebe, insbesondere KMU, ist eine wesentliche Saule fur die
Schaffung und Erhaltung qualifizierter Arbeitsplatze. Besonderes Augenmerk wird dabei dem
Wachstum von technologie- und innovationsorientierten Unternehmen gewidmet. Die Zielgruppe
dieser Forderung umfasst sowohl Produktionsunternehmen als auch unternehmensbezogene
Dienstleister.

Aufbau von Clustern, Netzwerken und Unternehmenskooperationen

Neben dem bereits erfolgreichen ,Automobilcluster” sollen in weiteren Industriezweigen mit ent-
sprechendem Potenzial Cluster (z.B. Werkstoffcluster) etabliert werden. Daneben wird aber
auch der Entstehung bzw. Weiterentwicklung von Unternehmenskooperationen und -netzwerken
Beachtung geschenkt. Gefordert werden vor allem die Realisierung von Verbund- und
Kooperationsprojekten sowie von Kompetenzzentren (siehe auch F&E Infrastruktur).

Qualifikationsoffensive

Bei der Qualifizierung wird einerseits auf die Starkung der Innovationskraft in KMU durch den
Einsatz externer Fachleute, andererseits auf MaRnahmen zur Hoherqualifizierung von Arbeits-
platzen bzw. Arbeitskraften gesetzt.

Interregionalisierung / Internationalisierung

Zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes Steiermark sollen gerade angesichts der EU-Oster-
weiterung Uber die Landesgrenzen hinweg Partnerschaften gebildet und Synergien genutzt wer-
den. Insbesondere KMU sollen mit Unterstiitzung der Wirtschaftsforderung und grof3erer export-
orientierter Unternehmen (z.B. Outsourcing bei Grol3betrieben) neue Markte erschlielRen. Bei
den Férderungen stehen die Organisation von Netzwerken sowie die Marktsondierung und -er-
schlieBung im Vordergrund.

Verbesserung der Umweltsituation in Betrieben

Durch die Forderung von UmweltmafRnahmen in KMU sollen nicht nur Umweltbedingungen ver-
bessert werden, sondern auch damit zusammenhéangenden Wirtschaftszweige gestarkt werden.
Schwerpunkte sind insbesondere die Umstellung auf umweltvertragliche Produktionsverfahren
bzw. Produkte, MalBhahmen zur Verringerung der Umweltbelastung, zur Umstellung auf erneu-
erbare Energietrager und der Abfallwirtschaft.

Forschung & Entwicklung, Technologie, Innovation

LEITZIEL:

Verbesserung der Performance des regionalen Innovationssystems und Erhéhung der
Innovationsintensitat in den steirischen Betrieben

STRATEGIEN:

Zur Erreichung dieser Zielsetzungen werden, in Anlehnung an das vom Joanneum Research
erstellte Technologiepolitische Leitbild, seitens der steirischen Wirtschafts- und Forschungspoli-
tik folgende strategische Aktionsfelder verfolgt:

Up-grading, Vernetzung und Luckenschluss bei der Infrastruktur

Durch regionale Impulszentren (z.B. Grinder-, Innovations-, Technologiezentren) sollen der
wirtschaftliche Strukturwandel unterstitzt, das unternehmerische Umfeld verbessert und mittel-
fristig Arbeitsplatze geschaffen werden. Die Uberbetriebliche F&E-Infrastruktur in einem weiteren
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Sinn umfasst auch Einrichtungen wie z.B. Kompetenz- oder Transferzentren. Im Vordergrund
steht dabei - mit Ausnahme einiger landlicher Regionen - weniger die Schaffung neuer, als
vielmehr die Weiterentwicklung und Vernetzung bestehender Einrichtungen.

Erhdhung der F&E Intensitat

Die Entwicklung neuer Produkte und Produktionsverfahren soll einerseits durch die Forderung
der Innovationstatigkeit von Unternehmen stimuliert werden (Grundlagenforschung, aber auch
Anwendungsforschung zur Umsetzung von Forschungsergebnissen). Andererseits soll die ko-
operative Forschungs- und Entwicklungstatigkeiten zwischen Betrieben sowie in Zusammenar-
beit mit Forschungseinrichtungen geférdert und das Angebot an Informations-, Beratungs- und
Kooperationsvermittlungsdiensten verbessert werden.

Verbesserung der Adaptionsfahigkeit

Die effektive Absorption neuer Technologien soll einerseits durch den Abbau von Informations-
defiziten (z.B. durch Bereitstellung und aktive Vermittiung von Informationen) und die Stimulie-
rung von Personaltransfer unterstiitzt werden. Andererseits soll die Qualifikation der Beschéf-
tigten gefordert werden, um die fur die Verbreitung und Umsetzung von Innovationen relevanten
Kenntnisse zu erwerben und den mit Innovationen verbundenen neuen Anforderungen entspre-
chen zu kénnen.

Verbesserung der Diffusion

Die Verbreitung von F&E Ergebnissen und Technologien soll in erster Linie durch Veranstaltun-
gen und aktive Beratungsangebote fur Unternehmen unterstutzt werden. Daneben spielen aber
auch themenzentrierte Netzwerke und Pilot- oder Demonstrationsprojekte zur Erprobung neuer
Techniken und MaRhahmen eine wichtige Rolle.

Telekommunikation und Informationsgesellschaft

LEITZIEL:

Implementierung und nachhaltige Nutzung der neuen Informations- und Kommunika-
tionstechnologien auf allen Ebenen des Wirtschafts- und Bildungsbereiches in Richtung
internationaler Wettbewerbsfahigkeit, vorrangig durch umfassende Diffusion in Richtung
KMU und Aufbau eines regionalwirtschaftlichen Stéarkefeldes im Bereich e- business.

Im Rahmen der Telekommunikationsinitiative Steiermark - @telekis - wurde 1998 zur Erreichung
dieses Leitziels ein mittelfristiger Strategie- und Aktionsplan ausgearbeitet, in dem folgende
Zielsetzungen verankert sind:

— Dynamische Entwicklung starker Leitsektoren und industrienaher Dienstleistungen durch
den Einsatz der Telekommunikation

— Ausgleich der nachteiligen wirtschafts- und verkehrsgeographischen Lage durch den Einsatz
der Telekommunikation

- Ausbau des Telekommunikationssektors der steirischen Wirtschaft, um der starken Beschéaf-
tigungsverlagerung von traditionellen Industrien in diesen Sektor Rechnung zu tragen.

STRATEGIEN:
Zur Erreichung dieser Zielsetzungen werden drei strategische Schwerpunkte verfolgt:
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Wirtschaft: Anwendungen, Telekooperation und styrian e-business

Generell wird die Anwendung von IuK Technologien in Unternehmen durch Investitions- und
Beratungsforderungen unterstitzt. Im Bereich Telekooperation wird der Einsatz von luK-Tech-
nologien sowie die Schaffung der notwendigen organisatorischen und qualifikatorischen Rah-
menbedingungen in Clustern und Unternehmensnetzwerken, welche in wirtschaftspolitische
Schwerpunkte der Steiermark fallen, gefordert. Hierbei wird auf die Ergebnisse von laufenden
und bereits abgeschlossenen Vorleistungen und innovativen Modellprojekten aufgesetzt.

E- business ist die Transformation zentraler Geschéaftsprozesse durch den Einsatz von Internet-
Technologien. styrian e-business (seb) umfasst drei Bereiche: competence@seb ist ein Kompe-
tenzzentrum fur interaktives e-business. Es betreibt Forschung und Entwicklung im Bereich 6ko-
nomischer und rechtlicher Aspekte, innovativer Anwendungen und e-business-Technologien.
Das Kompetenzzentrum stellt den Kern fur den Aufbau eines regionalwirtschaftlichen Starke-
felds mit Unternehmen und Forschungseinrichtungen dar, welche ihren Schwerpunkt im Bereich
von e-business-Produkten und -Dienstleistungen besitzen.

transfer@seb fuhrt KMU an das e-business heran. Hierbei wird aktiv an KMU mit hohem Po-
tenzial fur den Einsatz von e-business aktiv herangetreten, um bewusstseinsbildende Mafl3nah-
men und eine e-business-Erstberatung durchzufiihren. In dieser Erstberatung werden Defizite in
den Bereichen der Organisation, der Qualifikation und der Technologien aufgezeigt und in der
Folge durch abgestimmte MalRhahmen von seb-Partnern (Beratungsunternehmen, Schulungs-
einrichtungen, etc.) behoben. service@seb bietet KMU die Moglichkeit, innovative e-business-
Anwendungen zu implementieren und hierfir eine gemeinsame Infrastruktur zu nutzen.
service@seb umfasst auch gemeinsames Marketing und Fullfilment (Payment, Ordering, Ware-
housing, Shipment).

Burger: Qualifizierung fur die Wissensgesellschaft und digitales Birgerservice

Durch die Férderung neuer Qualifikationen (Qualifizieren fur die Wissensgesellschaft) und Qua-
lifizieren mit neuen Technologien (Qualifizieren mit den neuen Moglichkeiten der Wissensgesell-
schaft) soll eine verbesserte Vorbereitung auf Beschaftigungsverlagerungen bzw. -wandel er-
reicht werden. Durch digitales Birgerservice wird die Dienstleistungsqualitat offentlicher Stellen
erhéht und der Behordenverkehr durch Informations- und Kommunikationstechnologien verein-
facht.

Regionale Telekommunikationsinitiativen: Bewusstseinsbildung, regionale Pilotprojekte,
Aufbau eines Kompetenznetzwerks

Auch sie setzen sich zum Ziel, Unternehmen und Birger auf die Wissensgesellschaft vorzube-
reiten, die Grundideen werden jedoch vor Ort von den Akteuren in der Region initiiert und mit-
getragen und auf den individuellen Bedarf der jeweiligen Teilregionen zugeschnitten. Dabei soll
eine Grundsensibilisierung der Bevoélkerung tber den Einsatz von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien erreicht werden. In Form von Pilotvorhaben werden regionale Informations-
systeme und deren Erweiterung in Richtung e-business sowie innovative Formen der Qualifizie-
rung unterstitzt. Die verschiedenen regionalen Initiativen werden untereinander organisatorisch
vernetzt, wobei deren Konzentration auf jeweilige Kernkompetenzen angestrebt wird.
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\ Tourismus und Kultur

LEITZIEL:

Entwicklung nachhaltiger, marktgerechter Tourismus- und Kulturangebote und Schaffung
moderner Marketingstrukturen zur Starkung der Wettbewerbsfahigkeit

Die vor allem aufgrund von Qualitatsméangel und teilweise ineffizienter Marketingstrukturen ein-
geschréankte Wettbewerbsfahigkeit bedarf sowohl im Infra- als auch im Suprastrukturbereich
einer Modernisierung und im Marketingbereich der Schaffung von marktorientierten Strukturen.
Zusatzlich sollen innovative Leitprojekte aufbauend auf regionalen Potenzialen zu einer starke-
ren touristischen Profilierung fuhren.

Die verstarkte Nutzung vorhandener kultureller Ressourcen, die Erhaltung bestehender Kultur-
guter und Aktivierung des derzeit noch nicht genutzten Potenzials und die Schaffung bezie-
hungsweise Verbesserung der Infrastruktur flr qualitativ hochwertige Kulturarbeit dient der
Erzielung von Synergieeffekten zur besseren touristischen und  wirtschaftlichen
Wettbewerbsfahigkeit.

Teilziele:

— Modernisierung der touristischen Infra- und Suprastruktur

— Schaffung neuer, impulsgebender Angebote

— Konzentration auf Leitprojekte

— Kooperation und Vernetzung von Angebotsfaktoren

— Schaffung marktorientierter Organisationsstrukturen

— Touristische Profilierung von Teilregionen

— Aufbau von touristischen Informations-, Buchungs- und Reservierungssystemen am elektro-
nischen Markt

— Erhaltung bestehender Kulturgiter und Aktivierung des derzeit noch nicht genutzten Potenzi-
als sowie die Schaffung bzw. Verbesserung der Infrastruktur fir Kulturarbeit

- Kulturelle Aufwertung von Teilregionen

STRATEGIEN:

Anpassung an die Markterfordernisse durch qualitdtsverbessernde MaRnahmen, produk-
tivitatssteigernde Investitionen und Schaffung marktgerechter Angebote

Viele Betriebe weisen einen nicht mehr marktgerechten Standard auf und damit verbunden ist
eine schlechte Auslastung und in weiterer Folge unginstige wirtschaftliche Kennzahlen. Erfor-
derlich ist die Modernisierung dieser Betriebe und die Schaffung von touristischen Betrieben,
Infrastrukturen und Einrichtungen, die den neuen Gasteanforderungen entsprechen. Diese In-
vestitionen sollen zur Produktivitéatssteigerung beitragen und zu einer Verbesserung der Wett-
bewerbsfahigkeit fuhren. Eine begleitende Qualifizierungsstrategie sollte diese Malinahmen
unterstitzen. Daneben sollte durch investive MalBhahmen im Bereich der touristischen Supra-
struktur die teilweise sehr gute Infrastruktur ergéanzt werden.

Verbesserung der Voraussetzungen fur effizientes Marketing durch Erneuerung von Tou-
rismusorganisationen und Orientierung in Richtung Destinationsmanagement

Zur Profilierung einzelner Regionen sind die organisatorischen Voraussetzungen fir gezielte
MarketingmafRnahmen durch Erneuerung und Entwicklung regionaler Tourismusstrukturen zu
verbessern. Erforderlich dazu sind jedoch auch entsprechende touristische Leitbilder und die
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Realisierung von Profilierungsangeboten sowie die Verstarkung von Destinationsmanagement-
strukturen.

Entwicklung neuer touristischer und kultureller Angebote durch integrierte Angebotsent-
wicklung

Unter Berucksichtigung der Belastbarkeit soll durch die Verbindung mit kulturellen Angeboten
aber auch mit anderen Wirtschaftssektoren sowohl die regionale Identitat gestéarkt werden als
auch attraktive touristische Angebote entstehen. Neben zusatzlichen Beschaftigungsmoglich-
keiten tragen diese Angebote auch zur Attraktivierung der Region bei.

Ausbau des Bereiches Erlebnistourismus

Als Impulsgeber aber auch als ergdnzende regionale Angebote sollen neue Formen im Bereich
des Erlebnistourismus in Form von Erlebnisparks aber auch in Form von Events, Veranstaltun-
gen und Kulturprojekten entwickelt werden. Damit soll auch eine Verlangerung der Saison und
damit eine verbesserte Wirtschaftlichkeit der Tourismusbetriebe erreicht werden.

Ausbau der bestehenden kulturellen Infrastruktur

Kultur als immer wichtiger werdender Faktor auch im Bereich der Schaffung und Sicherung von
Arbeitsplatzen erfordert eine standige Anpassung an die gesamtwirtschaftliche Entwicklung.
Dazu bedarf es schwerpunktméRiger Malinahmen, wie kultureller Leitprojekte (z.B. Landesaus-
stellungen), aber auch generell einer Starkung der Trager von Kulturinitiativen mit Uberregio-
naler Bedeutung, insbesondere zur Schaffung besserer Voraussetzungen fir Erfolge im Kultur-
tourismus.

Integrierte Regionalentwicklung

LEITZIEL:

Aktivierung des endogenen Potenzials und Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit durch
koordinierte EntwicklungsmalRnahmen und integrierte Aktionsprogramme

Im Sinne von Nachhaltigkeit soll eine optimale Ausschopfung des endogenen Entwicklungspo-
tenziales erfolgen, wobei insbesondere auf Partizipation und Koordination der regionalen Ak-
teure wertgelegt werden soll.

Teilziele:

- verbesserter regionaler Informationsfluss

- Verbesserung regionaler Kommunikationsstrukturen

— Erh6hung der regionalen Wertschépfung

— Hebung der regionalen Identitat

— Starkung innovativer Kooperationsformen

- Vermeidung von Doppelgleisigkeiten durch koordinierte Angebotsentwicklung

STRATEGIEN:

Forderung von Strukturen zur Entwicklung und Umsetzung integrierter Aktionspro-
gramme

Als wesentliche Voraussetzung zur Entwicklung integrierter Entwicklungskonzepte und -projekte
ist das Vorhandensein von personellen Kapazitaten und infrastruktureller Ausstattung sowie
eines entsprechenden Managements der regionalen Entwicklungstrager zu nennen. Wichtig im
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Sinne eines integrierten Ansatzes sind aber auch unterstiitzende regionale Strukturen - wie das
in der letzten EU-Programmperiode installierte Regionalmanagement auf NUTS IlI-Ebene - die
durch breite Formen von Trégerschaft gekennzeichnet sind.

Regionale Entwicklungsplanung fir eine ausgewogene raumliche Entwicklung

Durch die sektorale Organisation von Forderungsstellen und Verwaltung werden viele Synergien
zwischen den verschiedenen Wirtschaftsbereichen nicht optimal genutzt. Durch abgestimmte,
sektoriibergreifende Konzepte und Entwicklungsprogramme z.B. in Form von regionalen Leit-
bildern kann hier eine wesentliche Verbesserung erzielt werden. Es wird damit die Basis fur eine
koordinierte Angebotsentwicklung und fur diversifizierte wettbewerbsfahige Wirtschaftsstrukturen
gelegt.

Umsetzung beispielgebender innovativer Projekte mit integriertem Ansatz

Zur verstarkten Nutzung regionaler Ressourcen sollen unter Einbeziehung einer breiten regio-
nalen Tragerschaft Projekte, die einen Beitrag zur nachhaltigen Wertschdpfung fir die Region
leisten, unterstitzt werden. Dies soll unter Entstehung von neuen Kooperationsformen und auch
im Sinne von Ubertragbarkeit geschehen. Neben erhohter regionaler Wertschopfung kénnen
damit auch neue interessante Beschéaftigungsmdglichkeiten in diesen Regionen entstehen.

Land- und Forstwirtschaft, landliche Entwicklung

LEITZIEL:

Sicherung und 6konomische Weiterentwicklung der kleinstrukturierten bauerlichen Fa-
milienbetriebe und Kooperationen zum Erhalt der 6kologischen und soziokulturellen
Ausgleichfunktion des landlichen Raumes

Die Wettbhewerbsfahigkeit und Standortqualitat der Landlichen Raume soll durch die inter- und
intrasektorale Abstimmung der agrarischen multifunktionalen Entwicklungsansatze wiederherge-
stellt bzw. verstarkt werden. Dazu wurden die folgenden strategischen Ziele definiert:

— Entwicklungsfokus auf Kooperationen, Netzwerke oder ahnliche Systeme in der Land- und
Forstwirtschaft;

- Entwicklung von Innovations-, Entwicklungs- und Vermarktungssystemen in der Land- und
Forstwirtschaft;

— Europaische Marktpositionierung durch Intensivierung o©kologischer, extensiver Produk-
tionsmethoden und Markenbildung;

- Dezentralisierung und Schaffung innovativer Arbeits- und Lebenswelten durch den Einsatz
von Informations- und Kommunikationstechnologien

— Forderung und Starkung der weichen und mobilen Standortfaktoren im landlichen Raum zur
Schaffung kreativer Milieus und zur Forderung der ,Wahrnehmungsbereitschaft‘ der landli-
chen Bevdlkerung;

- Entwicklung von qualifikationserhthenden Lern- und Kontrollprozessen auf der Basis selbst-
steuernder Systeme.

STRATEGIEN:
Zur Erreichung dieser Zielsetzungen werden seitens der steirischen Agrarpolitik im wesentlichen
funf strategische Aktionsfelder verfolgt:
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Diversifizierung, Neuausrichtung und Innovation in der Landwirtschaft sowie Dorferneu-
erung und Landentwicklung

Entwicklungsschwerpunkte sind die Professionalisierung, Qualitatsverbesserung und Neuaus-
richtung der landwirtschaftlichen und landwirtschaftsnahen Téatigkeiten. Dazu zahlt die Schaf-
fung von alternativen Einkommensmdglichkeiten (z.B. Freizeitwirtschaft, Handwerk und Ge-
werbe, Dienstleistungen), die Nutzung von regionalen Energiequellen und die Férderung von
Kooperationsnetzwerken fur die Entwicklung, Produktion und Vermarktung von Qualitatspro-
dukten. Dies kann jedoch nur im Umfeld sozial, kulturell und wirtschaftlich lebendiger Doérfer
nachhaltig gesichert werden. Dazu dienen auch Investitionen in Infrastrukturen (z.B. l&ndliches
Wegenetz, Nahversorgung, kommunale und soziale Einrichtungen, l&ndliche Bausubstanz).

Erhaltung und Verbesserung und Schutz der (Kultur)landschaft und der Umwelt (Projekt-
forderung)

Die Funktionsféahigkeit der landlichen Kultur- und Naturraume soll durch investive Begleitmal3-
nahmen zur Flachenférderung des OPUL 2000 gesichert werden (z.B. Kulturtechnik, Land-
schaftsgestaltung und -pflege, Flurentwicklung). Dadurch sollen extreme Entwicklungen wie die
negativen Umweltfolgen durch Intensivierung der Landnutzung oder die Bewirtschaftungsauf-
gabe bzw. Verwaldung vermieden werden. Dies ist auch fur andere Nutzungen der bewirt-
schafteten Kulturlandschaft (z.B. Tourismus) von Bedeutung.

Verbesserte Marktpositionierung 6kologisch produzierter Lebensmittel und Kuppelpro-
dukte als Folge der Fortfiihrung von OPUL 2000

Fortfihrung und Intensivierung des OPUL unter besonderer Berticksichtigung regionaler
Schwerpunktprogramme. Fir die Produktentwicklung und Vermarktung , insbesondere im Bio-
bereich (,griine” Labels) sollen kooperative Allianzen gebildet werden, die sich auch auf andere
Sektoren (z.B. Tourismus) erstrecken kénnen.

Naturnahe Waldwirtschaft und Vermarktungsinitiativen in der Forstwirtschaft

Naturnahe Waldwirtschaft sowie eine bodenschonende Riickung und ForstaufschlieBung sollen
eine nachhaltige Bewirtschaftung des Waldes sicherstellen. Waldwirtschaftsgemeinschaften und
gemeinschaftliche Vermarktungs- und Verarbeitungseinrichtungen zur besseren Koordination
gemeinsamer Interessen sollen zu einer Erhéhung der Wertschopfung in der Forstwirtschaft
beitragen.

Aufbau und Weiterfilhrung von regionalen Kooperations- und Koordinationsstrukturen
sowie Qualifikationsoffensive

Durch interorganisatorische, regionale und Uberregionale Kooperationsstrategien sowie die da-
fur notwendigen institutionellen Supporteinrichtungen soll eine integrierte landliche Entwicklung
sichergestellt werden. Durch Intensivierung der Zusammenarbeit der bereits bestehenden (re-
gionalen, sektoralen) Kooperationspartner mit den landlichen Bildungseinrichtungen soll in Zu-
kunft das Qualifikationsniveau sowohl im technisch-operativen, unternehmerischen, als auch im
strategisch-planerischen Bereich signifikant angehoben werden.
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\ Arbeitsmarkt und Humanressourcen

LEITZIEL.:

Verbesserung der Arbeitsmarktsituation unter Berucksichtigung strukturpolitischer, re-
gionalwirtschaftlicher und sozialer Gesichtspunkte sowie besondere Unterstlitzung von
am Arbeitsmarkt benachteiligten Gruppen.

Die Zielplanung der steirischen Arbeitsmarktpolitik wird einerseits durch den bundesseitigen
Bezugsrahmen (NAP, ESF-Programme, Zielvorgaben des BMAGS und AMS Osterreich) und
andererseits durch die mit dem Land Steiermark vereinbarten Programme mal3geblich
beeinflusst. Die im Zuge dieser Programme durchgefuhrten MaRnahmen (Ausbildung, Beschéf-
tigung, Information und Beratung) lassen sich den folgenden strategischen Zielsetzungen zu-
ordnen:

— Verhinderung von dauerhafter Ausgrenzung aus dem Beschaftigungssystem

— Integration alterer Arbeitsloser, Jugendlicher und Lehrstellensuchender in den Arbeitsmarkt
bzw. die Berufsausbildung

— Erhohung der Arbeitsmarktchancen von Frauen durch Qualifizierung

— Forderung der Berufsausbildung, insbesondere der beruflichen Hoherqualifizierung und der
Beféahigung zu unternehmerischer Selbstandigkeit

— Forderung der Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplatzen sowie von beschéaftigungspo-
litischen Einrichtungen

STRATEGIEN:

Zur Erreichung dieser Zielsetzungen werden seitens der steirischen Arbeitsmarktpolitik vier
strategische Schwerpunkte verfolgt:

Bekampfung von Arbeitslosigkeit

Entwicklung aktiver Arbeitsmarktpolitiken zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit, zur Verhinderung
der Arbeitslosigkeit, zur Verhinderung der Langzeitarbeitslosigkeit von Frauen wie auch von
Mannern, zur Erleichterung der Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen in den
Arbeitsmarkt sowie zur Unterstiitzung der beruflichen Eingliederung von Jugendlichen und von
Berufsriickkehrerinnen.

Forderung der Flexibilitat am Arbeitsmarkt

Forderung einer qualifizierten, gut ausgebildeten und anpassungsfahigen Arbeitnehmerschatft,
der Aufrechterhaltung der Beschaftigungsfahigkeit, der Innovation und der Anpassungsfahigkeit
bei der Arbeitsorganisation, des Unternehmergeistes, der Schaffung von Arbeitsplatzen sowie
des Arbeitskraftepotenzials in Forschung, Wissenschaft und Technologie.

Forderung von Frauen am Arbeitsmarkt

Steigerung der Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt, einschlief3lich ihres beruflichen Auf-
stiegs, ihres Zugangs zu neuen Beschaftigungsmoglichkeiten und zum Unternehmertum, sowie
Verringerung der vertikalen und horizontalen Aufgliederung des Arbeitsmarkts.

Territoriale Beschéaftigungspakte und lokale Beschaftigungsinitiativen

Die Umsetzung der oben erwahnten thematischen Schwerpunkte soll mittels neuer Koopera-
tionsstrukturen auf Landes- und lokaler / kleinregionaler Ebene erfolgen. Durch die Einbindung
regionaler und lokaler Akteure soll eine bedarfsgerechtere Anpassung der Ausbildungs- und
Beschaftigungssysteme erreicht und diese Akteure zu einer Mitverantwortung bei der Umset-
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zung gewonnen werden. Fur diese Einbindung sollen auch neue Strukturen auf lokaler Ebene
(z.B. Qualifikationsagenturen) erprobt werden.

Umwelt / Nachhaltigkeit

LEITZIEL:

Aufbauend auf einem sehr hohem Niveau im Umweltbereich soll durch umweltverbes-
sernde MalBhahmen ein Beitrag zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit sowie zur
Erreichung der Kyoto-Verpflichtungen geleistet werden.

Im oben erwahnten Entwurf des neuen Landesumweltprogramms flr die Steiermark sind die
nachfolgenden Oberziele enthalten:

— Starkung der Nachhaltigkeit (keine irreversible Beeinflussung der Stoffkreislaufe)
— Forderung von Vernetzung (Integration der Umweltpolitik in moglichst alle Politikbereiche)
- Forcierung von Kooperationen und Okopartnerschaften

STRATEGIEN:
Zur Erreichung der Zielsetzungen wurden im Landesumweltplan folgende Strategien festgelegt:

Energie und Klimaschutz

Das im Landesenergieplan enthaltene Ziel einer 13-% Reduktion der anthropogenen CO,-Emis-
sionen bis zum Jahr 2010 soll durch groRtmdgliche Reduktion des Energieeinsatzes und Forcie-
rung erneuerbarer Energietrager erreicht werden. Der Grad der Zielerreichung bei der Verringe-
rung der durch den Einsatz von Energie hervorgerufenen konventionellen Schadstoffe soll durch
regelmafige Evaluierung der vorgesehenen Malinahmen festgestellt werden.

Die Steiermark hat sich dariber hinaus dem Klimabiindnis verpflichtet, und die dem Klimabiind-
nis beigetretenen Gemeinden sollen zur Erreichung ihrer Ziele gré3tmdgliche Unterstiitzung
seitens des Landes Steiermark erfahren

Mobilitat — Verkehr

Fir den Bereich Mobilitét soll eine bewusste Bevorzugung des 6ffentlichen Verkehrs sowie eine
starkere Verkniipfung von Raumordnung und Verkehr erfolgen. Weiters soll die Symbiose ver-
schiedener Verkehrssysteme fiir den Guter- und Personenverkehr soll zu einer Optimierung des
Gesamtsystems fuhren. Zuséatzlich soll sich die Siedlungsentwicklung auf ausgewahlte, beson-
ders geeignete Standorte an den Achsen leistungsfahiger offentlicher Verkehrsmittel konzentrie-
ren.

Abfall- und Stoffflusswirtschaft

Die Erreichung der Ziele des 5. Aktionsprogramms der Europdischen Union erfordert eine
Neuorientierung in Richtung eines umweltgerechten und langfristig tragfahigen Wirtschaftens.
Dabei sollen die bisherigen MaRnahmen in Richtung quantitativer Abfallverringerung mit Malf3-
nahmen zur qualitativen Abfallvermeidung entsprechend den Zielen der Nachhaltigkeit kombi-
niert werden. Vorrangig beachtet werden sollen dabei die Schonung von Rohstoffen und Ener-
gie, die Schonung von Deponievolumen und die Gewahrleistung von nachsorgefreien Deponien.
Die bisher vielfach sektoralen Umweltstrategien sollen zu einer vorsorgenden, integrierten Um-
weltpolitik weiterentwickelt werden.
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Wasserwirtschaft

Um einen vorsorgenden und flachendeckenden Schutz des Wassers zu gewéhrleisten, soll der
weitere Ausbau ordnungsgeméaler Abwasserentsorgungsanlagen forciert und bestehender Rei-
nigungsanlagen an den Stand der Technik angepasst werden. Weiters sollen auch fir Sied-
lungsbereiche unter 50 Einwohnergleichwerten im Interesse des Grundwasserschutzes Abwas-
serentsorgungsanlagen durch private Einzel- oder Gruppenklaranlagen mit biologischer Reini-
gung errichtet werden. Im Bereich der Oberflichengewéasser soll neben der Verbesserung der
Wasserqualitat vermehrt dem Uferschutz Beachtung geschenkt werden; natirliche und natur-
nahe Flie3strecken sollen einerseits erhalten und andererseits naturfremde Gerinne wiederum
Zu intakten FlieRgewdassern entwickelt bzw. renaturiert werden.

Land- und Forstwirtschaft

Als wesentliche Strategien und Zielsetzungen im Bereich der Land- und Forstwirtschaft sind die
Minimierung des Schadstoffeintrages und die Verhinderung der Bodenerosion und -verdichtung
sowie die Ausweitung von integrierten und biologischen Produktionsmethoden genannt. (siehe
dazu auch Strategien im Bereich Landwirtschaft / landliche Entwicklung).

Natur- und Landschaftsschutz

Vorrangiges Ziel ist die Bewahrung und Pflege bzw. Schaffung von 10-15% naturnahen Flachen
als Lebensraume fur eine vielfaltige heimische Pflanzen- und Tierwelt sowie deren Vernetzung
mittels Biotopverbund. Ein weiterer Schwerpunkt ist die Erhaltung und Pflege der vielgestaltigen
Kulturlandschaft samt intaktem Ortsbild und harmonischer Siedlungsentwicklung, einer 6kolo-
gisch und landschaftlich vertraglichen Infrastruktur und einer den unterschiedlichen Standorten
angepaldten Land-, Forst-, Fischerei- und Jagdwirtschatft.

Raumordnung

Die Zielsetzung dieses Bereiches ist eine Raumordnung der kurzen Wege und eine verstarkte
Bekampfung der Zersiedelung. Eine weitere Zielrichtung ist die planméaRige Unterstitzung der
Bereiche Verkehr, Wirtschaft, Landwirtschaft und Landschaftsschutz.

Anzumerken zu den dargestellten Strategien ist, dass versucht wird, insbesondere im Partner-
schaftswege mit den Verursachern Losungen zu finden. Dazu ist insbesondere fur den Bereich
der Wasserwirtschaft, der Vertragsgewasserschutz und im Bereich des Natur- und Landschafts-
schutzes der Vertragsnaturschutz anzufiihren.

EU-Osterweiterung

LEITZIEL:

Optimale Vorbereitung auf die Herausforderungen der EU-Osterweiterung durch offensive
MaRnahmen

STRATEGIEN:

Nachfolgend sind nun jene in einer Studie des Joanneum Research angefiihrten offensiven
MalRnahmen genannt, mit denen auf die Herausforderung der EU-Osterweiterung reagiert wer-
den kann.
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Industrie und Gewerbe

Im Bereich Industrie und Gewerbe sollen die einzelnen Betriebe durch Innovationsférderungen
fit fir hoherwertige Produktionen im Rahmen von internationalen Arbeitsteilungen gemacht wer-
den. Diese Innovationsforderungen sollen durch eine offensive Standortpolitik und die Vernet-
zung von bestehenden Gewerbe- und Technologieparks unterstitzt werden. Eine weitere offen-
sive MalRnahme sind Bildungs- und Qualifizierungsmafinahmen.

Dienstleistungen

Im Bereich der Dienstleistungen sollen die Unternehmen mit Hilfe offensiver Mal3nhahmen be-
fahigt werden, durch Nischenstrategien, durch hohere Qualitdten oder durch Kooperationen auf
den verstarkten Konkurrenzdruck zu reagieren.

Landwirtschaft

In der Landwirtschaft sollte versucht werden, vor allem mit 6kologischen Produkten, fur die ein
wachsender Markt in den MOEL vorausgesagt wird, auch die angrenzenden regionalen Markte
der MOEL zu bedienen. Weiters ist darauf zu achten, dass die notwendigen Kontrolleinrichtun-
gen geschaffen werden, damit die hohen Umwelt- und Gesundheitsstandards der EU eingehal-
ten werden.

Arbeitsmarkt

Offensive MalRnahmen im Bereich des Arbeitsmarktes sollen die transnationale Zusammenar-
beit der regionalen Arbeitsbetreuungseinrichtungen betreffen, um eine qualifikationsgerechte
und nachfrageorientierte Vermittlung von Arbeitskraften aus der MOEL in die steirischen Grenz-
regionen zu gewahrleisten. Ubergangsregelungen mit Kontingentierungen sind auf dem Ar-
beitsmarkt insofern notwendig, um in den Grenzregionen den Zuwachs an Einpendlern und in
den Zentren den Zustrom an Migrantinnen zu begrenzen.

Unterstltzungsstrukturen

Fir die Durchfuhrung der offensiven Malinahmen sollen auf regionaler Ebene notwendige Un-
terstitzungsstrukturen geschaffen werden und der Aufbau einer EUREGIO Steiermark-Slowe-
nien forciert werden. Diese EUREGIO-Struktur soll in der nachsten Programmperiode auch zur
Abwicklung des INTERREG-Programms dienen.
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4.2  Programm-Schwerpunkte und Programmziele

In Ubereinstimmung mit den ibergeordneten Leitbildern und Konzepten (siehe 4.1) wurde im
Rahmen der Partnerschaft folgendes Oberziel fur das Ziel 2 Programm 2000 — 2006 festgelegt.

Das Ziel 2-Programm soll dazu beitragen, eine nachhaltige Entwicklung der wirtschaft-
lichen Kernbereiche und der zugehdrigen regionalwirtschaftlichen Starkefelder in Rich-
tung internationaler Wettbewerbsfahigkeit zu erreichen und damit dauerhafte Arbeits-
platze sowie verbesserte Lebensbedingungen in der Region schaffen.

Um dieses Ziel zu erreichen, muss die Ziel 2 Region ihre Starken weiterentwickeln und Mafl3nah-
men zur Bewadltigung ihrer Schwéachen setzen. Die Definition der jeweils relevanten wirtschaftli-
chen Kernbereiche und der zugehdrigen regionalwirtschaftlichen Starkefelder wird wéhrend der
Programmumsetzung im Rahmen der Partnerschaft fortlaufend aktualisiert, um auf geanderte
Situationen und Anforderungen reagieren zu kénnen.

Auf Grund des zur Verfigung stehenden Mittelvolumens und der festgelegten Gebietskulisse
kann im Rahmen von Ziel 2 jedoch nur ein beschrénkter Beitrag zur wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung des Forderungsgebietes geleistet werden. So werden beispielsweise
Infrastrukturvorhaben in den Bereichen Verkehr, Umwelt, Ausbildung und Telekommunikation
zur Ganze auf3erhalb des Ziel 2 Programms finanziert.

Zur Umsetzung der im Kapitel 4.1 skizzierten Umstellungsstrategien werden daher auch
weiterhin eine Reihe von Férderungsinstrumenten von Bund und Land aulRerhalb von Ziel 2 zum
Einsatz kommen. Dies gilt einerseits fir Programme, die von vorne herein nicht fiur die Ko-
finanzierung in den Zielgebietsprogrammen herangezogen werden (z.B. Kplus, Kind, Knet fir
unternehmensbezogene Infrastrukturen) oder aber fir Programme, die auf Grund der
Mittelrelationen nur zu einem geringen Teil durch Strukturfondsmittel kofinanziert werden
kbénnen, wie z.B. wesentliche Bereiche der Wirtschaftsférderung (Betriebsansiedlungen,
Unternehmensgriindungen, betriebliche Investitionsvorhaben etc.) sowie nicht zuletzt auch fir
Arbeitsmarkt- und Beschéaftigungsprogramme mit ungleich groRerer Finanzausstattung (z.B.
Quialifizierungs- und Beschéftigungsprogramm).

Folgende operative Plandaten werden als Beitrag des Ziel 2 Programms angestrebt :

e Forderung von 180 Betriebsgriindungen / -ansiedlungen

e Forderung von rd. 700 betrieblichen Modernisierungs- und Strukturverbesserungsprojekten
e Foérderung von rd. 3.800 Beratungsprojekten

e Foérderung von rd. 500 F&E Projekten

» Schaffung von rd. 3.000 Arbeitsplatzen

¢ Induzierung von rd. 640 MEURO (= 8, 8 Mrd. ATS) an privat getatigten Investitionen

e Erhaltung von rd.7.600 Arbeitsplatzen

e Qualifizierung von jahrlich zumindest 2.500 Zielgruppenpersonen (min. 50% Frauenanteil)

Diese im Rahmen des Monitoring zu erhebenden Daten konnen den noch auszuwahlenden
Starkefeldern zugeordnet werden (Kernbranchen gemal ONACE Gliederung) und anschlieRend
mit der Gesamtentwicklung der Starkefelder verglichen werden (z.B. Beschéftigung, Produktivi-
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tat, Betriebsdynamik). Damit lasst sich der Beitrag des Ziel 2 Programms an deren Entwicklung
abschatzen.

Fir die Umsetzung dieses Oberzieles werden insgesamt 5 Schwerpunkte festgelegt, die Fest-
legung dieser Schwerpunkte fur das Ziel 2 Neu Programm erfolgte unter Bertcksichtigung der
nationalen Festlegungen in Bezug auf die horizontalen Programme Ziel 3 und ,Landlicher
Raum" sowie den gemeinschaftlichen Prioritaten gemalf ,Leitlinien der EU-K fir die Programme
2000 — 2006*.

Die in diesen Leitlinien enthaltenen horizontalen Grundsatze ,nachhaltige Entwicklung* und
»Chancengleichheit” werden ebenfalls als horizontale Grundséatze im Ziel 2 Neu Programm
verankert. Sie werden in allen Schwerpunkten zur Anwendung gebracht und nach MalRgabe
auch bei der Ausarbeitung der einzelnen MaRhahmen bzw. den ihnen zu Grunde liegenden
Forderungsinstrumenten beriicksichtigt.

Fur die Umstellung der landlichen und industriellen Regionen der Steiermark werden im Rah-
men des Ziel 2 folgende Schwerpunkte verfolgt:

1. Forderung des Produktions- und Dienstleistungssektors

2. Forderung wettbewerbsfahiger Standorte und Vorbereitung auf die Informationsgesellschaft

3. Forderung der Entwicklungspotenziale von integrierter Regionalentwicklung, Tourismus und
Kultur

4. Technische Hilfe fur die Programmumsetzung

5. Foérderung der Beschéftigung und der Humanressourcen

Die nachfolgende Beschreibung dieser Schwerpunkte enthélt einerseits die quantifizierten
operationellen Ziele und andererseits Angaben darliber, welche der unter 4.1 dargelegten
Umstellungsstrategien im Rahmen von Ziel 2 umgesetzt werden sollen (gegebenenfalls mit
Prioritatensetzungen).

Die MalRnahmen, die fur die Umsetzung dieser Schwerpunkte geplant sind, werden im Abschnitt
5 UberblicksmaRig dargestellt, eine ausfuhrlichere Beschreibung ist in der Erganzung zur
Programmplanung enthalten. Diese Beschreibungen enthalten auch die im Rahmen des
Monitoring zu  erfassenden Indikatoren  (gegliedert nach  Output-,  Ergebnis-,
Wirkungsindikatoren). Darin sind zuséatzlich zu den Indikatoren, die zur Erfassung der in den
Schwerpunkten festgelegten quantifizierten Ziele erforderlich sind, noch weitere enthalten, die
eine differenziertere Begleitung und Bewertung auf Mal3nahmenebene ermdglichen sollen.
Die Quantifizierung wird so weit mdglich in der Ergédnzung zur Programmplanung erfolgen.

Die Schwerpunkte und die zugehorigen Strategien gelten fur das Ziel 2 und das Ubergangsge-
biet gleichermal3en, es gibt aber eine Differenzierung bei der Dotierung der vorgesehenen Mal3-
nahmen (siehe Finanztabellen). Diese Strategien werden unter besonderer Berlcksichtigung
der Chancengleichheit und der Erfordernisse einer nachhaltigen, die Integration von
Umweltbelangen beriicksichtigenden Entwicklungen angewendet.

Amt der Steiermérkischen Landesregierung 68



Zid 2 Steiermark EPPD

Schwerpunkt 1 Forderung des Produktions- und Dienstleistungssektors

In diesem Schwerpunkt sind all jene Strategien und dazugehérigen MalBhahmen zusammenge-
fasst, die sich auf die Férderung von industriell-gewerblichen Unternehmen als auch unterneh-
mensbezogenen Dienstleistern beziehen.

QUANTIFIZIERTE ZIELE

e Fo6rderung von 10 Betriebsansiedlungen

* Forderung von 170 innovativen Unternehmensgriindungen

* Forderung von 160 Modernisierungsprojekten, davon 90 in KMU

e Forderung von 250 Projekten zur Strukturverbesserung in KMU

e Forderung von 350 betrieblichen Umweltprojekten

» Schaffung von 200 Arbeitsplatzen durch Betriebsansiedlungen

» Schaffung von 150 Arbeitsplatzen durch innovativen Unternehmensgriindungen
» Schaffung von 1500 Arbeitspléatzen durch Modernisierungsprojekte

e Schaffung von 280 - 350 Arbeitsplatzen durch Strukturverbesserungen in KMU
« Erhaltung von 4000 Arbeitspléatzen durch Modernisierungsprojekte

« Erhaltung von 1200 Arbeitsplatzen durch Strukturverbesserungen in KMU

» Uberlebensrate bei geférderten KMU-Neugriindungen von 70% (nach 24 Monaten)

STRATEGIEN

Forderung von Unternehmensgrindungen

Prioritdt haben innovative Griindungen des Produktions- und Dienstleistungssektors, diese wer-
den durch eine Grindungspramie und spezielle Beratungsleistungen unterstitzt. Zusétzlich
sollen neue Dienstleistungen fur Grinder entwickelt und umgesetzt werden, wie beispielsweise
die Verfligbarkeit von Risikokapital.

Forderung von Betriebsansiedlungen

Gefordert werden insbesonders ausgewahlte qualifizierte Betriebsansiedlungen an Standorten
im Forderungsgebiet, die besondere Bedeutung fir die SchlieBung von Lucken in der Wert-
schopfungskette haben.

Forderung des Wachstums und der Modernisierung von Unternehmen

Unterstitzt werden bestehende Betriebe, und zwar sowohl industriell-gewerbliche Unternehmen
als auch unternehmensbezogene Dienstleister. Prioritat haben einerseits technologie- und inno-
vationsorientierte Unternehmen, und andererseits Kleinunternehmen des Gewerbes. In diesem
Zusammenhang wird auch die Anwendung von IuK-Technologien in Unternehmen geférdert.

Verbesserung der Umweltsituation in Betrieben

Gefordert werden Klima- und Umweltschutzinvestitionen auf betrieblicher Ebene, insbesondere
in KMU. Prioritdten haben dabei die Umstellung auf umweltvertragliche Produktionsverfahren
(cleaner production), der Einsatz erneuerbarer Energietrager zur Verringerung des CO,-Aus-
stosses sowie eine effiziente Nutzung der eingesetzten Energietréager.
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Schwerpunkt 2 Forderung wettbewerbsfahiger Standorte und Vorbereitung auf die
Informationsgesellschaft

In diesem Schwerpunkt sind alle Strategien und MalRnahmen der Bereiche ,Forschung & Ent-
wicklung, Technologie und Innovation“ und , Telekommunikation und Informationsgesellschaft*
zusammengefasst. Diese umfassen sowohl die Forderung von betrieblichen Investitionen, von
Infrastrukturen und von ,soft“-MaRhahmen. Ein gemeinsames Merkmal ist, dass sie sektortber-
greifend eingesetzt werden und nicht ausschlief3lich einem der Sektoren in den Schwerpunkten
1 und 3 zugeordnet werden kénnen. Daher befindet sich in diesem Schwerpunkt auch die sek-
torlbergreifend zur Anwendung gelangende Beratungsférderung fir KMU.

QUANTIFIZIERTE ZIELE:

* FOrderung von 10 Impulszentren (Errichtung/Erweiterung)

* Forderung von 400 betrieblichen F&E Projekten, davon 250 in KMU

e Forderung von 100 Uberbetrieblichen F&E Projekten

e Forderung von 10 Netzwerk- und Clusterprojekten

e Foérderung von 15 Produktfindungsprojekten

» FOrderung von 20 Innovationsprofis

» Forderung von 500 Projekten im Bereich Telekommunikation und Informationsgesellschaft

e Forderung von 3.700 Beratungsprojekten fir KMU

* Foérderung von 150 sonstigen Beratungsprojekten

« Schaffung von 300 Arbeitsplatzen

» Erhaltung von 1500 Arbeitsplatzen

e Schaffung von 300 Arbeitsplatzen aufgrund von gefdrderten Projekten im Bereich
Telekommunikation und Informationsgesellschaft

STRATEGIEN

Up-grading, Vernetzung und Luckenschluss bei der Infrastruktur

Dies umfasst die Férderung von regionalen Impulszentren (z.B. Grinder-, Innovations-, Tech-
nologiezentren), wobei hier die Weiterentwicklung und Vernetzung bestehender Einrichtungen
Prioritat hat.

Erhéhung der F&E Intensitat

Gefordert wird einerseits die Grundlagenforschung bzw. industrielle Forschung in Unternehmen
sowie die vorwettbewerbliche Entwicklung bzw. Anwendungsforschung. Anderseits die koopera-
tiven Forschungs- und Entwicklungstatigkeiten zwischen Betrieben und deren Zusammenarbeit
mit Forschungseinrichtungen. Prioritat haben KMU und Forschungsprojekte zur Verwirklichung
der Ziele des gemeinschaftlichen F&E Rahmenprogramms.

Verbesserung der Adaptionsfahigkeit

Forderung der Absorption neuer Technologien in KMU durch Personaltransfer (z.B. Innovati-
onsprofi) und Stimulierung von Innovationsaktivitaten in Innovationsschwellen-Betrieben durch
Transfer von Know-how und Qualifikation (begleitende Betreuung).
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Verbesserung der Technologie-Diffusion

Zum einen sollen Uberbetriebliche Pilot- oder Demonstrationsprojekte zur Erprobung neuer
Techniken und MaRnahmen geférdert werden, insbesondere in den Bereichen Energie und
Umwelt, cleaner production sowie nachhaltiges Wirtschaften. Andererseits soll der Know-how-
Fluss in die Regionen in Form von uberbetrieblichen F&E-Einrichtungen und Technologietrans-
fer-Zentren gefordert werden.

Aufbau von Clustern, Netzwerken und Unternehmenskooperationen sowie Beratung und
Wissenstransfer

Die Forderung erstreckt sich auf die anteiligen Kosten im Forderungsgebiet jener Clusterprojekte
z.B. Werkstoffcluster, die in Industriezweigen mit entsprechendem Potenzial umgesetzt werden.
Daneben wird auch die Entstehung bzw. Weiterentwicklung von Unternehmenskooperationen
und -netzwerken gefordert, wobei der Realisierung von Verbund- und Kooperationsprojekten
eine besondere Prioritdt zukommt. Bei Unternehmen insbes. KMU sollen auch immaterielle
Investitionen sowie die Beratung, Produktfindung und der Wissenstransfer gefordert werden.

Forderung von Telekommunikation im Bereich Wirtschaft

Im Bereich Telekooperation wird die Schaffung der notwendigen organisatorischen und qualifi-
katorischen Rahmenbedingungen in Clustern und Unternehmensnetzwerken unterstitzt. KMU
sollen aktiv an den elektronischen Geschéaftsverkehr herangefuhrt (transfer@seb) und bei der
Implementierung innovativer ebusiness-Anwendungen unterstitzt werden (service@seb).

Forderung von IuK Technologien in Aus- und Weiterbildung und Verwaltung

Forderung des Einsatzes neuer Technologien und Medien im Ausbildungssektor als Basis von
Qualifizierung fur die Wissensgesellschaft, wobei die Prioritat bei Gberbetrieblichen Aus- und
Weiterbildungseinrichtungen liegt. In der Verwaltung soll vor allem die Einfilhrung digitaler Be-
hordenwege und das Heranflhren der Zielgruppen an das digitale Birgerservice unterstitzt
werden.

Forderung von Regionalen Telekommunikationsinitiativen

Neben der Bewusstseinsbildung zur Erreichung einer Grundsensibilisierung der Bevolkerung
sollen vor allem Pilotvorhaben zur Weiterentwicklung regionaler Informationssysteme unterstiitzt
werden. DarlUber hinaus wird die organisatorische Vernetzung regionaler Initiativen und deren
Konzentration auf Kernkompetenzen gefdrdert.

Forderung von Beratungsleistungen fir KMU

Forderung der vorwettbewerblichen Beratung als Vorbereitung fir unternehmerische Entschei-
dungen (Hilfestellung bei der Analyse interner Betriebsablaufe, friihzeitiges Erkennung von Ent-
wicklungschancen bzw. Fehlentwicklungen), wobei den Bereichen Betriebswirtschaft, Technolo-
gie und Okologie Prioritat eingeraumt wird. Dieses Beratungsangebot ist sektor- bzw. branchen-
Ubergreifend und mit keinen anderen Foérderungstatbestanden verknupft.

Schwerpunkt 3 Forderung der Entwicklungspotenziale von integrierter
Regionalentwicklung, Tourismus und Kultur

In diesem Schwerpunkt sind alle Strategien und Malnahmen in den Bereichen Tourismus,
Kultur und integrierter Entwicklung der Regionen zusammengefasst. Diese umfassen
Forderungen von produktivitdtssteigernden und qualitatsverbessernden Investitionen, die
Foérderung von Marketingmalinahmen, die Entwicklung neuer innovativer touristischer Angebote
sowie die Unterstlitzung von kulturellen Projekten und Initiativen. Weiters werden auch regionale
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Strukturen zur Entwicklung und Umsetzung integrierter Projekte und beispielgebender
innovativer Projekte sowie Entwicklungskonzepte, die eine ausgewogene raumliche Entwicklung
ermaoglichen, gefordert.

QUANTIFIZIERTE ZIELE:

e Forderung von 300 Tourismusprojekten, davon 200 in KMU

e Forderung von 20 Kulturprojekten

» Qualitatsverbesserung in Tourismusbetrieben durch 1000 zusatzliche Qualitatsbetten
» Schaffung von 300 Arbeitsplatzen durch Tourismus- und Kulturprojekte

» Erhaltung von 900 Arbeitsplatzen durch Tourismus- und Kulturprojekte

e Forderung von 150 Projekten der integrierten Regionalentwicklung

STRATEGIEN

Anpassung an die Markterfordernisse durch qualitatsverbessernde Malinahmen, produk-
tivitatssteigernde Investitionen und Schaffung marktgerechter Angebote

Gefordert wird die Verbesserung und Modernisierung der touristischen Infra- und Suprastruktu-
ren sowie der Aus- und Aufbau touristischer Leitprojekte und die Erstellung marktgerechter An-
gebote. Ferner die Strukturverbesserung von touristischen Unternehmen sowie die Schaffung
und Modernisierung von Infrastrukturen und Einrichtungen.

Verbesserung der Voraussetzungen fiur effizientes Marketing und Erneuerung von Tou-
rismusorganisationen und Orientierung in Richtung Destinationsmanagement

Gefordert werden der Aufbau von neuen touristischen Organisationen und der Aufbau und die
Verbesserung von Kommunikationstechniken, MarketingmalRnahmen und leistungsfahige tou-
ristische Organisationen, die zur Profilierung einzelner Regionen beitragen.

Entwicklung neuer touristischer und kultureller Angebote durch integrierte Angebotsent-
wicklung

Gefordert werden gebietsspezifische und nachfrageorientierte Angebotsprofile und der Aufbau
touristischer Leitprojekte, die Bildung von Angebotsschwerpunkten sowie zwischen- und Uber-
betriebliche Kooperationen.

Ausbau des Bereiches Erlebnistourismus

Gefordert werden neue Formen im Bereich des Erlebnistourismus und erganzende Angebote in
Form von Veranstaltungen und Erlebnisparks, die zu einer Verlangerung der Tourismussaison
fuhren.

Ausbau der bestehenden kulturellen Infrastruktur
Gefordert werden Kaulturinitiativen und kulturelle Projekte mit Uberregionaler Bedeutung, die
Schaffung und Verbesserung von kulturellen Infrastrukturen sowie MarketingmalRnahmen.

Forderung von Strukturen zur Entwicklung und Umsetzung integrierter Projekte

Unterstitzt werden regionale Kooperationsstrukturen und regionale Netzwerkbildungen, die im
Zielgebiet zur Aktivierung des endogenen Potenzials beitragen und die Entwicklung und Umset-
zung integrierter Projekte ermoglichen.
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Forderung einer regional ausgewogenen Entwicklung
Gefordert werden regionale Entwicklungsleitbilder und -konzepte, die eine abgestimmte sektor-
Ubergreifende Entwicklung ermdglichen und die einen Beitrag fur die rAumliche, wirtschatftliche,
soziale und kulturelle Entwicklung der Region leisten.

Forderung beispielgebender innovativer Projekte
Unterstlitzt werden innovative integrierte Projekte, die einen Beitrag flr eine nachhaltige Ent-
wicklung der Region leisten.

Schwerpunkt 4 Technische Hilfe fir die Programmumsetzung

Dieser Schwerpunkt umfasst samtliche Aktivitaten auf Bundes- und Landesebene, die zur Si-
cherstellung einer effizienten und effektiven Umsetzung, Begleitung und Bewertung des
Programms erforderlich sind.

Dazu zahlen insbesondere die Forderung der personellen und materiellen Ressourcen fir die
Programm- und MalRnahmenkoordinierung (einschliel3lich Beratung, Konzepte, Aus- und Wei-
terbildung), die Informations- und Offentlichkeitsarbeit, das Monitoring-System sowie Evaluie-
rung und begleitende Untersuchungen.

Schwerpunkt 5 Forderung der Beschaftigung und der Humanressourcen

In diesem Schwerpunkt sind all jene Strategieelemente des Bereiches ,Arbeitsmarkt und Hu-
manressourcen” zusammengefasst, die nicht im Rahmen von Ziel 3 oder des Nationalen Ak-
tionsplanes fur Beschaftigung umgesetzt werden. Bei der Umsetzung der entsprechenden Mal3-
nahmen soll auf eine moglichst hohe Integration und Koordination mit den MalRnahmen des
EFRE-Programmteiles geachtet werden.

QUANTIFIZIERTE ZIELE:

* Qualifizierung von jahrlich zumindest 2.500 Zielgruppenpersonen
* Frauenanteil an den geforderten Personen/Forderfallen von zumindest 50%

STRATEGIEN

Bekampfung von Arbeitslosigkeit

Forderung der Integration jener Personen mit mangelnder Grundbildung oder mangelnder Wei-
terbildungsfahigkeit, die besonders vom dauernden Ausschluss am Arbeitsmarkt bedroht sind
(,Unqualifizierte" und von "Ausgrenzung Bedrohte", altere Arbeitslose, Jugendliche). Neben der
Entwicklung von Vertrauen in die eigenen Féhigkeiten soll erlernt werden, Qualifizierungsbedarf
zu erkennen und zu formulieren. Die Qualifizierungsangebote sollen darauf ausgerichtet sein,
die Vielseitigkeit der Arbeitnehmerinnen zu starken und die Bereitschaft fir Weiterbildung
nachhaltig zu festigen.
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Forderung der Flexibilitdt am Arbeitsmarkt

Forderung des Weiterbildungsverhaltens der Beschaftigten, der Qualifikationsstruktur und der
strukturellen Anpassungsprozesse in Betrieben und Regionen durch Kompetenzaufbau in
strategisch wichtigen Bereichen. Dazu zahlen neben der Vermittlung betriebswirtschaftlicher
Kenntnisse auch die Personlichkeitsentwicklung, Informations- und Kommunikationstechnologie,
Management strategischer Anspruchsgruppen und Regionales Networking. Durch letzteres soll
die optimale Nutzung von infrastrukturellen Einrichtungen und Fdérderprogrammen sowie die
Kombination von Uber- und innerbetrieblicher Qualifizierung erreicht werden. Unternehmen
sollen bei der vorausschauenden Planung des Personal- und Qualifizierungsbedarfes durch
Personalentwicklungsberatung und Qualifikationsmanagement unterstitzt werden. Prioritare
Zielgruppen sind Grinderinnen und Betriebstibernahmen sowie in Unternehmen Beschaftigte
oder beschéftigbare Personen.

Forderung von Frauen am Arbeitsmarkt

Forderung der (Re)lntegration von Frauen in den Arbeitsmarkt, um ihr steigendes
Arbeitskraftpotenzial auch abseits von prekéren und geringfligigen Beschéaftigungsverhaltnissen
verstarkt zu nutzen. Die Arbeitsmarktchancen von Frauen sollen primér durch Qualifizierung
erhéht werden. Dazu muss Frauen einerseits der gleiche Zugang zu Aus- und Fortbildung in
zukunftsorientierten Sparten ermoglicht werden, dies beinhaltet auch Lern- und Lehrformen, die
sich bewusst an den Lebensrealitdten von Frauen orientieren. Andererseits sind Programme in
Unternehmen und Einrichtungen zu fordern, die es Frauen ermdéglichen, ihren Fahigkeiten
gemal aufzusteigen, Schllsselpositionen einzunehmen, Entscheidungen zu treffen und an
Organisationsentwicklungsprozessen teilzunehmen. Nicht zuletzt sind Unterstitzungen fur
Frauen anzubieten, die ihre Geschéftsideen als Selbststandige verwirklichen wollen.
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4.3 Kohérenz mit anderen Politiken
4.3.1 Kohéarenz mit Prioritaten und Grundsatzen der EU

Die Schwerpunkte des steirischen Ziel 2 Programms kénnen mit den Prioritdten der EU-Kom-
mission gemalf den Indikativen Leitlinien wie folgt in Beziehung gesetzt werden:

Schwerpunkt Ziel 2 Neu Stmk. Prioritdt EU — Kommission
— Forderung von Industrie, Gewerbe und - Forderung der regionalen Wettbe-
Dienstleistungen werbsfahigkeit
- Forderung wettbewerbsfahiger Standorte und |- Forderung einer ausgewogenen raum-
Vorbereitung auf die Informationsgesellschaft lichen Entwicklung

- Forderung der Entwicklungspotenziale von
integrierter Regionalentwicklung,
Tourismus und Kultur

— Forderung der Beschaftigung und der Human- |- Férderung der Beschéftigung und des
ressourcen sozialen Zusammenhalts

Beachtung der Horizontalen Grundsétze

Die in den Leitlinien enthaltenen horizontalen Grundsatze ,hachhaltige Entwicklung“ und
»,Chancengleichheit* werden in allen 5 Schwerpunkten zur Anwendung gebracht und nach
Maf3gabe auch bei der Ausarbeitung der einzelnen Mafnahmen bzw. in den zu Grunde
liegenden Forderungsinstrumenten berlcksichtigt. Sie stellen neben der Schaffung von
Arbeitsplatzen und der Wirtschaftlichkeit die allgemeinen Hauptkriterien fir die Auswahl von EU-
kofinanzierten Projekten dar.

« Nachhaltige Entwicklung

Nachfolgend sind jene Bereiche des Ziel 2 Programms dargestellt, die vor allem im Sinne einer
nachhaltigen Entwicklung wirken sollen. Neben einer langfristigen Sicherung der Lebens- und
Umweltqualitat sollen diese umweltverbessernden Malinahmen auch einen Beitrag zur Wettbe-
werbsverbesserung und zur Erreichung der Kyoto-Zielsetzungen leisten.

- Klima- und Umweltschutz

Dem Klima- und Umweltschutz ist eine eigene MalRhahme gewidmet, die vor allem die Umstel-
lung von Betrieben auf umweltvertragliche Produktionsverfahren (cleaner production) sowie die
CO2 Einsparung durch den Einsatz von erneuerbaren Energietragern und eine effiziente Ener-
gienutzung zum Ziel hat. In strukturschwachen Regionen bieten vor allem erneuerbare Energie-
trager nachhaltige Entwicklungspotenziale und fuhren zu einer Starkung, der in der Region an-
sassigen KMU’s. Weiter positive Effekte fiir KMU’s ergeben sich bei effizienterer Energienutzung
durch die Senkung von Betriebskosten.

- Uberbetriebliche F&E Projekte

In Form von Pilot- und Demonstrationsprojekten sollen vor allem im Bereich Energie und Umwelt
neue Techniken und Verfahren, die noch nicht auf einer breiten Basis auf dem Markt sind ein-
gefuhrt werden. Damit soll vor allem eine cleaner production und nachhaltiges Wirtschaften
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erprobt und verbreitet werden. Eine weitere Zielsetzung dabei ist die Erhéhung des Anteils lo-
kaler, erneuerbarer Energietréagere sowie der regionalen Wertschopfung.

— Beratung von KMU

Neben investiven Férderungen im betrieblichen und Infrastrukturbereich soll in speziellen Bera-
tungsaktionen Hilfestellung bei allen umweltrelevanten Fragestellungen gegeben werden. Im
Sinne einer 6kologischen Betriebsberatung sollen Fragen der Abfallwirtschaft, der Luftreinhal-
tung, der Abwasserreinigung, des Larmschutzes der Energieeinsparung, der Mullvermeidung,
des Recyclings sowie von OKO-Audit und ISO 14000 angesprochen werden.

- Integrierte Regionalentwicklung

Durch neue Kooperationsformen in integrierten Projekten, durch integrierte regionale Konzepte,
die alle wesentlichen regionalen Entwicklungsbereiche enthalten, durch regionale Netzwerkbil-
dungen, durch die Forderung von umweltvertraglichen regionalen Leitprojekten, durch die Akti-
vierung des endogenen Potenzials sowie durch die Unterstiitzung von regionalen Kooperations-
strukturen, die diese integrierten Anséatze erméglichen sollen, sollen nachhaltige Entwicklungs-
impulse, die von den Regionen getragen werden gesetzt werden und auch Synergien zwischen
den verschiedenen Wirtschaftssektoren erméglicht werden. Dazu soll im Ziel 2 Programm ein
eigener Schwerpunkt beitragen.

— Tourismus / Kultur

Im Tourismus soll vor allem durch die Férderung von Leitprojekten, die auf den regionalen Po-
tenzialen aufbauen eine nachhaltige Entwicklung unterstiitzt werden. Zuséatzlich soll durch eine
integrierte Angebotsentwicklung unter Berticksichtigung der Belastbarkeit durch Verbindung mit
kulturellen Angeboten aber auch mit anderen Wirtschaftssektoren eine Beitrag zur Nachhaltig-
keit geleistet werden. Im Sinne von Steigerung der Leistungsfahigkeit werden auch energie-
sparende Mal3nahmen und alternative Energie sowie eine Angebotsentwicklung nach regiona-
len Potenzialen und von Leitprojekten nach regionalen Leitthemen gefordert

Um die Einhaltung dieser Grundsatze in der laufenden Programmumsetzung zu beobachten,
werden im Begleitausschuss die zustandigen Umweltbehérden auf Landes- und Bundesebene
mit vertreten sein. Die Vertretung von Nichtregierungsorganisationen im Begleitausschuss ist
vorgesehen.

Um die Effekte zur Unterstitzung der Gemeinschaftspolitik Umwelt und zur Beférderung der
Nachhaltigkeit durch das Ziel 2 Programm Steiermark in geeigneter Weise darstellen zu kénnen,
wird im Wege der Osterreichischen Raumordnungskonferenz eine Studie - finanziert aus den
Mitteln der Technischen Hilfe der 6sterreichischen Ziel 2 Programme - in Auftrag gegeben,
welche geeignete Vorgangsweisen zur Ermittlung des Beitrages der Programme zur
Nachhaltigkeit aufzeigen soll. Diese Studie wird unmittelbar nach Genehmigung der
Osterreichischen Ziel 2 Programme ausgeschrieben und vergeben, damit die Ergebnisse bereits
zur Vorbereitung der Zwischenevaluierungen vorliegen.

Zu den MaRnahmen, die geeignet sind, zur Verfolgung des Querschnittsziels "Nachhaltige
Entwicklung" praxisnah beizutragen, gehodren - neben der aktiven Beteiligung der zustandigen
Umweltbehorden und der sonstigen relevanten Wirtschafts- Sozial- und Umweltpartner in den
jeweiligen Begleitausschiissen auf Bundes- und Landesebene-, auch Aufgaben, die unter der
Verantwortung der Wirtschafts- und Umweltbehérden im Rahmen der Technischen Hilfe
gefordert werden, und die auch die Empfehlungen der Zwischen und Ex-ante Evaluierung
umsetzen sollen. Dazu gehoéren u.a. folgende Aktionsfelder:

Erganzung und Fortschreibung der Ex-ante Bewertung im Umweltbereich einschliel3lich der
methodischen Weiterentwicklung von Bewertungs- /Indikatorensystemen und der
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Anpassung und Konkretisierung von Zielen, die fir die Umsetzung von Umwelt-
/Nachhaltigkeitanforderungen relevant sind

Begleitung der Ausarbeitung von nachhaltigkeitskompatiblen Forderprofilen und
Projektauswahlkriterien

Information, Beratung und Wissens-/Erfahrungsaustausch fir die Gestaltung und
Umsetzung von Programmen und Konzepten (Fondsmangement, Mittelempfanger) unter
Berlcksichtigung der Empfehlungen der ex-ante Bewertungen sowie der Entwicklungen auf
der Ebene der Gemeinschaft

Initiierung und Begleitung modellhafter Pilotvorhaben und anwendungsorientierter Studien,
auch zur starkeren Einbindung von kompetenten Akteuren im Rahmen integrierter Konzepte
und als Beitrag zur weiteren ErschlieBung von Beschaftigungspotenzialen

Beitrage zu einer sachkompetenten Berichterstattung der Offentlichkeit und zu den
jahrlichen Berichten an die Kommission

Konstruktive und konfliktvorbeugende Information und Begleitung der Umsetzung und
Anwendung umweltrelevanten Gemeinschaftsrechts

Die Richtlinien 90/313/EWG, 91/676/EWG, 78/659/EWG, 91/271/EWG und 96/61/EU werden
umgesetzt.

Bei der Umsetzung der Programme werden die EU-Umwelt-Richtlinien direkt zur Anwendung
gebracht, sofern nicht nationale oder (regionale) landesgesetzliche Regelungen dem
entgegenstehen.

Das Verursacherprinzip wird bei der Programmumsetzung eingehalten.

Das Vorsorgeprinzip wird bei der Programmumsetzung beriicksichtigt werden.

Die erforderlichen Angaben Uber die Anwendung des Verursacherprinzips und des
Vorsorgeprinzips gemal Artikel 26 (1) g der Allgemeinen Strukturfondsverordnung 1260/99
werden erfolgen. Darliber hinaus ist die Anwendung des Verursacherprinzips und des
Vorsorgeprinzips in Osterreich grundsatzlich tblich.

* Chancengleichheit

Im Sinne des ,gender mainstreaming” sollte versucht werden, bei allen Malinahmen die unter-
schiedliche Situation von Frauen und Mannern sichtbar zu machen und die geschlechtsspezi-
fisch unterschiedlichen Auswirkungen in Betracht zu ziehen. Das Ziel dabei muss die faktische
Gleichstellung von Frauen sein. Dazu soll im Rahmen von Ziel 2 insbesondere in folgenden
Bereichen angesetzt werden:

— Frauen in den neuen Technologien
Die Beteiligung der Frauen an der Informationsgesellschaft - Stichwort Telearbeit - tragt
dazu bei, Erwerbstatigkeit und Familienleben miteinander zu kombinieren. Im Bereich der
neuen Technologien sind Frauen unterreprasentiert. Frauen sind daher in die neuen High-
Tech-Sektoren zu integrieren.

— Frauen in den sozialen Dienstleistungen
Zahlreiche Studien weisen darauf hin, dass neue Arbeitsplatze vor allem in den sozialen
Dienstleistungen entstehen werden. Hier kdnnen neue innovative Ausbildungs- und Be-
schaftigungsmodelle entwickelt werden, um Arbeitsplatze flr Frauen zu schaffen.
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— Ausbau von Telelearning
Mittels Telelearning ist es mdglich, Frauen mit Mobilitatseinschrankungen vor allem auch
noch wahrend der Karenzzeit weiterzubilden. Allerdings muss darauf geachtet werden, dass
ausreichende begleitende MalRBhahmen bereitgestellt werden, damit weiterhin soziale Kon-
takte geknlpft werden kénnen und um Einschrankungen wie Kinderbetreuung und ortliche
Distanzen zu tberwinden.

Grindung von Unternehmen

Forderung des weiblichen Unternehmertums und neue Organisationsformen bei der Exis-
tenzgrindung um das Unternehmerinnenrisiko zu minimieren (z.B. Grunderinnenzentren).
Hier ist vor allem ein auf den Bedarf von Frauen abgestimmtes Malinahmenbindel zu
entwickeln, das die Unternehmensgrindung fordert. Dazu zahlen Beratungs- und
Qualifizierungsangebote, Férderungen und die Bereitstellung von Infrastrukturleistungen.

Ausbildung bzw. Weiterbildung von arbeitslosen und beschéftigten Frauen

Bei den Weiterbildungsprogrammen ist darauf zu achten, dass Frauen nicht nur auf Zusatz-
qualifikationen beschrénkt werden, sondern auch Zugang zu hoéherqualifizierenden Mal3-
nahmen erhalten. In der beruflichen Weiterbildung sind insbesondere aufstiegsorientierte
und technologieorientierte Bildungsangebote so zu gestalten, dass sie Frauen starker ein-
beziehen.

Frauen in der Regionalplanung und Siedlungsentwicklung

Fiar Frauen als Akteure der regionalen Entwicklung sind Rahmenbedingungen zu schaffen,
die es ihnen ermdglichen, dabei aktiv mitzuarbeiten. Es sind moglichst glnstige
Voraussetzungen fir dezentrale wohnortbezogene der Verwaltung, des Gewerbes sowie
des Handels zu er6ffnen.

Um die Einhaltung dieser Grundsatze in der laufenden Programmumsetzung zu beobachten,
wird im Begleitausschuss die zustandige Behdrde auf Landesebene (Referat ,Frau-Familie-
Gesellschaft”) vertreten sein.

Bezug zum Europdaischen Raumentwicklungskonzept (EUREK)

Im Ziel 2 Programm flr die Steiermark wird auch den politischen Zielen und Optionen fir rdum-
liche Entwicklung, die im Europaischen Raumentwicklungskonzept 1999 festgelegt wurden,
Rechnung getragen. Die nachfolgende Tabelle verdeutlicht, welche MalRhahmen sich auf wel-
che EUREK Ziele der Kapitel "polyzentrische Raumentwicklung und neue Beziehung zwischen
Stadt und Land" bzw. "gleichwertiger Zugang zu Infrastruktur und Wissen" beziehen:
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_ Malnahmen
Ziele EUREK Ziel 2 Stmk.
Verbesserung des Zugangs zu und der Nutzung von Telekommunikationsein- 13,25

richtungen

Umfassende Integration wissensrelevanter Politiken, wie der Forderung von In- | 3.5, 2.2.
novation, der Berufshildung und Weiterbildung, der Forschung und Technolo-
gieentwicklung, in raumliche Entwicklungskonzepte

Sicherstellung eines europaweiten Zugangs zu wissensrelevanter Infrastruktur  |2.1, 2.2
unter Bertcksichtigung des soziobkonomischen Potenzials moderner KMU als
Motoren nachhaltiger wirtschaftlicher Entwicklung

Begunstigung der Vernetzung von Firmen und der schnellen Verbreitung von 21,24
Innovationen, insbesondere durch regionale Institutionen

Unterstitzung der Einrichtung von Innovationszentren sowie einer Zusammen- 2.1, 2.2, 2.3
arbeit zwischen hoéherer Bildung, angewandter F&E und Privatwirtschaft, insbe-
sondere in wirtschaftsschwachen Gebieten

Entwicklung einer Mischung aus angebots- und nachfragestimulierenden Maf3- 1.3, 2.5
nahmen zur Verbesserung des regionalen Zugangs bzw. der Nutzung von In-
formations- und Kommunikationstechnologien

Forderung diversifizierter Entwicklungsstrategien auf Basis endogener Entwick- | 3.5, 3.2, 3.3,
lungspotenziale, Unterstitzung der landlichen Regionen bei der Aus- und Wei- 3.4
terbildung und der Schaffung von aul3erlandwirtschatftlichen Arbeitsplatzen

Starkung der kleinen und mittleren Stadte in landlichen Gebieten als Kristallisa- |3.5
tionspunkte der regionalen Entwicklung

Nutzung der Potenziale umweltfreundlicher Formen des Tourismus 31,34

Forderung der Zusammenarbeit zwischen Stadt und Land mit dem Ziel, funktio- |3.5
nale Regionen zu starken

Forderung betrieblicher Netzwerke zwischen KMU in Stadt und Land 2.4

Beachtung besonderer EU Politiken
EU-Wettbewerbsrecht

Bei den Forderungsaktionen, die als geringfugige ,de minimis“-Beihilfen gelten, wird sowohl in
den Richtlinien als auch im Foérderungsubereinkommen festgehalten, dass Forderungen fir ein
Unternehmen innerhalb von drei Jahren ein Subventionsaquivalent i.H.v. 100.000,-- EURO nicht
Ubersteigen dirfen. Der Forderungswerber ist verpflichtet samtliche beantragte oder erhaltene
Forderungen aus ,de minimis“-Beihilfen bei Antragstellung bekanntzugeben. Die Férderungs-
stelle prift bei Antragstellung und vor Auszahlung, ob die ,de minimis* Obergrenze eingehalten
wird. Dartber hinaus sind alle weiteren Erfordernisse der de-minimis-Mitteilung der Kommission
(OJ C 68 vom 6.3.1996) zu beachten.

Bei der Kumulierung von Fdrderungsmafinahmen werden in den Richtlinien die Férderungs-
hdchstsatze, die nach der Entscheidung der Europaischen Kommission Uber die dsterreichische
Fordergebietskarte vom 30.5.2000 fur Gebiete nach Art. 87 Abs.3 lit. ¢ EG-V festgelegt wurden,
bertcksichtigt. Der Férderungswerber ist verpflichtet, im Forderungsansuchen Angaben Uber
beabsichtigte, laufende oder erledigte Ansuchen bei Landes-, Bundes- und Gemeindestellen
oder anderen Rechtstragern zu machen und auch diesbezugliche nachtragliche Anderungen
mitzuteilen. Die Forderungsstelle prift bei Antragstellung und vor Auszahlung, ob die
Forderungsobergrenze eingehalten wird. Bei EU-kofinanzierten Vorhaben, die in einer
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gemeinsamen Koordinierungssitzung behandelt werden, wird eine ,Kumulierungsstelle* (=
maflnahmenverantwortliche Stelle) festgelegt. Séamtliche Forderungen werden in den
Forderdateien der Landes-Forderungsstellen (z.B. SFG) bzw. Bundes-Forderungsstellen erfasst
und elektronisch den EU-Monitoring Stellen mitgeteilt, sodass bei allen Projekten im EFRE und
ESF von den Monitoringstellen des Bundes und des Landes ein entsprechender
Datenaustausch moglich ist.

Den EU-Bestimmungen fur sensible Sektoren wird in den Forderungsrichtlinien Rechnung
getragen.

Entsprechend der allgemeinen Strukturfondsverordnung Art. 18 Abs.2 lit.b erklart die Steiermark
in Ubereinstimmung mit dem Ziel 3-Programm Osterreich, dass die im Rahmen des ESF-Teiles
des Ziel 2-Programmes kofinanzierten Beihilfen keine staatlichen Beihilfen im Sinne des Artikel
87 EG-V darstellen oder diese Beihilfen entweder mit der de minimis-Regelung vereinbar sind
oder unter die Allgemeine Freistellungsverordnung Nr.994/98 des Rates vom 07.05.1998 (Abl.
EG L 142 vom 14.05.1998) fallen.

Im Falle, dass im Rahmen des ESF-Teils im Ziel 2 Programm eine staatliche Beihilfe kofinan-
ziert wird, die weder der de minimis-Regelung entspricht noch unter eine Gruppe der Freistel-
lungsverordnungen fallt, wird diese der Europaischen Kommission zur Notifizierung vorgelegt
werden. Eine Auflistung der Beihilfeninstrumente, mit denen die EU-Strukturfondsmittel
abgewickelt werden sowie diesbezlgliche Erlauterungen finden sich im Kapitel 10.

EU-Vergaberecht

Die Abwicklung des Programms erfolgt unter Einhaltung der Vergabevorschriften der Européi-
schen Union insbesondere der Lieferkoordinierungsrichtlinie, der Sektorenkoordinierungsricht-
linie und der Rechtsmittelrichtlinie, jeweils in der giltigen Fassung. Die innerstaatliche Umset-
zung dieser Richtlinien erfolgte durch das Bundesvergabegesetz (BVergG 1997) sowie das Stei-
ermarkische Vergabegesetz (Stmk.VergG 1998).

EU-Umweltrecht

Bei der Umsetzung des Ziel 2-Programmes werden die Fauna-Flora-Habitat- (FFH) und die Vo-
gelschutzrichtlinien vollinhaltlich berlcksichtigt. Als gesetzliche Grundlage dient dazu das novel-
lierte Steirische Naturschutzgesetz (siehe dazu auch Anhang lIlI).

Gender Mainstreaming:

Gender Mainstreaming bedeutet, dass bei der Organisation, Konzeption, Umsetzung sowie bei
der Evaluierung aller MaRnahmen die unterschiedlichen Bedingungen, Situationen und Bedurf-
nisse von Frauen und Mannern systematisch bericksichtigt werden.

Die Dimension der Chancengleichheit von Frauen und M&nnern in der Arbeitsmarktpolitik bein-
haltet weiters, dass der Anteil der Frauen bei aktiven arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen bei
mind. 50% liegen muss. Aulerdem dirfen keine geschlechtsspezifischen direkten und indirek-
ten Benachteiligungen bei der Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen MaflRnahmen bestehen.
Daher werden auch im Rahmen des Monitorings generell alle personenbezogenen Indikatoren
auf MalRnahmen-Ebene geschlechtsspezifisch (soweit méglich) erhoben.
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4.3.2 Kohéarenz mit anderen EU Politiken und Programmen

Wichtige Teile der steirischen Entwicklungsstrategien werden in komplementaren Programmen
mit EU-Kofinanzierung zur Umsetzung gebracht werden:

* Horizontales Programm Landlicher Raum (EAGFL)*
Die Strategien des Bereiches ,Land- und Forstwirtschaft / Landliche Entwicklung” werden in
diesem bundesweit zur Anwendung gebrachten Programme umgesetzt. Die nachfolgende
Tabelle stellt die Entwicklungsstrategien des Landes Steiermark den korrespondierenden
(Teil)MaRnahmen des Horizontales Programm L&ndlicher Raum gegeniber:

Strategien Steiermark Programm ,Landlicher Raum*
Diversifizierung, Neuausrichtung und Innovation, sowie Anpassung und Entwicklung von landlichen
Dorferneuerung Gebieten (9.11.2.3)
Erhaltung, Verbesserung und Schutz der (Kultur)landschaft | Anpassung und Entwicklung von landlichen
und der Umwelt Gebieten (9.11.6)
OPUL 2000 (6kologisch produzierte Lebensmittel und AgrarumweltmaRnahmen ,OPUL" (9.8)
Kuppelprodukte)
Naturnahe Waldwirtschaft und Vermarktungsinitiativen in Forstwirtschaft (9.10)
der Forstwirtschaft

Die Abgrenzung zum Ziel 2 Programm Steiermark bei den MalRnahmen 9.11.3 ,Diversifizierung
sowie Neuausrichtung, Innovation und Kooperation im landwirtschaftlichen und
landwirtschaftsnahen Bereich* und 9.11.6 ,Kulturlandschaft und Landschaftsgestaltung” ergibt
sich durch die unterschiedlichen Fordertatbestande und die anspruchsberechtigten
Forderungswerber. Fir die entsprechenden Mal3Bhahmen des Horizontalen Programms kommen
nur land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Gebietskdrperschaften sowie sonstige Projekttrager
(mit bauerlicher Beteiligung) in Frage. Das Programm fiir die Entwicklung des landlichen
Raumes (PER) legt ferner fest, dass Doppelférderungen durch eine vollstdndige Belegkontrolle
und —entwertung ausgeschlossen werden.

* Horizontales Programm Ziel 3 (ESF):
Wesentliche Teile der Strategie im Bereich ,Arbeitsmarkt und Humanressourcen* werden im
Rahmen von Ziel 3 bundesweit umgesetzt. Die nachfolgende Tabelle stellt die
Entwicklungsstrategien des Landes Steiermark den korrespondierenden Schwerpunkten des
»Ziel 3" Programms gegeniber:

Strategien Steiermark Ziel 3 Programm

Verhinderung von Arbeitslosigkeit Verhinderung und Bekampfung der Erwachsenen- und
der Jugendarbeitslosigkeit (Schwerpunkt 1)

Forderung der Flexibilitat am Arbeitsmarkt Flexibilitat am Arbeitsmarkt (Schwerpunkt 4)

Forderung von Frauen am Arbeitsmarkt Forderung der Chancengleichheit von Frauen und
Méannern am Arbeitsmarkt (Schwerpunkt 5)

Territoriale Beschéftigungspakte und lokale Territoriale Beschéftigungspakte und lokale

Beschéftigungsinitiativen Beschaftigungsinitiativen (Schwerpunkt 6)

Die Abgrenzung der Schwerpunkte Ziel 3 zum Ziel 2 Programm Steiermark ergibt sich einerseits
durch die Fordertatbestande, vor allem aber durch die unterschiedlichen anspruchsberechtigten
Forderungswerber (Zielgruppen), aber auch durch den integrativen Ansatz EFRE-ESF.
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Bei Ziel 3/Schwerpunkt 1 sind dies:

Ubertrittsgefahrdete (ab 6 Monate Arbeitslosigkeit, bzw. 3 Monate bei Jugendlichen)
altere Arbeitslose ( Frauen ab 45, Manner ab 50 Jahre)

arbeitslose Jugendliche (ohne entsprechende Berufsausbildung, bis 25 Jahre)
Langzeitarbeitslose (ab 12 Monate Arbeitslosigkeit, bzw. 6 Monate bei Jugendlichen)

Bei Ziel 3/Schwerpunkt 4 sind dies:

— Frauen (generell)

— Maénner ab 45 Jahre

— unqualifizierte Manner unter 45 Jahren

Durch die Zusammenarbeit mit dem AMS, das Hauptendbegunstigter im Rahmen von Ziel 3 ist,
ist insbesondere fir die Malinahme 5.1. ein Mechanismus geschaffen, der Doppelférderungen
und Uberschneidungen verhindert. Fir MaRnahme 5.2. ist der integrative Ansatz ein
entscheidendes Abgrenzungskriterium zu Ziel 3.

* INTERREG Il A

Da die Steiermark eine unmittelbare EU - AuRengrenze zum Beitrittskandidaten Slowenien
hat und die Grenze zu Ungarn in unmittelbarer Nahe verlauft, wird die
Gemeinschaftsinitiative INTERREG |IlI, speziell Teil A, weiterhin eine bedeutende Rolle fur
die Entwicklung des steirischen Grenzraumes, insbesondere durch grenziberschreitende
Kooperation spielen. Das INTERREG Il A-Gebiet der Steiermark umfasst die NUTS Il
Regionen Oststeiermark, Sud-West-Steiermark, sowie im Rahmen der 20% Klausel auch
Graz/Graz Umgebung. Die nachfolgende Tabelle stellt die Entwicklungsstrategien des
Landes Steiermark den korrespondierenden Schwerpunkten und Malnahmen des derzeit in
Ausarbeitung befindlichen Gemeinsamen Programmdokuments des INTERREG IlI A
Programms Osterreich - Slowenien gegeniiber. Daraus ist ersichtlich, dass durch die
grenzuberschreitenden Zusammenarbeit wesentliche Synergien auch fur bzw. durch das Ziel
2 Programm Steiermark erwartet werden kénnen (soweit idente Gebiete vorliegen).
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Strategien Steiermark

INTERREG Programm A - SLO

Forderung des Wachstums und der Modernisierung von
Unternehmen

MaRnahme 3.1

Aufbau von Clustern, Netzwerken und Unternehmenskooperationen

MaBnahme 3.1

Interregionalisierung / Internationalisierung

MaRnahme 3.1

Up-grading, Vernetzung und Lickenschluss bei der Infrastruktur

MaRnahme 3.1

Qualitatsverbesserung, Produktivitatssteigerung, marktgerechte
Angebote im Tourismus

MaRnahme 3.2

Integrierte Entwicklung neuer touristischer und kultureller Angebote

MalRnahmen 2.3, 3.2

Forderung von Strukturen zur Entwicklung und Umsetzung
integrierter Aktionsprogramme

MalRnahme 2.2

Regionale Entwicklungsplanung fiir eine ausgewogene raumliche
Entwicklung

MaBnahme 1.1

Forderung der Flexibilitat am Arbeitsmarkt

MaBnahme 2.1

Diversifizierung, Neuausrichtung und Innovation, sowie
Dorferneuerung

MaRnahme 3.3

Erhaltung, Verbesserung und Schutz der (Kultur)landschaft und der
Umwelt

Malnahmen 1.2, 1.3, 3.3

LEADER+

Basierend auf dem Leitlinien-Entwurf der EU-Kommission zu LEADER+ wurden erste
bundesweite Vorarbeiten gestartet. Geplant ist, ein dsterreichweites LEADER+ Programm
einzureichen, die Umsetzung und Programmverantwortlichkeit soll jedoch bei den Landern
liegen. Bereits im Dezember 1999 wurden in der Steiermark in enger Kooperation mit den
Regionalmanagementeinrichtungen erste Schritte in den Regionen gesetzt, die die
Vorbereitung der landlichen Gebiete zur Bildung von ,lokalen Aktionsgruppen“ (LAG)
rechtzeitig einleiten sollen.

Obwohl die genauen Schwerpunkte des Osterreichweiten LEADER+ Programms derzeit

noch nicht vorliegen, lasst sich jedenfalls darstellen, dass — in unterschiedlicher regionaler

Auspragung — wesentliche Teile der im Ziel 2 Programm dargestellten Strategien abgedeckt

werden kdénnen bzw. eine lokale und regionale Abstimmung verlangen (jedenfalls dort wo

sie Aspekte der integrierten Zusammenarbeit der wesentlichen Partner der betroffenen
landlichen Gebiete zum Ausgangspunkt haben):

— zur Géanze ,Integrierte Regionalentwicklung®, ,Tourismus und Kultur* und ,Land- und
Forstwirtschaft”,

- Teilweise: ,Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen” (Aufbau von Clustern, Netzwerken und
Unternehmenskooperationen), ,Telekommunikation und Informationsgesellschaft®
(Burger, regionale Initiativen), ,Arbeitsmarkt und Humanressourcen* (lokale
Beschaftigungsinitiativen).

Somit ist von der strategischen Ausrichtung her von LEADER+ weiterhin ein wesentlicher
Beitrag zur Entwicklung der betroffenen Regionen zu erwarten. In den verschiedenen
Bereichen werden also bedeutende Synergien auch fur bzw. durch das Ziel 2 Programm
Steiermark angenommen (soweit idente Gebiete vorliegen).

Amt der Steiermérkischen Landesregierung 83




Zid 2 Steiermark EPPD

MafRnahmen, die in den Anwendungsbereich des Programms fir die Entwicklung des landlichen
Raumes (PER) oder der Gemeinschaftsinitiativen fallen, kbnnen im Rahmen dieses Ziel 2-
Programmes nicht geférdert werden. Hier wird jedoch bericksichtigt, dass die MalRnahmen nach
dem 6., 7. und 9. Gedankenstrich des Art.33 der VO (EG) 1257/1999 im Rahmen des PER in
Anwendung von Art.35 Abs.3 dieser VO subsidiar gefordert werden. Eine allenfalls noch
notwendige Abgrenzung zu den betreffenden Programmen wird zur allseitigen Information in die
Erganzung zur Programmplanung (EZP) aufgenommen.

MaRnahmen, die in den Anwendungsbereich von Ziel 3, LEP, LEADER+, INTERREG Il A-C
und EQUAL fallen, sind nicht Bestandteil des Ziel 2-Programmes.

Umsetzung der Strategie zur EU-Osterweiterung

Die im Kapitel 4.1 ,Umstellungsstrategien und Leitziele* dargelegten Strategien zur EU-Oster-
weiterung werden zum Ziel 2 Neu Programm Steiermark wie folgt in Beziehung gebracht:

Strategien EU- MalRnahmen Ziel Andere Programme
Osterweiterung 2
Industrie und Gewerbe 21,2.2,23,5.2 INTERREG Ost.-Slowenien (Prioritét 3)
Dienstleistungen 1.3,1.4,24,26 INTERREG Ost.-Slowenien (Prioritét 3)
Landwirtschaft Horizontales Programm ,Landliche Entwicklung®,
LEADER + und INTERREG im integrierten Ansatz
Arbeitsmarkt INTERREG (MalRnahme 2.1)
Unterstitzungsstrukturen INTERREG (MalRnahme 2.2), LEADER+
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5.

MalRnahmenuberblick

Dieser Abschnitt enthalt eine Kurzbeschreibung der vorgesehenen MalRnahmen, gegliedert nach
den Schwerpunkten des Ziel 2 Programms. Eine ausfiihrliche Beschreibung der MalZnahmen ist
in der Erganzung zur Programmplanung (EZP) enthalten. Die nachfolgende Tabelle bietet einen
Uberblick, wie die Entwicklungsstrategien des Landes Steiermark im Rahmen der MaRnahmen
des Ziel 2 Programms umgesetzt werden.

Strategien Ziel 2 Mal3n.
< Forderung von Unternehmensgrindungen 12,14
o]
g E), Forderung von Betriebsansiedlungen 1.1
o <
(095 1,5; Forderung des Wachstums und der Modernisierung von Unternehmen 13,14
= o
§ 2 Aufbau von Clustern, Netzwerken und Unternehmenskooperationen 2.4
© 2 | Qualifikationsoffensive 5.2
= Verbesserung der Umweltsituation in Betrieben 15,22
- Up-grading, Vernetzung und Vervollstandigung bei der wirtschaftsnahen 2.1,2.2
S Infrastruktur
© Erhdhung der F&E-Intensitat 2.3
Sc
o
E = Verbesserung der Adaptionsfahigkeit 2.3
. >
t'; e Verbesserung der Diffusion 21,22
w <
Wirtschaft (Telekooperation, ebusiness) 13,25
£
g é | Burger (Qualifizierung; Burgerservice) 25
~ (&)
= n
§ ..g | Regionale Telekommunikationsinitiativen 25
=0
. Qualitatsverbesserung, Produktivitatssteigerung, marktgerechte Angebote |3.1, 3.2, 3.3
S
E Erneuerung von Tourismusorganisationen und Orientierung in Richtung 3.1
e Destinationsmanagement
5 Integrierte Entwicklung neuer touristischer und kultureller Angebote 3.1,32,34
[}
=]
g Ausbau des Bereiches Erlebnistourismus 3.1,32,33
é Ausbau der bestehenden kulturellen Infrastruktur 3.4
o Forderung von Strukturen zur Entwicklung und Umsetzung integrierter 3.5
@ . S| Aktionsprogramme
o8 % Regionale Entwicklungsplanung fiir eine ausgewogene raumliche 3.5
5.2 = Entwicklung
g § €| Umsetzung beispielgebender innovativer Produkte mit integriertem Ansatz | 3.5
= ()
~ Verhinderung von Arbeitslosigkeit 5.1,5.2
IS
§, « | Forderung der Flexibilitat am Arbeitsmarkt 5.1,52
2 __ 3
o ©
-2 S E Forderung von Frauen am Arbeitsmarkt 5.1,5.2
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1. Forderung des Produktions- und Dienstleistungssektors

MaRRnahme 1.1: Ansiedlung von Unternehmen

Ziele:

« Attraktivierung des Ziel 2 Gebietes durch hochqualitative Betriebsansiedelungen

e Verbesserung der Struktur und Dichte von unternehmensbezogenen Dienstleistungs-
betrieben

e Erhéhung der Investitionstatigkeit

Beschreibung:

Ausgehend von einschlagigen wissenschaftlichen Untersuchungen wurde dem Bereich Industrie
und Gewerbe, insbesondere den Branchen Kfz, -motoren und -zulieferung, Werkstoffe und Me-
talle, Holz, Elektro / Elektronik und Medizintechnik aufgrund vorhandener Leitbetriebe mit aus-
gepragten Kernkompetenzen entsprechendes Entwicklungspotenzial zuerkannt. Insbesondere
den Kooperations- und Vernetzungsbemuihungen der Steirischen Wirtschaftspolitik Rechnung
tragend verfolgen die Betriebsansiedlungsaktivitdten vor allem die Zielsetzung Licken in der
vorhandenen Wertschdpfungskette zu schliel3en.

Daruber hinaus wird auch ein Schwerpunkt auf den Bereich der innovativen, unternehmensbe-
zogenen Dienstleistungsbetriebe (Informations- bzw. Kommunikationstechnologien, neue Me-
dien) gelegt.

Die Intention im Bereich der Betriebsansiedlung liegt dabei bei qualitativ hochwertigen Projek-
ten, die nicht nur als ,verlangerte Werkbanke" fungieren, sondern auch alle dispositiven
Faktoren wie Forschungs- und Entwicklung, Vertrieb, Marketing, etc. in der Region ansiedeln.

Vorgesehene Beglnstigte:

Nattrliche und juristische Personen, die

» Produktionsbetriebe des industriell gewerblichen Sektors und/oder
* innovationsorientierte, produktionsnahe Dienstleistungsbetriebe
ansiedeln.

MalRnahmenverantwortliche Fdérderungsstelle: Steirische WirtschaftsforderungsgesmbH
(SFG)

MafRnahme 1.2: Grindung von innovativen Unternehmen

Ziele:

* Unterstutzung von innovativen Firmenneugriindungen im industriell-gewerblichen Bereich
sowie insbesondere auch im Bereich der unternehmensbezogenen Dienstleistung.

e Stimulierung von Entrepreneurship

* Unterstitzung von Unternehmensneugrindungen, die wesentliche regionale Impulse
ausstrahlen und soweit als moglich dispositive Faktoren wie Forschung und Entwicklung,
Marketing etc. inkludieren.
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Beschreibung:

Ziel dieser MalRnahme ist es einerseits durch die Forderung von Startinvestitionen den Anreiz
zur Grindung von innovativen Unternehmen zu erhéhen (Motivationsziel) sowie andererseits bei
der Grindung und beim Aufbau dieser neuen Unternehmungen behilflich zu sein. Insbesondere
sollen in dieser MalBhahme auch Steirische Venture Capital Mittel zum Einsatz kommen.

Durch die Starkung des unternehmerischen Potenzials sowie durch die Erhdhung der Bran-
chenvielfalt soll die Innovationsfahigkeit innerhalb der Region erhdht und die Anfélligkeit bei
Krisensituationen verringert werden.

Zu den Adressaten dieser MalRnahmengruppe zéahlen Unternehmerinnen und Unternehmer, die
Betriebe aus den Bereichen Produktion, Handel und Dienstleistung erstmals griinden. Beson-
deres Augenmerk wird dabei auf jene Unternehmensgriindungsvorhaben gelegt, die durch ihre
innovative Auspragung geeignet sind, starkere Akzente im Sinne der volkswirtschaftlichen
Zielsetzungen zu setzen.

Vorgesehene Begunstigte:

Natdrliche und juristische Personen, die

« einen Produktionsbetrieb des industriell gewerblichen Sektors und/oder
* einen innovationsorientierten, produktionsnahen Dienstleistungsbetrieb
grinden.

MaRnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Steirische WirtschaftsférderungsgesmbH
(SFG)

MalRnahme 1.3: Modernisierung von Unternehmen

Ziele:

Unterstitzung der Erweiterung und Modernisierung bestehender Unternehmen und Starkung

ihrer Wettbewerbsfahigkeit insbesondere durch die Férderung von:

» Betriebserweiterungen mit einer grundlegenden Verbesserung der Dbetrieblichen
Produktionsstruktur

e Einfihrung neuer Technologien, ressourcenschonender Produktionsverfahren und Aufbau
neuer Fertigungslinien

» Schaffung der Voraussetzungen zur Herstellung neuer Produkte

e Durchfiihrung von strukturverbessernden MalRnahmen

e Implementierung und innovative Anwendung neuer Medien, neuer Hard- und Softwarelésun-
gen (Internet und alle damit verbundenen Online-Anwendungen)

e Einfihrung moderner Informations- und Telekommunikationstechnologien fiir neuartige
Einsatzbereiche

e Unterstiitzung von Projekten in den TIME-Bereichen

Beschreibung:

Neben der Schaffung von qualitativ hochwertigen zuséatzlichen Arbeitsplatzen in neuen Unter-
nehmen kommt der Sicherung bestehender Arbeitsplatze im industriell-gewerblichen Sektor
durch Unterstitzung von entsprechenden Modernisierungsmaflinahmen besondere Bedeutung
zu. Durch die zunehmende Verflechtung der Industriebetriebe mit den in der Region ansassigen
KMU hat die Starkung der Industriebetriebe auch positive Auswirkungen auf die vor- und
nachgelagerten Wirtschaftsbereiche (KMU) als Zulieferer. Die férderbaren MalRhahmen in die-
sem Bereich umfassen demzufolge industriell/gewerbliche Projekte — unabhangig von der Be-
triebsgréRe — zur Einfihrung neuer Technologien und dem Aufbau neuer Fertigungslinien sowie
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zur Modernisierung der Produktionsablaufe und der betrieblichen Organisation. Dies schlief3t
auch die Entwicklung und innovative Anwendung der neuen Technologien im sogenannten
TIME-Bereich (Telekommunikation, Information, Medien, Elektronik) und die Implementierung
dieser neuen unternehmensrelevanten Informations- und Kommunikationstechnologien auf allen
Ebenen der Unternehmensstruktur mit ein.

Diese MalRnhahme dient demzufolge dazu die Bedingungen fiir die Betriebserweiterung und be-
triebliche Modernisierung zu verbessern. Darliber hinaus gilt es auch im einzelbetrieblichen Be-
reich dem Standortfaktor Umwelt Rechnung zu tragen und eine umweltvertraglichere Orientie-
rung der Betriebe zu férdern.

Vorgesehene Begunstigte:

Nattrliche und juristische Personen, die

« einen Produktionsbetrieb des industriell gewerblichen Sektors fihren und/oder
« innovationsorientierte, produktionsnahe Dienstleistungen anbieten.

MaflRnahmenverantwortliche Fdrderungsstelle: Steirische WirtschaftsforderungsgesmbH
(SFG)

MalRnahme 1.4: Verbesserunqg der Unternehmensstruktur von KMU

Ziele:
* Verbesserung der Unternehmens- und Finanzierungsstruktur von bestehenden und neu
gegrindeten Unternehmen

Beschreibung:

Diese MaRRnahme dient der Forderung von Schwerpunktinvestitionen, die die Dynamik von
bestehenden und neugegriindeten sowie Ubernommenen kleinen und mittleren Unternehmen
(im Sinne der EU-Definition) starken.

Voraussetzung hierfir ist die Erfiillung eines der folgenden wirtschaftspolitischen Schwerpunkte:

» Erzeugung/Erbringung innovativer bzw. qualitativ héherwertiger Produkte/Dienstleistungen
e Entwicklung und Anwendung neuer Technologien

e Energieeinsparung, sparsame Nutzung von knappen Rohstoffen incl. Recycling

» zwischen- und Uberbetriebliche Kooperationen und Clusterbildungen

» Verbesserung der Lehrlingsausbildung

Gefordert werden materielle (z.B. Baulichkeiten, Maschinen, Einrichtung) und immaterielle
Investitionen (z.B. Industrial Design, Marketing, Innovation, Qualifikation).

Vorgesehene Beglinstigte:
« Kleine und mittlere Unternehmen aller Branchen

MaRnahmenverantwortliche Forderungsstelle: BURGES Forderungsbank
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MaRRnahme 1.5: Umweltférderung

Ziele:

Im Sinne einer nachhaltigen Regionalentwicklung zielt diese MalRnahme auf Aktivitdten zur
mittel- und langfristigen Sicherung und Verbesserung der Lebens- und Umweltqualitat ab.
Abgestimmt auf die regionalen Bedurfnisse werden regionalwirtschaftlich bedeutsame Umwelt-
und Energieprojekte (mit priméar nicht-landwirtschaftlichen Bezug), insbesondere zur Forcierung
erneuerbarer Energietrager entsprechend dem Weil3buch der Europdischen Kommission sowie
zur  Erfullung der Kyoto-Verpflichung geférdert. Ebenso sollen  Aktivitdten — mit
gemeinschaftsforderndem Charakter, die der Hebung der Lebensqualitdt dienen, gefordert
werden.

Der Realisierung von Umwelt- oder Energieprojekten sowohl auf betrieblicher als auch auf
infrastruktureller Ebene kommt eine entscheidende regionalwirtschaftliche Bedeutung zu, da
durch die Entwicklung und Anwendung neuer umweltschonender Technologien Wettbewerbs-
und Know-how Vorteile in der Region erzielt werden konnen, die auch positive
Beschaftigungseffekte nach sich ziehen.

Beschreibung:

Die Umstellung von Betrieben auf umweltvertragliche Produktionsverfahren ("Cleaner Pro-
duction”) ist ein wesentlicher Bestandteil der Nachhaltigkeitsstrategien wie sie im nationalen
Umweltplan festgelegt wurden. Im Rahmen dieser Programmschiene sollen daher MaRhahmen
zum sparsamen Ressourceneinsatz sowie zur Vermeidung oder Verringerung von
Wasseremissionen, von Luft- oder Larmemissionen im Produktionsprozess gefordert werden.
Ebenfalls sollen Projekte zur Vermeidung, Verringerung und Entsorgung von Abféallen unterstitzt
werden kénnen.

Zur Umsetzung der im WeiBbuch der Europdischen Kommission ,Energie fur die Zukunft,
beschriebenen Malinahmen sollen in dieser Programmschiene Projektkategorien geférdert
werden, die vor allem fir strukturschwache Gebiete nachhaltige Entwicklungspotenziale bieten.
Die Nutzung der regional vorkommenden erneuerbaren Energietrager fuhrt zur Starkung von in
der Region ansassigen kleinen und mittleren Unternehmen und damit zur Erhéhung der
regionalen Wertschopfung. Die in diesem Bereich forderungsfahigen Mal3nahmen entsprechen
auch den Prioritatensetzungen der Leitlinien und tragen wesentlich zur Umsetzung des
nationalen Kyoto-Zieles bei.

Forderungsfahig sind dabei Mallnahmen zur Vermeidung oder Verringerung von
Umweltbelastungen durch klimarelevante Schadstoffe, insbesondere durch Kohlendioxid aus
fossilen Brennstoffen.

Dem Prinzip einer nachhaltigen Entwicklung dienen auch Mal3Bhahmen, die zu einem sparsamen
Energietragereinsatz fuhren. In dieser Malinahme sollen daher Projekte zur Einsparung,
effizienteren Bereitstellung und Nutzung von Energie unterstitzt werden. Die dadurch erzielbare
Senkung der Betriebskosten bzw. der Abhangigkeit von der Energiepreisentwicklung fuhrt
zudem zu einer Starkung der betrieblichen Wettbewerbsposition und somit zu einer
nachhaltigen Verbesserung der Wirtschaftsstruktur in den betroffenen Regionen.

Vorgesehene Begunstigte:
Natirliche und juristische Personen die Umweltmallnahmen im  Sinne des
Umweltférderungsgesetzes (UFG) setzen.

Malnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Kommunalkredit Austria AG
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2. Forderung wettbewerbsféahiger Standorte und Vorbereitung auf die Informa-
tionsgesellschaft

MaRnahme 2.1: Errichtung / Erweiterung von Impulszentren

Ziele:

e Ausbau und Modernisierung der Versorgung mit wirtschaftsnahen und technologischen
Infrastrukturen in der Region

* Vernetzung und Profilierung der bestehenden Impulszentren

Beschreibung:

Die vorausschauende Sicherung bzw. ErschlieBung von Industrie- und Gewerbeflachen sowie
die Errichtung und Erweiterung von Industrie- und Gewerbezonen und -parks stellt ein
wirkungsvolles Instrument zur Attraktivierung der Region beziglich der Ansiedlung bzw.
Grindung von Unternehmen und damit gleichzeitig auch zur Schaffung zusatzlicher Arbeits-
platze in der Region dar. Starke Impulse gehen von der Errichtung und Erweiterung beste-
hender Forschungszentren sowie Technologieparks und Grinderzentren aus, welche insbe-
sondere technologisch anspruchsvollen KMU nicht nur entsprechende Raumlichkeiten sondern
auch Beratungsdienstleistungen zur Verfugung stellen. Durch die Férderung derartiger Projekte
wird ein direkter Anreiz zur Griindung bzw. Ansiedlung neuer Unternehmen geboten und kann
gleichzeitig die Schaffung neuer qualifizierter Arbeitsplatze unterstitzt werden.

Daruber hinaus sollen folgende integrierte Aktionen innerhalb der MaZnahme erfolgen:

« Ausbau und Profilierung der bestehenden und projektierten Impulszentren

e Sicherung und bedarfsgerechte Entwicklung von uberregional bedeutsamen Industrie- und
Gewerbeflachen

* Implementierung entsprechender Telekommunikations- und Netzwerkstrukturen

e Vernetzung der Impulszentren untereinander bzw. mit den regionalen Wirtschaftspartnern
(insbesondere KMU)

Vorgesehene Begunstigte:
» Regionale Trager, gemischte o6ffentlich-private Gesellschaften
e Tragergesellschaften von Impulszentren

MalBnahmenverantwortliche Fdrderungsstelle: Steirische WirtschaftsférderungsgesmbH
(SFG)

MaRnahme 2.2: Uberbetriebliche Forschung und Innovation

Ziele:

1. F&E-Infrastruktur:
Mit der Starkung der F&E-Infrastruktur im Ziel 2-Gebiet soll die dringend notwendige An-
hebung und Intensivierung der Forschungstatigkeit und Innovationsfahigkeit, damit auch
letztlich der Wettbewerbsfahigkeit von Betrieben im Ziel-Gebiet flankierend unterstiitzt
werden. Damit sollen im Zielgebiet qualitatsmaRig Verhaltnisse erreicht werden wie sie in
wirtschatftlich florierenden Gebieten Standard sind.
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2. Uberbetriebliche F&E-Projekte:
Mit der Unterstltzung Uberbetrieblicher F&E-Projekte (Pilot- und Demonstrationsprojekte)
sollen neue Techniken und Verfahren, die noch nicht auf breiter Basis am Markt eingefuhrt
sind und die eine regionale Beispielswirkung haben und damit in der Folge regionale
wirtschaftliche Impulse bewirken koénnen, insbesondere in den Bereichen Energie und
Umwelt, Cleaner Production sowie nachhaltiges Wirtschaften erprobt, demonstriert und
verbreitet werden. Damit soll auch ein Beitrag zur Steigerung der Nachhaltigkeit in der
regionalen Gesamtsicht im Sinne der nachhaltigen Bewirtschaftung der gesamten regionalen
Ressourcen einschliel3lich Beitrdge zur Erhéhung der regionalen Energietrager und der
damit verbundenen Erh6hung der regionalen Wertschdpfung erreicht werden. Damit
verbunden ist auch ein Beitrag des Landes als Klimabindnispartner zur Erreichung des
Kyoto-Zieles sowie zur Umsetzung des Weil3-Buches der Europaischen Union fir den
Einsatz erneuerbarer Energien.

Beschreibung:

Diese Malinahme ist wesentlicher Bestandteil zur Erreichung des Leitzieles: ,Verbesserung und
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit bestehender Unternehmen, insbesondere von KMU, durch
die Forderung von Forschung und Entwicklung auf betrieblicher und tGberbetrieblicher Ebene.”

Die Forderung von F&E auf Uberbetrieblicher Ebene teilt sich in zwei Bereiche:

1. Ausbau und Weiterentwicklung der F&E-Infrastruktur:
Die Uberbetriebliche F&E-Infrastruktur umfasst alle nicht auf Gewinn ausgerichtete
Einrichtungen, in denen F&E entweder generell zur Gewinnung und Erweiterung von Know-
how in bestimmten Bereichen betrieben wird oder in denen F&E gemeinsam mit industriell
gewerblichen Betrieben bzw. fur solche durchgefiihrt werden. Dies werden in der Regel
auBBeruniversitare Forschungseinrichtungen sein, aber auch regionale Forschungsinstitute,
die an Innovations- und sonstigen Forschungszentren angesiedelt sind sowie Einrichtungen,
deren Aufgabe der Transfer von Forschungsergebnissen zu den einschlagigen Betrieben ist.

2. Forderung von Forschung und Entwicklung, Innovation:
Es sind Forschungsprojekte angesprochen, die Pilot- und Demonstrationscharakter haben
und die auf Uberbetrieblicher Ebene zur Marktaufbereitung in bestimmten thematischen
Bereichen beitragen sollen.

Vorgesehene Beglinstigte:

e nicht auf Gewinn ausgerichtete F&E-Einrichtungen einschlieBlich F&E-intensiver universi-
tarer Ausbildungseinrichtungen

» Uberbetriebliche Technologie-Transfer-Einrichtungen

* Gemeinden, Zusammenschlisse von Gemeinden

MaRnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steiermarkischen Landesregierung,
Abteilung fur Wissenschaft und Forschung (AAW)

MalRnahme 2.3: Forschung, Entwicklung und Innovation in Unternehmen

Ziele:
Durch diese MalRnahme soll das technische Know-how der Unternehmen und das Innovati-
onspotenzial gestarkt werden, insbesondere durch
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» die Unterstitzung der F&E-Vorhaben von regional wirtschaftenden Unternehmen, insbe-
sondere von KMU

e die Forderung der Anwendung von neuen Technologien in Unternehmungen

» die Stimulierung von F&E-Projekten unter Einbeziehung von Forschungsinstituten sowie
anderer Know-how-Trager

< die Unterstltzung der Beteiligung von KMU an den Technologieprogrammen der EU

« die Stimulierung der F&E-Aktivitdten von Betrieben in Branchen mit niedrigem Innovati-
onspotenzial

e Stimulierung von Innovationsaktivitdten in Innovationsschwellen-Betrieben durch Transfer
von Know-how und Qualifikation der Belegschaft

Beschreibung:

Das Fehlen von Forschungs- und Entwicklungsabteilungen in vielen Unternehmen, insbeson-
dere in den kleinen und mittleren Unternehmen, fuhrt zu Informationsméngel fur die Steuerung
von Innovationsprozessen. Die Unternehmen sind daher im verstarkten Mafle auf Ko-
operationen mit Universitdten und aul3eruniversitaren Forschungseinrichtungen angewiesen,
sowie auch auf Informationen von Forschungs- und Technologietransfereinrichtungen. Die
Forderung von betrieblicher und kooperativer Forschung und Entwicklung soll durch die Aus-
einandersetzung mit neuen Technologien die Wettbewerbschancen wahren bzw. verbessern.

Im Rahmen dieser MalRnahme werden Vorhaben der industriellen Forschung und der vor-
wettbewerblichen Entwicklung von natirlichen und juristischen Personen, die fur die Osterrei-
chische Volkswirtschaft von Bedeutung sind, auf Antrag geférdert.

Im Rahmen der industriellen Forschung sollen Erkenntnisse gewonnen werden, die zur Ent-
wicklung neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen sowie zur Verwirklichung erheblicher
Verbesserungen bei bestehenden Produkten, Verfahren und Dienstleistungen geniitzt werden
koénnen.

Bei den vorwettbewerblichen Entwicklungsvorhaben erfolgt die Umsetzung dieser Erkenntnisse
in neue, geanderte oder verbesserte Produkte, Verfahren und Dienstleistungen.

Die beantragten Vorhaben kdnnen samtliche technologische Bereiche umfassen.

Dartber hinaus sollen Beratungsleistungen von externen Beratern mit héherer technischer

Ausbildung bzw. Kenntnissen in Projektmanagement und TQ-Know-How, die projektbezogen

und zeitlich begrenzt den Unternehmen zur Verfigung stehen, gefordert werden.

Dabei werden die Unternehmen vornehmlich bei folgenden Aufgabenstellungen unterstitzt:

« Umsetzung eines Innovationsprojektes (Produkt- und/oder Verfahrensinnovation) im Un-
ternehmen

» ldentifizierung von weiteren ,innovationsbedurftigen* Geschéftsfeldern des Unternehmens

» Unterstutzung der Bewusstseinsbildung fir einen kontinuierlichen Innovationsprozess

Vorgesehene Beglnstigte:

Betriebe  der  gewerblichen  Wirtschaft, = Gemeinschaftsforschungsinstitute,  andere
wissenschaftliche Institute bzw. deren Rechtstrager, Organisationen der gewerblichen
Wirtschaft, Einzelforscher und Arbeitsgemeinschaften.

Maflnahmenverantwortliche Foérderungsstelle: Forschungsférderungsfonds fir die gewerb-
liche Wirtschaft (FFF)
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MaRRnahme 2.4: Vernetzung, Beratung und Wissenstransfer

Ziele:

« Schaffung eines Kooperationsklimas und Uberwindung von mentalen Barrieren fiir die
Zusammenarbeit

e Stimulierung von Cluster-Projekten

« Entwicklung neuer Produkte und Verfahren, inkl. Produktfindungsprozesse

e Forderung von Beratung, Know-how-Transfer und immateriellen Investitionen von
Unternehmen im Zusammenhang mit Ansiedlungs-, Griindungs, Modernisierungs- und F&E
Aktivitaten

Beschreibung:

Durch die Unterstitzung von Unternehmensvernetzungen sollen Synergieeffekte auf
Unternehmens- und Uberbetrieblicher Ebene bewirkt werden. Die Anpassung in der Produktion
bei gleichzeitiger Nutzung von arbeitsteiligen Geschéaftsprozessen nach MalRgabe der
vorhandenen Kernkompetenzen und einer Hand-in-Hand gehenden Verédnderung der
Zuliefererstrukturen  sollte  eine  Verbesserung der  wettbewerbs- wie  auch
beschaftigungspolitischen Situation bewirken, womit den Kooperations- und
Vernetzungsbemuhungen der Steirischen Wirtschaftspolitik Rechnung getragen werden kann.

Gleichzeitig ist diese Mal3Bnahme auch geeignet, eine Verbesserung des Qualifikationsniveaus
herbeizufihren. Entweder indem in Netzwerken ein entsprechender Wissenstransfer bei den
Kooperations- / Netzwerkpartnern in die Wege geleitet wird, oder indem Unternehmen beim
Erwerb der zur Durchfuhrung ihrer Vorhaben erforderlichen Fachkenntnisse mittels
QualifikationsmalRnahmen auf einzel- oder Uberbetrieblicher Ebene unterstitzt werden.

Durch diese MaRnahme soll aber auch eine breite Palette an ,soft- Aktivititen geférdert
werden, die fir die Realisierung von betrieblichen Projekten notwendig sind. Dazu zahlt
insbesondere die Férderung von Beratung, Produktfindung und immateriellen Investitionen (z.B.
Industrial Design, Marketing, Innovation).

Vorgesehene Begunstigte:
Natdrliche und juristische Personen bzw. deren Zusammenschliisse aus dem Produktions- bzw.
produktionsnahen Dienstleistungsbereich

Malnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Steirische WirtschaftsférderungsgesmbH
(SFG)

MaRRnahme 2.5: Vorbereitung auf die Informationsgesellschaft

Ziele:

Mit Hilfe neuer Informations- und Kommunikationstechnologien, welche auch neue
Quialifizierungs- und  Arbeitsmethoden bedingen, sollen die Uberbetrieblichen
Standortbedingungen in der Steiermark verbessert, berufliche Qualifikationen erhdht, ein Beitrag
zur Strukturverbesserung geleistet und zum wirtschaftlichen Wachstum benachteiligter
Regionen beigetragen werden. Im Vordergrund steht dabei die Schaffung bzw. Starkung
regional, national und international wettbewerbsfahiger wirtschaftlicher Netzwerke.

In regional- und strukturpolitischer Hinsicht verfolgt das bestehende Fo6rderungsprogramm
schwerpunktmdaRig folgende Zielsetzungen:
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» Starke Leitsektoren und unternehmensbezogene Dienstleistungen der steirischen Wirtschaft
durch den Einsatz von Informations- und Kommunikationstechnologien dynamisch zu
entwickeln.

« Die nachteilige wirtschafts- und verkehrsgeografischen Lage der Steiermark durch die
Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien auszugleichen.

e Den Informations- und Kommunikationstechnologie-Sektor der steirischen Wirtschaft weiter
auszubauen, um der starken Beschéaftigungsverlagerung von traditionellen Sektoren
Rechnung zu tragen.

Beschreibung:

Neue Technologien und weltweite Hochgeschwindigkeits-Datennetze prégen immer stérker
unser Leben. Neue Informations- und Kommunikationstechnologien schaffen vdllig neue
Mdglichkeiten fiir die soziale und wirtschaftliche Entwicklung einer Region. Sie stellen aber auch
eine neue Herausforderung dar.

Ziel dieser MalRnahme ist es neue Informations- und Kommunikationstechnologien auf allen
Ebenen des Wirtschafts- und Bildungsbereiches zu implementieren und deren Nutzung
nachhaltig zu unterstitzten, vorrangig durch umfassende Diffusion in Richtung KMU und Aufbau
eines regionalwirtschaftlichen Starkefelds im Bereich e-business.

Die Schwerpunkte der Férderungen liegen insbesondere in:

* Unterstutzung der Griindung und des Wachstums von branchenmafig und/oder regional
vernetzten Kooperationen.

« Malinahmen zur nachhaltigen Bewusstseinsbildung bezlglich der Einsatzméglichkeiten der
Informations- und Kommunikationstechnologien.

 FErhaltung wund Schaffung qualifizierter Arbeitsplatze sowie Maflinahmen zur
Hoherqualifizierung von Arbeitskraften.

e Unterstitzung der Entwicklung und des Einsatzes innovativer Anwendungen von
Informations- und Kommunikationstechnologien.

e Schaffung und Verbesserung von tberbetrieblichen Infrastruktureinrichtungen.

Vorgesehene Beglinstigte:

* Non-Profit-Organisationen

* Gemeinden

« Korperschaften offentlichen Rechtes, natirliche Personen und sonstige Rechtssubjekte
e Unternehmenskooperationen

MalRnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steiermarkischen Landesregierung,
Landesbaudirektion - Referat fir Informations- und Kommunikationstechnik (LBD-IKT)

MaRRnahme 2.6: Beratungsleistungen fir KMU

Ziele:

Ziel der Forderungsmaflinahmen aufgrund dieser Richtlinie ist die Verbesserung und Starkung
der Wettbewerbsféahigkeit bestehender Unternehmen. Insbesondere beziehen sich die Zielset-
zungen der betrieblichen Beratungen auf:

« die Erfassung der derzeitigen Betriebsabldufe und deren Analyse

» das Erkennen der von Starken und Schwéachen im Unternehmen

« die Erarbeitung von zukinftigen Entwicklungsméglichkeiten

» die Erarbeitung von Rationalisierungsmdglichkeiten
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» Erarbeitung von Branchenkonzepten

< Hilfestellungen in allen umweltrelevanten Fragen, wie Abfall- und Emissionsminimierung
bzw. -vermeidung, Energiekonzepten, Nachhaltigkeit

» Prifung der Einfuhrungsmdoglichkeiten neuer Technologie- und Verfahrensinnovationen

* Unternehmensbezogene Beratung tber konkrete Einsatzmdglichkeiten der Telekommunika-
tion und Schaffung von virtuellen Angebotsgruppen

« Ausarbeiten von Marketingkonzepten

« Hilfestellung in den Bereichen Unternehmensplanung und Managementstrategien

* Suchen neuer Motivationsmoglichkeiten im Fuihrungsverhalten

e Erkennen und Nutzen von Kooperationsmoglichkeiten

e Hilfestellung in der Optimierung des Rechnungswesens und des Controllings

« Erarbeitung von Investitionskonzepten (Finanzierungsscheck) und Kostenminimierungs-
konzepten

» Hilfestellung fur die Internationalisierung und die Nutzung auslandischer Méarkte

e Erarbeitung von Managementkonzepten zu den Themen: Qualitat (ISO 9000, VDA 6.1, QS
9000, Total Quality, etc.), Umwelt (EMAS, ISO 14000, etc.) Hygiene (HACCP) und Sicher-
heit (Evaluierung, Generic, etc)

* Assistenz bei Betriebsneubau und -erweiterungen mit Schwerpunkt behérdliche Einreichung

« Hilfe bei Fragen der Produktsicherheit (CE-Kennzeichen, etc.)

Beschreibung:

Die Betriebsberatungen des Wirtschaftsférderungsinstitutes sind ein Unternehmerservice der
Wirtschaftskammer Steiermark, um besonders den kleinen und mittleren Unternehmen eine
Hilfestellung in der Analyse ihrer internen Betriebsabldufe und in der friihzeitigen Erkennung
eventueller zukunftiger Entwicklungschancen zu geben, sowie Losungsmdglichkeiten bei Fehl-
entwicklungen anzubieten.

Vorgesehene Beglnstigte:
Jedes Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft im Sinne der GewO 1994, welches sich im
Forderungsgebiet befindet, ist einmal pro Jahr und Beratungsart antragsberechtigt.

Malnahmenverantwortliche Férderungsstelle: Wirtschaftsforderungsinstitut der Wirtschafts-
kammer Steiermark (WIFI)
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3. Forderung der Entwicklungspotenziale von integrierter Regionalentwicklung,
Tourismus und Kultur

MaRRnahme 3.1: Nicht gewerbliche Tourismus-Infrastruktur, Marketing und Werbung

Ziele:

Mit diesem MalRRnahmenprogramm sollen gebietsspezifische und nachfrageorientierte Ange-
botsprofile je nach Potenzialen und Chancen entwickelt werden. Dies soll im Rahmen von Er-
weiterungen, Anpassungen und Neuerrichtungen von entsprechenden Infrastruktureinrichtungen
sowie die Starkung des Marketings durch professionell gefuihrte regionale Einrichtungen mit
dem Schwerpunkt ,touristische Leitprojekte” realisiert werden. Die Marketingmal3nhahmen mis-
sen vor allem auf Uberregionale, vermarktbare Einheiten mit einer gewissen Angebotsgréfie
konzentriert werden.

Beschreibung:

Um die in einigen Regionen hohe Bedeutung des Wirtschaftsfaktors Tourismus zu sichern und
kiinftig zu steigern und um in den zur Zeit noch als entwicklungsschwach einzustufenden Regi-
onen touristische Impulse zu setzen ist der Ausbau und die H6herqualifizierung der touristischen
Infrastruktur erforderlich. Weiters sind aufgrund des unterschiedlichen Entwicklungsstandes und
der verschiedenen naturraumlichen Voraussetzungen fur den Tourismus gezielte Ma3nahmen
in Marketing und Werbung (vom Aufbau leistungsfahiger touristischer Organisationen bis zur
Sicherung und Starkung der internationalen Konkurrenzfahigkeit und Marktpréasenz mit hoher
Professionalitat) unbedingt notwendig.

Vorgesehene Begunstigte:

e (Gemeinnutzige) Vereine und Verbande
* Non-Profit-Organisationen

e Einzelpersonen

e Sonstige Projekttrager

MaRnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steierméarkischen Landesregierung,
Tourismusabteilung (TA)

MafRnahme 3.2: Gewerbliche Tourismus-Infrastruktur und Angebotsentwicklung

Ziele:

Ziel der Forderung ist die Erhaltung bzw. Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit sowie die
Sicherung und Schaffung von Beschaftigung von bestehenden Tourismusunternehmen. Dies
soll durch Hoherqualifizierung der touristischen Infrastruktur im Einklang mit qualitatssteigenden
MafRnahmen gewahrleistet werden.

Beschreibung:

Mit diesem Mallnahmenprogramm sollen gebietsspezifische und nachfrageorientierte Ange-
botsprofile je nach Potenzialen und Chancen entwickelt und im Rahmen von Erweiterungen,
Anpassung und Neuerrichtungen von entsprechenden Infrastruktureinrichtungen realisiert wer-
den. Prioritat hat der Aus- u. Aufbau von touristischen Leitprojekten, um bestehenden Auslas-
tungsschwéachen entgegenzuwirken, Saisonen zu verlangern und neue Gasteschichten zu er-
schliel3en.
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Vorgesehene Beglnstigte:
« KMU
e Sonstige Rechtstrager

MaRBnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steiermarkischen Landesregierung,
Tourismusabteilung (TA)

MaRnahme 3.3: Gewerbliche Investitionen und Leitbetriebe

Ziele:

Mit dieser MalRnahme soll die Wettbewerbsfahigkeit erhalten bzw. verbessert sowie die
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplatzen in bestehenden Tourismusunternehmen unterstitzt
werden.

Beschreibung:

Die Tourismusbranche leistet in vielen Regionen einen erheblichen Beitrag zur regionalen Wert-
schopfung und Beschaftigungssicherung. Vorrangig ist die Verbesserung des betrieblichen Be-
herbergungs- und Verpflegungsangebotes anzustreben. In fast allen Teilregionen ist die Forde-
rung von Ausstattungsinvestitionen insbesondere zur Anhebung der Qualitdt des Bettenange-
botes und zur Beseitigung qualitativer Mangel in der Bettenstruktur notwendig. Mit der
Qualitatsoffensive soll zumindest ein Teil der bestehenden touristischen Strukturen auf einen
vermarktbaren Standard gebracht und neue Leitstrukturen in Gebieten mit entsprechenden
touristischen Potenzialen geschaffen werden.

Vorgesehene Begunstigte:
« KMU
e Sonstige Rechtstrager

MaRnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steierméarkischen Landesregierung,
Tourismusabteilung (TA)

MalRnahme 3.4 Foérderung von kulturellen Projekten und Initiativen sowie Schaffung und
Verbesserung von Infrastruktur

Ziele:

Mit der gegensténdlichen Forderungsmal3nahme sollen regionale Kulturinitiativen und -projekte
ermoglicht bzw. gestarkt werden, mit dem Ziel, eine Aufwertung der jeweiligen Region zu errei-
chen und somit deren Attraktivitat fir den Tourismus, aber auch fir Investoren von auf3erhalb zu
erhéhen.

Kulturelle Projekte von Uberregionaler Bedeutung, die ohne o6ffentliche Zuwendung aufgrund der
fehlenden Anreizfunktion kaum umgesetzt werden kénnten jedoch fir die wirtschaftliche Ent-
wicklung maf3geblich sind, sollen durch diese Malinahme realisierbar werden.

Ziel der Malinahme ist weiters die Schaffung und Erhaltung einer sowohl regionalen als auch
Uberregionalen Infrastruktur, die fur das Entstehen bzw. flr die Arbeit kultureller Initiativen von
grundlegender Bedeutung ist. Hierzu zahlt genauso die Nutzung bzw. Nutzbarmachung histo-
risch wertvoller Bausubstanzen fur kulturelle und touristische Zwecke wie die Uberregionale
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Vernetzung der Kulturszene und die Unterstlitzung von Vermarktungsinitiativen. Darliber hinaus
sollen kulturelle Gro3projekte mit Aussicht auf eine nachhaltig positive Beeinflussung einer Re-
gion unterstutzt bzw. forciert werden.

Durch die Umsetzung der Mallnahme soll das Beschaftigungspotenzial im gesamten Kultur-
sektor und in der Folge in allen relevanten Wirtschaftsbereichen nachhaltig genutzt bzw. ge-
starkt werden.

Beschreibung:

Bei der Entwicklung und Steigerung der Attraktivitat einzelner Regionen und der Schaffung zu-
satzlicher Arbeitsplatze kommt dem Kultursektor eine immer gréRere Bedeutung zu. Nunmehr
stellt sich die Aufgabe, diese synergetischen Entwicklungen durch gezielte MalRnahmen zu for-
dern, zu starken und auszubauen. Dabei soll insbesondere die Férderung von kulturellen Initiati-
ven und Projekten als auch die Schaffung und Verbesserung der kulturellen Infrastruktur unter-
stitzt werden. Durch die Unterstitzung von Marketingmafinahmen soll nicht zuletzt auch der
Aufbau eines Marktes fur kulturelle Angebote geférdert werden.

Die Existenz einer funktionierenden und modernen Infrastruktur ist Voraussetzung fur das Ent-
stehen und Uberleben kultureller Initiativen und Projekte. Die Schaffung und Erhaltung einer
solchen Infrastruktur sowie eine Anhebung der Qualitat einzelner Standorte fur kulturelle Aktivi-
taten sind weitere Inhalte dieser MaRnahme.

Vorgesehene Beglnstigte:

* Vereine und Verbande

* Einzelpersonen

« Gemeinnitzige Einrichtungen und Non-Profit-Organisationen
* Gemeinden

e sonstige Projekttrager

MaRnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steierméarkischen Landesregierung,
Kulturabteilung

MaRRnahme 3.5: Forderung von regionalen Entwicklungsleitbildern und -konzepten,
Regionalmanagement, Regionalbetreuung und regionalen Initiativen

Ziele:

Leitziel aller Férderungen ist die Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit der Regionen des Landes
im Sinne einer rdumlich ausgewogenen, eigensténdigen und nachhaltigen Entwicklung. Erreicht
werden soll dies durch:

» die Erarbeitung und Umsetzung integrierter regionaler Konzepte,

e die Unterstltzung regionaler Kooperationsstrukturen,

» verstarkten Informationstransfer,

* regionale Netzwerkbildungen und

* eine entsprechende Aktivierung des endogenen Potenzials.

Durch diese koordinierten und integrierten Entwicklungsmalinahmen soll ein Beitrag zum
wirtschaftlichen Wachstum dieser Regionen erzielt werden.

Durch die Unterstitzung von Regionalmanagementstellen (RM) soll die Vernetzungs- und
Koordinationsfunktion in den Regionen zwischen allen beteiligten Partnern sowie das
Management dieser regionalen Entwicklungsplattform geférdert werden. Dabei sollen regionale
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Schwerpunkte, wenn sie zusatzlich mit allgemeinen EU-Politiken korrespondieren (z.B. Gender
mainstreaming, Umwelt, Beschaftigung) besondere Berlcksichtigung finden.

Beschreibung:

Die ErschlieBung des endogenen Potenzials der Region stellt einen der wichtigsten
Ansatzpunkte fur die Stimulierung der wirtschaftlichen Entwicklung und Umstrukturierung der
steirischen Zielgebiete dar.

Regionale Entwicklungsverbande und Initiativen sollen unter Berilicksichtigung Ubergeordneter
Vorgaben Leitbilder und Konzepte mit abgestimmten und umweltvertraglichen Leitprojekten fur
die rdumliche wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung der Region erarbeiten.

Die Entwicklung und Umsetzung von Projekten und MaRnahmen scheitert oft an den fehlenden
oder mangelnden Umsetzungsstrukturen im Férderungsgebiet.

Der gesamte Prozess der Entwicklung in der Region soll durch ein professionelles
Regionalmanagement unterstitzt werden, wobei dessen Aufgaben im wesentlichen in der
Vernetzung der regionalen Akteure und in der Projektentwicklung liegen. Auch soll die
Umsetzung der Programmziele — wo méglich - generell unterstutzt werden.

Die Forderung regionaler Initiativen hat den Zweck, Initiativentrager vor allem in der
Anfangsphase durch Finanzierung von Beratungsleistungen so weit zu unterstiitzen, dass eine
eigenstandige Entwicklung erméglicht wird.

Mit der Forderung von integrierten Projekten, aber auch ortlichen und regionalen Strukturen soll
die Umsetzung von ldeen und Konzepten beschleunigt werden. Dabei sollen vor allem
kooperative Formen der Tragerschaft und Projektumsetzung forciert unterstitzt werden.

Als entwicklungspolitische Instrumente dazu dienen:

* Regionale Entwicklungsleitbilder und -konzepte,

* Regionalmanagement,

« Regionalbetreuung und

« die Steirische Forderungsaktion regional eigenstandiger Initiativen.

Vorgesehene Begunstigte:

Forderungswerber und Endbeglinstigte sind

» juristische Personen (wie z.B. Vereinigungen, Verbande, Vereine, durch Vertrag gebundene
ARGES, Regionalmanagementstellen, Kooperationen von Betrieben und Gemeinden) sowie

* Interessensgemeinschaften.

MaRnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steierméarkischen Landesregierung,
Referat fir Landes- und Regionalplanung (LBD-LRP)

4. Technische Hilfe fur die Programmumsetzung (EFRE)

MaRRnahme 4.1: Technische Hilfe im engeren Sinn

Ziele:
Sicherstellung der effizienten und effektiven Umsetzung, Begleitung, Bewertung und
Durchflihrung des Programms

Beschreibung:

e Personelle und materielle Ressourcen fur die Koordinierung und Umsetzung des Programms
e Aus- und Weiterbildung der fiir die Programmumsetzung verantwortlichen Dienststellen
* Prifungen und Vor-Ort-Kontrollen der Operationen
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* Vorbereitung, Auswahl, Beurteilung, Begleitung und interne Bewertung der Intervention und
der Operationen

e Sitzungen der Begleitausschiisse und —unterausschisse im Zusammenhang mit der
Durchfiihrung der Intervention

Vorgesehene Beglnstigte:
» Koordinations- und Durchfuhrungsstellen auf Programm- und Maflinahmenebene
* Sonstige Rechtstrager

Maflnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steiermérkischen Landesregierung /
Landesbaudirektion - Referat fiur Wirtschaftspolitik (LBD-WIP)

MaRRnahme 4.2: Sonstige Ausgaben im Rahmen der Technische Hilfe

Ziele:
Sicherstellung der effizienten und effektiven Umsetzung, Begleitung, Bewertung und
Durchfiihrung des Programms; Unterstiitzung von innovativen MaRhahmen

Beschreibung:
* Anschaffung, Errichtung und Bewertung eines EDV-Monitoring-Systems
e Auswertung der Daten des Monitoring-Systems

e  Studien, wissenschaftliche Untersuchungen, Entwicklungskonzepte und
Beratungsleistungen
e Evaluierungsarbeiten, Informations- und  Offentlichkeitsarbeit  (Veranstaltungen,

Publikationen etc.)
e Einzelentscheidungen fiir innovative Projekte, Pilotprojekte
¢ Nationaler und EU-weiter Erfahrungsaustausch
e Seminare und externe Bewertungen

Vorgesehene Begunstigte:

e Koordinations- und Durchfiihrungsstellen auf Programm- und MalRhahmenebene
» Projekttrager und —proponenten

e Sonstige Rechtstrager

MalBnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steiermarkischen Landesregierung /
Landesbaudirektion - Referat fur Wirtschaftspolitik (LBD-WIP)
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5. Forderung der Beschaftigung und der Humanressourcen (ESF)

MaRRnahme 5.1: Qualifizierung von Personen, die von Ausgrenzung am Arbeitsmarkt be-
droht sind

Ziele:

Das friihzeitige Erkennen von Qualifikationsbedarfen soll ermdglichen, dass die von am Ar-
beitsmarkt von Ausgrenzung bedrohten Personen rasch auf verédnderte Bedingungen am
Arbeitsmarkt vorbereitet werden. Die geforderte Flexibilisierung der Erwerbsgruppen soll durch
Anpassungsunterstitzung geférdert werden. Konfrontation mit marktorientierten Anforderungen,
die Starkung des Selbsthilfepotenzials und eine Verbesserung der Integrationschancen am
Arbeitsmarkt sollen durch die Vermittlung von Schlisselqualifikationen erzielt werden.

Zielgruppen dieser Mal3nahmen sind Personen, die durch strukturelle Veranderungen beson-
ders benachteiligt sind. Es sind dies im Besonderen altere Arbeitnehmerinnen, An- und Un-
gelernte, jugendliche Beschéftigte, Frauen und arbeitsuchende Personen.

Personalentwicklungsberatung:

Es wird erwartet, dass durch eine umfassende Beratungsleistung neue innerbetriebliche Wege
bei der Personalentwicklung realisiert werden, die progressive Verdnderungen von betrieblichen
Strukturen férdern.

Ziel der Personalentwicklungsberatung ist es, in Unternehmen sowie bei regionalen Akteuren
die Wirksamkeit und Effizienz von Aktivitdten im Aus- und Weiterbildungsbereich zu unterstiitzen
und deren Wertschopfung zu erhdhen. Dadurch soll auch der adaquate Einsatz von
Forderungsmitteln gesichert werden. Durch diese MaRhahmen soll das regionale Know-how in
allen aus- und weiterbildungsrelevanten Bereichen erhfht werden.

Ein weiteres Ziel ist es, im Sinne des Gender-Mainstreamings, bereits bei der PE-Beratung die
Forderung und Nutzung des Potenzials weiblicher Beschéftigter hervorzuheben.

Beschreibung:

Arbeitnehmerinnen mit unzureichender berufs- bzw. arbeitsplatzspezifischer Ausbildung sind
vom Strukturwandel im besonderen Mal3e betroffen. Erste Prioritdt hat die Unterstlitzung jener
Personen, die im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung, der Globalisierung und dem damit
verbundenen Anstieg an die Anforderungen an personlichen Fahigkeiten und Fertigkeiten im
Arbeitsumfeld besonders benachteiligt sind.

Durch den raschen und gleichzeitig nach den unterschiedlichen Problemlagen differenzierten
Einsatz von Instrumenten der aktiven Arbeitsmarktpolitik soll die Eingliederung in das Be-
schéftigungssystem erhoht, Zugang zu neuen Berufsfeldern geschaffen, sowie eine optimale
Nutzung und Starkung des regionalen Arbeitsmarkt-Potenziales erlangt werden.

Schwerpunkte der Forderungen:

e Unterstitzung der von Ausgrenzung Bedrohten bei der Anpassung an neue Qualifikati-
onserfordernisse

« Unterstiitzung beim Ubergang von Transitarbeitsplatzen zu regularen Beschéftigungsver-
haltnissen

* Malnahmen zur Bewusstseinsbildung und zur Einfuhrung neuer Lernformen

e ErschlieBung neuer Beschéftigungsfelder

« Entwicklung von Konzepten, die neue Lernmethoden und eine angemessene Lernumgebung
fur Lernungewohnte zum Inhalt haben

* Aufbau von Netzwerken zum Informations- und Wissenstransfer

Amt der Steiermérkischen Landesregierung 101




Zid 2 Steiermark EPPD

AuBerdem sollen in dieser MaRnahme auch die Umsetzungs- und Abwicklungsmechanismen
unterstitzt werden.

Die Foérderungsvergabe muss dabei auch in engem Konnex zu den MafRnahmen der EFRE

Schwerpunkte stehen:

e Forderung des Produktions- und Dienstleistungssektors

« Forderung wettbewerbsfahiger Standorte und Vorbereitung auf die Informationsgesellschaft

» Forderung der Entwicklungspotenziale von integrierter Regionalentwicklung, Tourismus und
Kultur

Personalentwicklungsberatung:

Die ,Personalentwicklungsberatung” ist der Qualifizierung vorgeschaltet und unterstitzt die
Unternehmen bei der Entwicklung ihres Qualifizierungsbedarfes auf der Basis von
langerfristigen Zielen und Strategien.

Vorgesehene Begunstigte:

e Unternehmen (insbesondere KMU)

e Tragerorganisationen

sofern sie Qualifizierungs- und Beratungsleistungen fur die oben erwdhnten Zielgruppen an-
bieten (altere Arbeitnehmerinnen, An- und Ungelernte, jugendliche Beschaftigte, Frauen und
arbeitsuchende Personen, wenn sie nicht aus Ziel 3 gefordert werden)

* Sonstige Rechtstrager

Die Abgrenzung der Schwerpunkte des Ziel 3 zum Ziel 2 Programm Steiermark ergibt sich
einerseits durch die FOrderungstatbestande, vor allem aber durch die unterschiedlichen
anspruchsberechtigten Foérderungswerber (Zielgruppen - vgl dazu Punkt 4.3.2) und den
integrierten Ansatz EFRE-ESF.

Die Abwicklung der MalRnahme erfolgt tber ein gemeinsam mit dem Arbeitsmarktservice (AMS)
erstelltes Programm.

MalBnahmenverantwortliche Forderungsstelle: Amt der Steiermarkischen Landesregierung,
Abteilung fur gewerbliche Berufsschulen (ABS)

MalRnahme 5.2: Innovative Qualifizierung in Unternehmen

Ziele:

Ziel der MaRRnahme ist es, jene Entwicklung der Humanressourcen zu unterstitzen, die er-

forderlich ist, um die mit den Foérderungen aus den EFRE-kofinanzierten MalRBhahmen beab-

sichtigten Entwicklungseffekte fur Unternehmen und Arbeitsmarkt optimal zu verstarken. Dies

umfasst insbesondere die

e Qualifizierung von Griinderinnen und Betriebsibernehmerlinnen

e Qualifizierung von in Unternehmen Beschaftigten

« Qualifizierung fur Beschaftigungsverhaltnisse in Unternehmen von Personen, an deren
Qualifizierung Interesse auf Seiten von Unternehmen besteht

Beratung:
Es wird erwartet, dass durch eine umfassende, qualifizierte, externe Beratungsleistung neue
Wege bei der Personalentwicklung und der Qualifizierung realisiert werden.
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Ziel der Beratung ist es, in Unternehmen sowie bei Akteuren des Bildungsbereiches die
Wirksamkeit und Effizienz von Aktivitaten im Aus- und Weiterbildungsbereich zu unterstitzen.
Dadurch soll auch der adaquate Einsatz von Férderungsmitteln gesichert werden. Durch diese
MafR3nahmen soll das regionale Know-How in allen aus- und weiterbildungsrelevanten Bereichen
erhoht werden.

Ein weiteres Ziel ist es, im Sinne des Gender-Mainstreamings, bereits bei der Beratung die
Forderung und Nutzung des Potenzials weiblicher Beschaftigter hervorzuheben.

Beschreibung der MalBnahme:

Qualifikationsengpasse und Mangel im Weiterbildungsangebot oder -verhalten konnen die
Wirksamkeit von EFRE-geftrderten Malinahmen erheblich beeintrachtigen. Mit dieser Mal3-
nahme sollen insbesondere jene Qualifizierungsinhalte und Beratungsleistungen incl.
unterstutzender Abwicklungsstrukturen gefordert werden, die fir eine erfolgreiche Umsetzung
des Ziel 2 Programms erforderlich scheinen, und nicht gleichzeitig aus Ziel 3 gefordert werden
kénnen. AuRerdem soll besonderer Wert auf innovative Formen und Inhalte gelegt werden.

Weiters wird die Forderung und Nutzung des Potenzials von Frauen angeregt.

Die Forderungsvergabe muss dabei auch in engem Konnex zu den MalBRnhahmen der EFRE

Schwerpunkte stehen:

» Forderung des Produktions- und Dienstleistungssektors

« Forderung wettbewerbsfahiger Standorte und Vorbereitung auf die Informationsgesellschaft

» Forderung der Entwicklungspotenziale von integrierter Regionalentwicklung, Tourismus und
Kultur

Um die Integration und Koordination mit diesen MalRBhahmen zu gewahrleisten, soll eine
strategische Abstimmung mit den fir die Abwicklung der entsprechenden Maflnahmen ver-
antwortlichen Landesstellen erfolgen.

Beratung

Die Beratung ist der innovativen Qualifizierung vorgeschaltet und unterstitzt die Unternehmen

« Bei der Entwicklung ihrer Qualifizierungsbedarfe auf der Basis von langerfristigen Zielen und
Strategien und

* Bei der Umsetzung ihrer innovativen Qualifizierungskonzepte.

Vorgesehene Begunstigte:

e Unternehmen (insbesondere KMU)
« Tragerorganisationen

» Sonstige Rechtstrager

Die Abgrenzung der Schwerpunkte des Ziel 3 zum Ziel 2 Programm Steiermark ergibt sich
einerseits durch die FoOrderungstatbestande, vor allem aber durch die unterschiedlichen
anspruchsberechtigten Foérderungswerber (Zielgruppen - vgl dazu Punkt 4.3.2) und den
integrierten Ansatz EFRE-ESF.

MalBnahmenverantwortliche Fdrderungsstelle: Steirische WirtschaftsférderungsgesmbH
(SFG)
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MaRnahmenubersicht nach Schwerpunkten (und malnahmenverantwortliche Férderungsstellen)

1. Forderung des Produktions-
und Dienstleistungssektors

2. Forderung wettbe-
werbsfahiger Standorte und
Vorbereitung auf die
Informationsgesellschaft

3. Forderung der Ent-
wicklungspotenziale von inte-
grierter Regionalentwicklung,
Tourismus und Kultur

4. Technische Hilfe fur die
Programmumsetzung (EFRE)

5. Forderung der Beschéftigun
und der Humanressourcen

1.1 Ansiedlung von
Unternehmen

SFG

2.1 Errichtung / Erweiterung von
Impulszentren

SFG

3.1 Nicht gewerbliche
Tourismus-Infrastruktur,
Marketing und Werbung

Tourismusabt. Stmk.

4.1 Technische Hilfe im engeren
Sinn

LBD / WIP

5.1 Qualifizierung von Persone
die von Ausgrenzung am
Arbeitsmarkt bedroht sind

ABS

1.2 Griindung von innovativen
Unternehmen

SFG

2.2 Uberbetriebliche Forschung
und Innovation

AAW (Wissenschaftsabt.)

3.2 Gewerbliche Tourismus-
Infrastruktur und
Angebotsentwicklung

Tourismusabt. Stmk.

4.2 Sonstige Ausgaben im
Rahmen der Technischen Hilfe

LBD / WIP

5.2 Innovative Qualifizierung in
Unternehmen

SFG

1.3 Modernisierung von
Unternehmen

SFG

2.3 Forschung, Entwicklung und
Innovation in Unternehmen

FFF

3.3 Gewerbliche Investitionen
und Leitbetriebe

Tourismusabt. Stmk.

1.4 Verbesserung der
Unternehmensstruktur von KMU

Blrges

2.4 Vernetzung, Beratung und
Wissenstransfer

SFG

3.4 Forderung von kultur.
Projekten u. Initiativen,
Schaffung u. Verbesserung von
Infrastruktur
Landeskulturabteilung

1.5 Umweltférderung

Kommunalkredit Austria

2.5 Vorbereitung auf die
Informationsgesellschaft

LBD / IKT (Ref. fur Information /
Kommunikation)

3.5 Forderung v. region.
Entwicklungsleitbildern und
-konzepten, Regional-
management, Regional-
betreuung und regionalen
Initiativen

LBD / LRP

2.6 Beratungsleistungen fur
KMU

WIFI Steiermark
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6. Beschreibung der organisatorischen Strukturen und Verfahren
zur partnerschaftlichen Durchfihrung des Ziel-2-Programmes
STEIERMARK

Die nachfolgend beschriebenen Strukturen und Verfahren werden im Jahr 2002 von den
Programmpartnern auf ihre Praktikabilitdt Gberprift und kdénnen im Lichte der bis dahin
gewonnenen Erfahrungen bei Bedarf modifiziert werden.

6.1. Organisatorische Strukturen zur Programmabwicklung (Aufbauorganisation)

6.1.1 Verwaltungsbehorde (VB)

Fur die Abwicklung des Ziel-2-Programmes STEIERMARK wird das Amt der
Steiermérkischen Landesregierung, Landesbaudirektion-Referat fur Wirtschaftspolitik (A-
8020 Graz, Nikolaiplatz 3) gemafl3 Art.9, litn der VO des Rates Nr.1260/99 als
Verwaltungsbehdrde benannt. Diese Stelle nimmt unter der Verantwortung des Landes
STEIERMARK alle Aufgaben der VB gemal Art.34 der VO des Rates Nr. 1260/99 wabhr,
sofern nachstehend nicht besondere Regelungen getroffen werden. Im Fall einer ESF-
Beteiligung im Programm umfassen diese Aufgaben auch den ESF-Programmiteil.

Die mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben entstehenden Kosten werden, sofern im folgen-
den nichts anderes vereinbart wird, vom Land STEIERMARK getragen und - sofern sie ge-
sondert verrechnet werden und damit zweifelsfrei ausschlie3lich dem Ziel-2-Programm
STEIERMARK zugerechnet werden kdnnen - nach MalRgabe der Forderkriterien geman Art.
2 (1) lit.d der VO des Rates Nr. 1261/99 sowie allfalliger diesbezlglicher Durchfiihrungsver-
ordnungen der Kommission im Rahmen der Technischen Hilfe des Programms aus Mitteln
des EFRE kofinanziert.

Das Land STEIERMARK stellt durch ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen-
ausstattung sowie organisationsrechtliche Rahmenbedingungen sicher, dass die VB ihre
Aufgaben effektiv und effizient wahrnehmen und die dazu erforderlichen Entscheidungen auf
der Grundlage des Programms, der sonstigen einschlagigen EU-rechtlichen Bestimmungen
sowie der in dieser Vereinbarung vorgesehenen Abwicklungsmodalitdten eigenverantwortlich
treffen kann. Das Land STEIERMARK teilt die dazu getroffenen landesinternen Vorkehrun-
gen sowie allfallige Anderungen in der organisatorischen Stellung der VB innerhalb der Lan-
desverwaltung der Europaischen Kommission (EK), dem Bundeskanzleramt (BKA) sowie
den in dieser Vereinbarung genannten, an der Programmabwicklung beteiligten Institutionen
mit.

6.1.2 Malnahmenverantwortliche Forderungsstellen (MF)

Zur Entlastung der VB und zur optimalen Nutzung des bestehenden férderungstechnischen
Fachwissens wird die Verantwortung fir die Abwicklung des Ziel-2-Programmes STEIER-
MARK auf der Ebene der Einzelprojekte pro Mal3hahme im Sinne des Art. 9, lit. j der VO des
Rates Nr. 1260/99 jeweils einer in den Malinahmenkurzbeschreibungen im EPPD und in den
Maflnahmenblattern der Ergédnzung zur Programmplanung (EZP) genannten Institution
("MaRRnahmenverantwortliche Forderungsstelle”) Ubertragen, wobei die
Gesamtverantwortung der VB gewahrt werden muss. Die Aufgabenubertragung an MF, die
nicht dem internen Weisungsrecht des Landeshauptmannes unterworfen sind, erfolgt
schriftlich durch Vertrag. Die Aufgaben dieser MF umfassen folgende Tatigkeiten (siehe auch
Abschnitt 6.2.2):
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a) Beratung von Forderungsinteressenten hinsichtlich der Ziele des Programms und der
Maflnahme sowie hinsichtlich der Voraussetzungen fur die Gewahrung von Forderungen
(Kofinanzierung) im Rahmen der MalRBhahme

b) Entgegennahme von Forderungsantragen

c) Prufung der Forderungsantrage hinsichtlich der Erfullung der im Programm festgelegten
Voraussetzungen fur eine Forderung aus EU-Mitteln

d) Entscheidung tber die Gewédhrung von SF-Mitteln an ein Projekt auf der Grundlage der
jeweils fir eine MalRhahme vorgesehenen Foérderungsrichtlinien oder sonstigen Rechts-
grundlagen in Abstimmung mit den fur die jeweilige Malinahme vorgesehenen sonstigen
Entscheidungstragern (vgl. Abschnitt 6.2.2. lit. d)

e) Ausarbeitung und Abschluss der Forderungsvertrage Uber die EU-Mittel auf der Grund-
lage der koordinierten Férderungsentscheidungen geman lit. d)

f) Priufung der von den Forderungsempfangern vorzulegenden Projektabrechnungen und
Berichte im Hinblick auf die Erflllung der im Programm bzw. im Forderungsvertrag fest-
gelegten Voraussetzungen fur eine Forderung aus EU-Mitteln sowie auf den Nachweis
der forderbaren Kosten und allfélliger dem Projekt zugeflossener sonstigen Finanzierun-
gen; Bestatigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der Abrechnungen

g) Veranlassung der Auszahlung von EU-Mitteln an die Férderungsempfanger sowie ggf.
Rickforderung von EU-Mitteln

h) Meldungen an die fondsspezifische MS (6.1.3).

Unbeschadet ihrer Verantwortung nach auf3en kann eine MF in sachlich begriindeten Fallen
geeignete andere Stellen mit der Durchfilhrung einzelner der genannten Tatigkeiten beauf-
tragen.

Die durch die Wahrnehmung der Aufgaben der MF zusétzlich entstehenden Kosten werden,
wenn es sich um Forderungsstellen des Bundes handelt, von den sachlich zustandigen
Bundesressorts oder, wenn es sich um Foérderungsstellen des Landes handelt, vom Land
STEIERMARK getragen und kénnen - sofern sie gesondert verrechnet werden und damit
zweifelsfrei ausschlie3lich dem Ziel-2-Programm STEIERMARK zugerechnet werden kénnen
- nach Mal3gabe der Forderkriterien geman Art. 2 (1) lit. d der VO 1261/99 [und Art. 3 (3) der
VO 1262/99] sowie allf. diesbeziglicher Durchfihrungsverordnungen der Kommission im
Rahmen der Technischen Hilfe des Programms, aus SF-Mitteln kofinanziert werden.

6.1.3 Zahlstellen (ZS)

Fur die finanzielle Abwicklung des Ziel-2-Programmes STEIERMARK gemaf3 Art. 32 der VO
des Rates 1260/99 werden - im Einvernehmen mit den Vertragspartnern aller anderen regio-
nalen Strukturfonds-Zielprogramme in Osterreich - folgende Bundesressorts, die mit der
Durchfiihrung ggf. eine externe Institutionen beauftragten kénnen, als fondsspezifische Zahl-
stellen geman Art. 9, lit. o VO 1260/99 benannt:

« fir den EFRE: Bundeskanzleramt
« flr den ESF: Bundesministerium ftir Wirtschaft und Arbeit

Die fondsspezifischen ZS nehmen alle Aufgaben gemaRl Art. 32 der VO des Rates Nr.
1260/99 wahr, insbesondere die Ausfihrung der Zahlungen an die Endbeginstigten, die
Beantragung der Erstattungen und die Verbuchung der Ein- und Ausgange. Sie tibernehmen
weiters die programmiubergreifende einheitliche Einrichtung der Abrechnungs- und
Kodierungssysteme gemalf3 Art.34 (1) lit.e. Die ZS kooperieren dabei eng mit der VB (6.1.1),
den MF (6.1.2) und den MS (6.1.4.
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Die mit der Wahrnehmung der administrativen Aufgaben der ZS entstehenden Kosten wer-
den, sofern im folgenden nichts anderes vereinbart wird, von den fondskorrespondierenden
Bundesressorts getragen und - sofern sie gesondert verrechnet werden und damit zweifels-
frei ausschlie3lich dem Ziel-2-Programm STEIERMARK zugerechnet werden kdnnen - nach
Maf3gabe der Forderkriterien geman Art. 2 (1) lit. d der VO 1261/99 [und Art. 3 (3) der VO
1262/99] sowie allf. diesbezuglicher Durchfihrungsverordnungen der Kommission im Rah-
men der Technischen Hilfe des Programms, aus Strukturfonds(SF)-Mitteln kofinanziert.

Fur jedes Programm wird bei der fondsspezifischen ZS ein eigenes Konto eingerichtet. Die
im Wege des Bundesministeriums fur Finanzen (BMF) einlangenden SF-Mittel werden un-
verziglich auf dieses Konto weitergeleitet. Allf. Zinsertrage werden gemaf Art. 32 (2), letzter
Satz, ausschlie3lich diesem Konto und damit dem Ziel-2-Programm STEIERMARK zuge-
rechnet. VB, ZS und MS wirken zusammen, um durch ein effizientes Finanzmanagement
sicherzustellen, dass mit dem Vorschuss aus SF-Mitteln das Auslangen gefunden und ein
Verfall von SF-Mitteln vermieden wird. Die gemalR Art. 32 (3), letzter Satz, der VO des Rates
Nr. 1260/99 erst nach Endabrechnung des Programms von der EK zu Uberweisenden letzten
5% der SF-Mittel werden vom Bund und vom Land STEIERMARK vorfinanziert. Die
Vorfinanzierungskosten werden in jenem Verhaltnis zwischen Bund und Land aufgeteilt, das
sich aus dem jeweiligen Anteil der MF des Bundes und des Landes an den von diesen
verwalteten SF-Mitteln gemaf Endabrechnung ergibt.

GemalR Artikel 32 (7) der Allgemeinen Strukturfondsverordnung 1260/99 sind der
Europaischen Kommission jahrlich Vorausschéatzungen der Zahlungsantrdge zu tbermitteln.
Fur das Ziel 2-Programm STEIERMARK werden diese Vorausschatzungen fir den EFRE
vom Bundeskanzleramt, Abteilung 1V/4 und fir den ESF vom Bundesministerium flr
Wirtschaft und Arbeit, Abteilung VI/B/9 Ubermittelt werden.

Die fondskorrespondierenden Bundesressorts stellen durch ausreichende personelle und
finanzielle Ressourcenausstattung sowie organisationsrechtliche Rahmenbedingungen si-
cher, dass die ZS ihre Aufgaben effektiv und effizient wahrnehmen und die dazu erforderli-
chen Entscheidungen auf der Grundlage des Programms, der sonstigen einschlagigen EU-
rechtlichen Bestimmungen sowie der in dieser Vereinbarung vorgesehenen Abwicklungsmo-
dalitaten eigenverantwortlich treffen kénnen. Die fondskorrespondierenden Bundesressorts
teilen die dazu getroffenen ressortinternen Vorkehrungen sowie allf. Anderungen in der or-
ganisatorischen Stellung der ZS innerhalb der Ressortverwaltung der VB, der EK, dem BKA,
dem BMF sowie den anderen in dieser Vereinbarung genannten, an der Programmabwick-
lung beteiligten Institutionen mit.

Systematische Darstellung der Funktionen der Zahlstelle (Regelfall):

EFRE ESF
Mitteleingang in BMFE BME
Osterreich
Zahlstelle BKA BMWA
(Auslagerung
vorgesehen)

Auszahlung SF-Mittel an Zahlstelle Zahlstelle
Endbegiinstigte/ (Endbeq.: (Endbeq.: MF)
Endempfanger Projekttrager)

Auszahlung SF-Mittel an Zahlstelle ME

Projekttrager
Abgabe der Zahlstelle iVm BKA (mit Zahlstelle
Ausgabenbestatigungen Finanzkontrolle
= Zahlungsanforderung beauftragte Stelle)
sowie VB und MS
Projektbewilligung, ME Forderstelle
Prifung und Abrechnung
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Erstellung der Prognosen BME
gem. Artikel 32 Abs. (7) iVm ZS und MS
aktueller Stand der Monitoringstelle Monitoringstelle
Programmumsetzung

6.1.4 Monitoringstellen (MS)

Um eine Erfassung der Daten gemaf3 Art. 34, Abs. (1), lit. a der VO des Rates Nr. 1260/99
nach einheitlichen Standards zu ermdglichen, wird - im Einvernehmen mit den Vertrags-
partnern aller anderen regionalen Strukturfonds-Zielprogramme in Osterreich - das
Monitoring der Programmumsetzung auf der Einzelprojektebene (EFRE) bzw.
Maflnahmenebene (ESF) fur alle diese Programme gemeinsam von fondsspezifischen
Monitoringstellen wahrgenommen, die bei den fondskorrespondierenden Bundesressorts
bzw. ZS angesiedelt sind. Diese fondsspezifischen Daten der MS stehen der VB zur
Wahrnehmung ihrer fondsiubergreifenden, programmbezogenen Monitoringaufgaben
uneingeschrankt zur Verfiigung.

Die technischen Rahmenbedingungen sowie Form und Inhalt der Meldungen an das Monito-
ring werden - unbeschadet der diesbezliglichen Mitwirkungsrechte der Programmpartner
bzw. der Begleitausschisse - unter Berlicksichtigung der Vorgaben der Europaischen Kom-
mission von den fondsspezifischen MS und den VB aller beteiligten Programme einvernehm-
lich festgelegt. Dabei wird der auf der Basis diesbeziiglicher Vorberatungen im Rahmen der
befassten Gremien der Osterreichischen Raumordnungskonferenz (OROK) furr alle Zielpro-
gramme Osterreichweit (auch fur Ziel 1) akkordierte Mindestsatz an finanziellen und
inhaltlichen Kernindikatoren jedenfalls bertcksichtigt. Im Fall einer ESF-Beteiligung im
Programm kommen fur den ESF-Programmteil die im Ziel 3-Programm festgelegten
Indikatoren zur Anwendung. Die Indikatoren werden - sofern relevant - pro Projekt (EFRE)
bzw. MaBnahme (ESF) erhoben und im Monitoring laufend erfasst.

Eine detaillierte Festlegung der Indikatoren auf MaRnahmen- bzw. Projektebene erfolgt gem.
Art. 18 Abs. 3 lit. a der VO des Rates Nr. 1260/99 in der Erganzung zur Programmplanung.
Fur die Bereiche Umwelt und Chancengleichheit soll folgende Klassifizierung bei der
Umsetzung der EU-Projekte beriicksichtigt werden. Erhoben werden soll, ob ein Projekt: a)
hauptsachlich umweltorientiert, b) umweltfreundlich oder c) umweltneutral ist bzw. ob ein
Projekt a) hauptséachlich auf die Gleichbehandlung von Frauen und Mannern gerichtet ist, b)
die Gleichbehandlung férdert oder ¢) in Bezug auf die Gleichbehandlung neutral ist.

Die fondsspezifischen Monitoringsysteme werden weiters so gestaltet sein, dass pro
Strukturfonds-Interventionsbereich der von der EK vorgegebene Interventionscode (z.B. 161
= Beihilfen fur KMU und Handwerksbetriebe, Unterbereich materielle Investitionen) erfasst
und mit den Indikatoren auf Einzelprojektebene (EFRE) bzw. MalBnahmenebene (ESF)
verknipft wird. Die Liste der 6sterreichweit einheitlich festgelegten Kernindikatoren - fiir den
EFRE - ist eng an die von der Europdischen Kommission erstellten Liste fur Kernindikatoren
angelehnt.

Die nicht auf Einzelprojektebene (EFRE) bzw. MalRnahmenebene (ESF) zu erhebenden
Indikatoren werden nicht von den fondsspezifischen MS erfasst, sondern miissen gesondert
(z.B. im Zusammenhang mit der Evaluierung) erhoben werden.

Die an der operativen Programmumsetzung beteiligten Stellen werden den
fondsspezifischen MS alle erforderlichen Daten unverzuglich Ubermitteln und die Richtigkeit
der Angaben bestétigen. Die Verantwortung fiir die Richtigkeit der Gbermittelten Daten liegt
bei den meldenden Stellen. Der an die MS Ubermittelte Datenstand gilt als offiziell. Allfallige
vom offiziellen Datenstand abweichende Angaben Uber die Programmumsetzung kénnen zu
internen Kontrollzwecken verwendet werden, bleiben aber bei offiziellen Darstellungen aul3er
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Betracht. Der Uberblick lber die finanziellen Daten des Monitoringsystems wird alle 3
Monate aktualisiert.

Die jeweils aktuellen Monitoringdaten werden von den fondskorrespondierenden MS - in der
je nach den technischen Mdéglichkeiten geeignetsten Form - neben der VB regelméfRig auch
dem BKA, dem BMF, den zustdndigen Stellen der Europaischen Kommission sowie der
OROK als gemeinsamem Sekretariat der Begleitausschiisse (6.1.4) sowie nach Bedarf den
Organen der Finanzkontrolle zugdnglich gemacht, wobei die Gesamtverantwortung der VB
gewahrt werden muss. Die 06sterreichischen Behdrden tragen dafir Sorge, dass die
notwendigen Vorkehrungen fir den elektronischen Austausch von Finanzdaten und
gegebenenfalls physischen Indikatoren auf der flr die EZP notwendigen Ebene getroffen
werden. Daflr sollen die bereits fur die Strukturfondsperiode 1995-1999 eingerichteten,
funktionsfahigen elektronischen Meldesysteme entsprechend angepasst und ausgebaut
werden. Die notwendigen Spezifizierungen werden in der EZP festgelegt.

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Abs. 1 lit. a) der Verordnung des Rates
(EG) 1260/99 werden hinsichtlich der Ubermittlung von Daten folgende Regelungen in
Aussicht genommen:

Berichterstattung: Die Ubertragung der unterschiedlichen Berichte wird auf den Modellen fiir
die Finanztabellen, wie sie im Vademecum fir die Plane und Programmplanungsdokumente
im Rahmen der Strukturfonds erwéahnt werden, basieren. Die Berichte werden elektronisch
an die Kommission Ubermittelt. Sie werden im Rahmen der technischen Mdglichkeiten in
Form strukturierter Dateien unter Bertcksichtigung der von der Kommission
bekanntzugebenden Spezifizierungen tUbermittelt.

Regeln und Vereinbarungen: Die volle Kompatibilitdit mit den Erfordernissen fir den

elektronischen Datenaustausch wird gewdahrleistet werden.

» Die Struktur des Finanzplans ist analog einer hierarchischen Baumstruktur gestaltet und
setzt sich aus mehreren operativen Ebenen zusammen: Ebene 1. Programm, Ebene 2:
Schwerpunkte, Ebene 3: MalRnahmen.

» Der Referenz-Code fir jede operative Ebene hat ausschlief3lich numerische Werte und
widerspiegelt die hierarchische Struktur des EPPD.

¢ In allen Féllen bleiben die Referenzen (Codes und Beschreibung) die die urspringliche
Struktur des Programms beschreiben, im Uberarbeiteten Finanzplan unverandert. Dies
trifft insbesondere auf das Hinzufligen, die Streichung und den Austausch von
Maflnahmen zu.

e For die Zwecke der Berichterstattung werden die Betrage in Euro ohne Dezimalzeichen
ausgewiesen, wobei die Zahlen konsistent sein sollten.

Die Verwendung der Monitoringdaten unterliegt den datenschutzrechtlichen Bestimmungen.

6.1.5 Begleitausschuss und gemeinsames Sekretariat der Begleitausschiisse

Fir das Ziel-2-Programm STEIERMARK wird gemaf Art. 35 (1) der VO 1260/99 innerhalb
von hdchstens drei Monaten nach Programmgenehmigung durch die EK ein Begleitaus-
schuss eingerichtet. Dieser erfillt die Aufgaben gemar Art. 35 (3) der VO 1260/99.

Die Zusammensetzung des Begleitausschusses erfolgt im Sinne des Art.8 der VO 1260/99,
wonach — analog zur Programmierung des Ziel 2-Programmes STEIERMARK - die Einbe-
ziehung aller relevanten Partner insbesondere der Sozialpartner und der Institutionen fur die
Bereiche Umwelt, Gleichbehandlung und Arbeitsmarkt erfolgt.

Fur alle Programme im Rahmen der regionalen Strukturfondsziele in Osterreich wird - im
Einvernehmen mit den Vertragspartnern aller anderen regionalen Strukturfonds-Zielpro-
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gramme in Osterreich - bei der OROK ein gemeinsames Sekretariat fiir die Begleitaus-
schisse eingerichtet, welches folgende Aufgaben im Zusammenhang mit der partnerschaft-
lichen Programmbegleitung wahrnimmt:

a) Koordination der Termine und Fuhrung einer Mitgliederevidenz

b) Erarbeitung der Geschaftsordnungsentwaurfe fur die Begleitausschiisse
¢) Einladung zu den Sitzungen und Abstimmung der Tagesordnungen

d) Einholung, Prifung und fristgerechte Versendung der Sitzungsunterlagen
e) Erstellung und Versendung der Beschlussprotokolle

f) Ausarbeitung einer Struktur fur die Jahresberichte

g) Fuhrung einer Aufstellung Gber Programmanderungen und einer Aufstellung Gber die zur
Programmumsetzung verwendeten Forderungsrichtlinien

h) Vergabe und Abwicklung allf. programmiibergreifender Evaluierungsauftrage

i) Sicherstellung des Informationstransfers zwischen den Programmen im Rahmen des
OROK-Unterausschusses "Regionalwirtschaft”’, insbesondere hinsichtlich Evaluierungs-
ergebnissen

j) Beitrage zur Publizitat.

Die Kosten fur die Administration dieses gemeinsamen Sekretariats sind von den Ubrigen
OROK-Agenden getrennt zu verrechnen. Der auf das Ziel-2-Programm STEIERMARK ent-
fallende Kostenanteil wird vom Land STEIERMARK getragen und nach MalRgabe der Forde-
rungskriterien geman Art. 2 (1) d der VO des Rates Nr. 1261/99 im Rahmen des Programms,
MaRnahme Technische Hilfe, aus Mitteln des EFRE kofinanziert.

6.1.6 Finanzkontrolle

Die MF gewabhrleisten, dass bei den aus SF-Mitteln kofinanzierten Projekten deren Uberein-
stimmung mit den Foérderungsvoraussetzungen des Programms sowie die sachliche und
rechnerische Richtigkeit der Abrechnungen Uber die forderbaren Ausgaben und die zu ge-
wahrenden Forderbetrage laufend - ggf. auch vor Ort — in Entsprechung der VOen 1260/99
und 2064/97 kontrolliert werden.

Die Finanzkontrolle gemaf? Artikel 38 der Allgemeinen Strukturfondsverordnung 1260/99 wird
fur den EFRE vom Bundeskanzleramt, Abteilung IV/3 und fur den ESF vom
Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit, Abteilung 1/D/19 vorgenommen.

Diese Abteilungen sind auch fur die Finanzkontrolle gemaf3 der Verordnung 2064/97
zustandig.

Die Finanzsystemkontrolle wird - im Einvernehmen mit den Vertragspartnern aller anderen
regionalen Strukturfonds-Zielprogramme in Osterreich - unter der Koordination des BMF von
den fondskorrespondierenden Bundesressorts durchgefuhrt. Diese stellen sicher, dass die
Finanzkontrolle personell und organisatorisch getrennt von den Agenden der ZS erfolgt. Die
nationalen Finanzkontrollstellen arbeiten im Sinne der 1998 zwischen Osterreich und der
Europaischen Kommission abgeschlossenen Verwaltungsabsprache mit den Finanzkontroll-
behorden der Européischen Kommission sowie mit dem Europédischen und dsterreichischen
Rechnungshof und den entsprechenden Kontrolleinrichtungen auf Landesebene zusammen.
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Uberblick iiber die Zustandigkeiten im Rahmen des Ziel 2-Programmes STEIERMARK:

FINANZKONTROLLE EFRE | ESF
Grundsétzliche BMFE

Angelegenheiten und

Koordination

Fondsspezifische BKA BMWA
Koordination

Fondsspezifische BKA BMWA
System-kontrollen,

Stichproben

Programmspezifische Verwaltungsbehorde
Koordination

Prifungen auf mafRnahmenverantwor | manahmenverantwo
Projektebene (Ifd.) tl. Forderstelle *) rtl. Forderstelle *)
Verwaltungsbehoérde - Vereinbarung zw. VB | Vereinbarung zw. VB
interne Kontrolle und Forderstellen *) | und Férderstellen *)
Quartalsmeldungen BKA BMWA

gem. VO 1681/94

Jahresberichte BKA BMWA

lgem. VO 2064/97 Art. 9

Abschlussvermerke BKA BMWA

gem. VO 2064/97 Art. 8

Abs. 1 bzw. VO 1260/99

Art. 38 Abs. 1 lit. f

*) zu den Details siehe Durchfiihrungsbestimmungen

6.1.7 Bewertung

Die Modalitaten fur die Bewertung im Sinne der Art. 40, 42 und 43 der VO 1260/99 werden
osterreichweit im Rahmen der OROK in Abstimmung mit der VB und der EK erarbeitet.

Die Ergebnisse der Bewertung kénnen den Wirtschafts- und Sozialpartnern, den NROs und
sohin der gesamten Offentlichkeit nach MaRRgabe des Artikels 40 (4) der Verordnung (EG)
Nr. 1260/1999 ,auf Antrag” zur Verfiigung gestellt werden.

6.2. Verfahrensregelungen zur Programmabwicklung (Ablauforganisation)
6.2.1 Koordination auf der Programmebene

Die Programmsteuerung und Koordination zwischen den im Abschnitt 6.1 genannten, an der
Durchfiihrung des Ziel-2-Programmes STEIERMARK beteiligten Stellen obliegt der VB. Dazu
ist vorgesehen, dass die bereits bei der Programmerstellung verantwortliche Arbeitsgruppe
(malRgebende Forderungsstellen auf Landesebene, Arbeitsmarktservice Steiermark und
landwirtschaftlicher Bereich) unter Koordination durch die VB weiter fortgefihrt und je nach
zu behandelnden Themen (programmiubergreifend oder programmintern) diese
Arbeitsgruppe entsprechend zu besetzen sein wird. Dies gilt ebenso fir die
mafinahmenverantwortlichen Forderungsstellen auf Bundesebene, die je nach Bedarf oder
Uber Kontaktnahme durch die korrespondierenden Forderungsstellen auf Landesebene
eingebunden werden.

In Ergdnzung zu den Regelungen der VO des Rates Nr. 1260/99 betreffend die Aufgaben
der VB und ZS werden folgende Vereinbarungen getroffen:
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a) Die beim Land angesiedelte VB wird in folgenden Fragen von programmstrategischer
Bedeutung nur im Einvernehmen mit dem Bund, vertreten durch das BKA sowie in Fra-
gen der Programmfinanzierung zusatzlich durch das BMF, tatig werden:

« Vorbereitung von Vorschlagen fiir Beschliisse des Begleitausschusses zur Anderung
des Programms oder der Ergénzung zur Programmplanung;

» Vorbereitung von bzw. ggf. Teilnahme an den jahrlichen Besprechungen mit der Eu-
ropaischen Kommission geman Art. 34 (2) der VO 1260/99;

* Durchfihrung der Halbzeitbewertung gemaf Art. 42 der VO 1260/99;

b) Die OROK-Geschéftsstelle erfillt ihre Aufgaben als gemeinsames Sekretariat der Be-
gleitausschiisse in enger Abstimmung mit der VB nach den im Detail mit gesonderter
Vereinbarung festzulegenden Regelungen.

c) Die zwischen den fondskorrespondierenden ZS und MS abgestimmten Daten Uber die
finanzielle Umsetzung des Programms werden von den MS - in der je nach den techni-
schen Mdglichkeiten geeignetsten Form - der VB, dem BKA, dem BMF, den zustandigen
Stellen der Europaischen Kommission sowie der OROK als gemeinsamem Sekretariat
der Begleitausschiisse unter Wahrung der Gesamtverantwortung der VB zuganglich
gemacht.

d) Die VB, das BMF und die MS werden taggleich iber alle von den ZS an die Kommission
Ubermittelten Mittelanforderungen informiert. Das BMF informiert die fondskorrespon-
dierenden Ressorts taggleich Uber das Einlangen von SF-Mitteln. Das fondskorrespon-
dierende Ressort veranlasst die sofortige Uberweisung der Mittel auf das jeweils dem
Ziel-2-Programm STEIERMARK zugeordnete Konto der ZS und teilt den Mitteleingang
der VB mit. Im Falle einer Verknappung der auf dem Programmkonto der ZS verfiigba-
ren SF-Mittel werden die Prioritdten fUr die weiteren Auszahlungen im Einvernehmen
zwischen ZS und VB (ggf. auch auf Basis einer Vereinbarung mit allen MF) festgelegt.
Weiters informieren ZS und VB einander wechselseitig und umgehend uber allf. Verzo-
gerungen, Umsetzungsprobleme oder Unregelmaligkeiten bei der finanziellen Abwick-
lung des Programms, stimmen MalRnahmen zur Beseitigung der Probleme miteinander
ab und kontrollieren deren erfolgreiche Umsetzung.

e) Auf der Grundlage von Informationen der MF Ubermitteln die ZS dem BMF (sowie in Ko-
pie der VB) bis Ende Méarz jedes Jahres eine Vorausschatzung der fur das Ziel 2 Pro-
gramm STEIERMARK im laufenden und im darauffolgenden Kalenderjahr zu erwarten-
den Zahlungsantréage. Die Vorausschatzung umfasst fondsspezifisch die zuschussfahi-
gen Ausgaben insgesamt sowie die SF-Mittel. Das BMF erstellt die finanzielle
Vorausschau gem. Art. 32 Abs.7 und uUbermittelt diese gesammelt fur alle
Zielprogramme an die Dienststellen der Kommission.

f) Als Grundlage fir die gemal VO der Kommission Nr. 2064/97 (oder einer allf. diese er-
setzenden, auf der Basis der neuen SF-VO erlassenen neuen Durchfiihrungs-VO der
EK) vom Mitgliedstaat der Kommission vorzulegenden Berichte Uber die Finanzkontrolle
Ubermitteln die MF den fondskorrespondierenden Finanzkontrollstellen jeweils bis spa-
testens 2 Monate nach Ende jedes Kalenderjahres der Programmperiode einen Bericht
Uber die von ihnen durchgefiihrten Projektkontrollen im abgelaufenen Jahr und deren
Ergebnisse. Diese Berichte der MF sowie die zusammenfassenden Berichte der Finanz-
kontrollstellen werden in Kopie auch der VB zur Kenntnis gebracht.

6.2.2 Abwicklung des Programms auf der Projektebene

Die Forderung einzelner Projekte aus dem Ziel-2-Programm STEIERMARK wird nach MaR3-
gabe der folgenden Bestimmungen - die malRnahmenspezifisch durch Vereinbarungen zwi-
schen der VB, der jeweiligen MF und den sonstigen beteiligten Férderungsstellen im Detail
prazisiert werden kdnnen - abgewickelt:
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a) Information und Beratung: Potenzielle Projekttrager sind von der VB (6.1.1) und den MF
(6.1.2) Uber die Ziele des Programms bzw. der MaRnahme, die Voraussetzungen fir
eine Inanspruchnahme von SF-Mitteln sowie die dabei einzuhaltenden Verfahren in ge-
eigneter Form zu informieren. MaRnahmen zur aktiven Offentlichkeitsarbeit werden im
Einvernehmen zwischen der VB und den MF unter Einbindung allfalliger bestehender
regionaler Beratungs- und Projektentwicklungseinrichtungen sowie der sonstigen, die
Mal3nahme kofinanzierenden nationalen Forderungsstellen durchgefinhrt.

b) Einreichung von Kofinanzierungsansuchen: Formelle Ansuchen um Kofinanzierung aus
SF-Mitteln im Rahmen des Programms kdnnen (ggf. gemeinsam fir alle im Rahmen ei-
ner Maflinahme in Betracht kommenden, kofinanzierenden Forderungsrichtlinien) jeweils
bei einer einzigen Stelle eingebracht werden. Primar kommt dafir die VB und die MF in
Betracht. Es ist jedoch ggf. von der VB und den MF in Absprache mit den anderen, die
Malnahme kofinanzierenden nationalen Férderungsstellen Vorkehrung zu treffen, dass
alle ein Projekt betreffenden Forderungsansuchen bei jeder der an der Finanzierung
beteiligten Forderungsstellen eingereicht werden kénnen und die jeweilige Einreichstelle
die andere Fdrderungsstellen betreffenden Ansuchen an diese weiterleitet. Den
Kofinanzierungsansuchen sind schriftliche Informationen Uber die rechtlichen und
wirtschaftlichen Verhaltnisse des Projekttragers (Férderungswerbers), den Gegenstand
des geforderten Projekts, den Standort oder (bei immateriellen Projekten) den
raumlichen  Wirkungsbereich des Projekts, den geplanten Zeitraum der
Projektdurchfiihrung, die geplanten Projektkosten mit ihren wichtigsten Bestandteilen
sowie die geplante Finanzierung (mit detaillierter Angabe allf. sonstiger oOffentlicher
Forderungen mit Angabe des Forderbarwerts) beizuschliel3en.

c) Prifung der Kofinanzierungsansuchen: Ansuchen um Kofinanzierung von Projekten im
Rahmen des Programms werden von der MF auf die Erfullung der im Programm bzw.
der Ergénzung zur Programmplanung und den relevanten nationalen Férderungsricht-
linien festgelegten inhaltlichen und formalen Férderungskriterien der jeweiligen MalR3-
nahme sowie sonstiger relevanter Bestimmungen des EU-Rechts (Beihilfenrecht, Ver-
gaberegeln fur offentliche Auftrage, Umweltrecht etc.) gepriift. Die allf. sonstigen gemaf
EPPD oder EZP fir eine Kofinanzierung im Rahmen einer MaBhahme vorgesehenen
Forderungsstellen  werden von der MF  hinsichtlich  lhrer  konkreten
Kofinanzierungsabsicht fiir ein Projekt kontaktiert.

d) Einheitliche, koordinierte Kofinanzierungsentscheidung Uuber die SF-Mittel: Die
Entscheidung Uber die Gewéahrung von SF-Mitteln an ein Projekt erfolgt auf Grundlage
der jeweils fur eine MafRnahme vorgesehen Forderungsrichtlinien oder sonstigen
Rechtsgrundlagen durch die MF. Die diesbeziglichen Verfahren zur Herstellung des
Einvernehmens werden — falls erforderlich - in den Beauftragungvertragen zwischen der
VB und den MF bzw. zwischen der MF und sonstigen Forderungsstellen festgelegt.
Dabei ist jedoch sicherzustellen, dass die Gesamtverantwortung der VB fir das
Zielprogramm und die Verantwortung der MF fur die Einhaltung der Programmekriterien
und sonstigen relevanten Rechtsgrundlagen in der jeweiligen Maflinahme gewahrt
bleiben. Durch die koordinierte Entscheidung ist u.a. auch sicherzustellen, dass die
Hohe der Gesamtforderung eines Projekts aus SF-Mitteln und nationalen Mitteln dem
Inhalt des Projekts und der finanziellen Leistungsfahigkeit bzw. Bedurftigkeit des
Projekttragers angemessen ist und - sofern relevant - die Bestimmungen des EU-
Beihilfenrechts (Férderungsobergrenzen, Notifizierungsvorschriften etc.) eingehalten
werden. Die Kofinanzierungsentscheidungen utber Grol3projekte mit aus SF-Mitteln
kofinanzierbaren Gesamtkosten von mehr als 50 Mio. EURO werden gemafl den
Bestimmungen des Art. 26 der VO des Rates Nr. 1260 der EK gemeldet.

e) Kofinanzierungszusage/-vertrag Uber die SF-Mittel: Die rechtsverbindliche schriftliche
Zusage Uber samtliche einem Projekt gewahrten SF-Mittel (Kofinanzierungszusage/-
vertrag) wird von der MF (ggf. gemal’ gesonderter Vereinbarung mit den tbrigen betei-
ligten nationalen Forderungsstellen) ausgestellt und dem Projekttrager Gbermittelt. Sie
hat die unter lit. b) genannten Informationen tber den Projekttrager und das Projekt in
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ausreichend nachvollziehbarer Form zu enthalten und die gemall Programm,
Forderungsrichtlinie und sonstiger relevanter Rechtsgrundlagen fur die Forderung
anrechenbaren Kosten in raumlicher, zeitlicher und sachlicher Hinsicht zu definieren. Bei
der formalen Gestaltung der Kofinanzierungszusagen sind die Publizitatsvorschriften der
Kommission sowie ggf. gesonderte Vereinbarungen mit den tbrigen beteiligten Stellen
Uber eine gemeinsame Vorgangsweise zu bericksichtigen. Der Projekttrager
(Férderungsempfanger) ist dartber hinaus in der Kofinanzierungszusage zur Einhaltung
bestimmter allgemeiner Auflagen und Bedingungen zu verpflichten. Die rechtswirksame
Zusage einer Kofinanzierung aus SF-Mitteln (Mittelbindung) ist von der MF mit den
vorgesehenen Daten der fondsspezifischen MS (6.1.4) zu melden, welche diese Daten
fur die ZS verflgbar halt.

f) Prufung der Abrechnungen: Nur tatsachlich getatigte, forderungsfahige Ausgaben (oder
diesen geméal EU-Recht als gleichwertig anerkannte Kosten) kénnen aus SF-Mitteln ko-
finanziert werden. SF-Mittel werden daher entweder auf der Grundlage von Rechnungen
samt Zahlungsbelegen oder anhand von Belegsverzeichnissen, die zweifelsfrei dem
Forderungsempfanger, dem  geforderten  Projekt und dem  festgelegten
Forderungszeitraum zugerechnet werden kénnen, ausbezahlt. Um dies sicherzustellen,
hat der Fdrderungsempfanger jedenfalls eine ordnungsgeméafRe Abrechnung der
anrechenbaren Gesamtkosten und Finanzierung des kofinanzierten Projekts samt
Belegsverzeichnis der MF vorzulegen, die von dieser durch entsprechende Kontrolle
sowie - je nach Art des Projekts - ggf. auch in Form von Kontrollen vor Ort bzw. durch
Einholung entsprechender Projektberichte 0.4. auf ihre rechnerische und sachliche
Richtigkeit gepruft wird. Eine ausreichende personelle (und ggf. auch organisatorisch-
funktionale) Trennung von Prif- und Kontrolltéatigkeiten von Aktivitditen der
Projektberatung und insbesondere Projektentwicklung (siehe oben a) ist von den MF
sicherzustellen, um Rollenkonflikte zu vermeiden und das Risiko von
UnregelmaBigkeiten zu minimieren. In jenen Fallen, in denen eine nationale Kofi-
nanzierung eines Projekts nicht nur durch die MF sondern auch durch andere Forde-
rungsstellen erfolgt, wird im Interesse einer vereinfachten Abwicklung darauf hingewirkt,
dass die Prifung der Gesamtabrechnung des Projekts durch die MF auch von den
anderen Forderungsstellen anerkannt wird.

Die Abrechnung von ESF-Projekten erfolgt entsprechend den Finanzbestimmungen des
ESF.

g) Auszahlung der SF-Mittel:

» Fur den EFRE ist folgendes Verfahren vorgesehen (siehe grafische lllustration in der
Anlage): Nach Prufung der Projektdurchfiihrung und der Abrechnung tbermittelt die
MF der ZS (6.1.3) die Bestatigung der rechnerischen und sachlichen Richtigkeit der
Abrechnung samt den Daten uber den aktuellen sachlichen und finanziellen Umset-
zungsstand des Projekts fur das Monitoring und weist sie an, die gemal Abrechnung
gebuhrenden EFRE-Mittel auszuzahlen. Die ZS zahlt auf Basis dieser Anweisung die
EFRE-Mittel unverziglich an die Projekttrager aus, hélt die Auszahlung gleichzeitig
im Monitoring fest und verstandigt die MF von der Auszahlung der Mittel. In sachlich
begrindeten Sonderféllen kann im Einvernehmen zwischen ZS, VB und MF ein da-
von abweichender Zahlungsmodus vereinbart werden. Die ZS ist nicht zu einer Uber-
prufung der Angaben der MF verpflichtet und haftet nicht fur allfallige durch falsche
Angaben entstehende Nachteile.

» FUr den ESF ist folgendes Verfahren vorgesehen: Die ZS Ubermittelt die ESF-Mittel
nach Zahlungseingang umgehend entsprechend dem im Monitoring erfassten
Zahlungsfortschritt einer MalBnahme an die MF (= ESF-Endbegiinstigter), welcher die
Auszahlung an die einzelnen Férderungsempfanger obliegt.

Im Falle des Eintretens von Riickzahlungstatbestanden hat die MF die Rickzahlung auf
das fur das Ziel-2-Programm STEIERMARK eingerichtete Konto der ZS zu veranlassen
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und die VB, die ZS, die MS sowie allf. andere beteiligte Férderungsstellen davon zu un-
terrichten.

h) Zusammenarbeit mit der Finanzkontrolle: Die MF und die ZS haben in Abstimmung mit
der VB den mit der Finanzkontrolle betrauten Organen der EU und Osterreichs alle rele-
vanten Informationen Uber die Programmabwicklung auf der MaBhahmen- bzw. Projekt-
ebene jederzeit zur Verfugung zu stellen.

Aufgaben der Verwaltungsbehérde gemaf Art. 34 (1) der VO 1260/99:
Verteilung auf die fur die Programmdurchfiihrung vorgesehenen Stellen

Aufgaben der VB gemal Art. 34 (1) VB MF ZS+MS
a) Einrichtung Monitoringsystem +

b) Programmanpassung +

¢) Durchfihrungsberichte +

d) Halbzeitbewertung +

e) Abrechnungssystem +

f) ordnungsgemalle Abwicklung und Kontrolle auf Projektebene +

g) Prufung Vereinbarkeit mit Gemeinschaftspolitiken +

h) Publizitat +
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Zid 2 Steiermark EPPD

EU-Strukturfonds in Osterreich 2000-2006: Geplante EFRE-Abwicklung auf Projekteben

Projekttrager MafRnahmenverantwortliche and. nationale Forderungsstelle(-n) Zahlstelle (ZS) +
EFRE-F6rderungsstelle (MF) Monitoringstelle (MS)
EFRE-Kofinanzierungsantrag Empfang von EFRE-Mittel

Antragsprifung hinsichtlich EFRE-Kofinanzierung It. Prog.kriterien,
unter Beriicksichtigung des Férderungs-Gesamtpakets (national+EFRE)
koordinierte Férderungsentscheidung (national und EFRE)

EFRE-Kofinanzierungszusage Forderungszusage(-n) fir nationale
(optional auch fiir nationale Mittel, Mittel (optional)
andernfalls eigene FZ fiir nationale
Mittel d. MF)
Annahme der / Meldung der Bewilligung d
Kofinanzierungszusage(-n) Gesamtprojekts It. EFRE-F
im Monitoring
[
Projektdurchfiihrung
I
Abrechnung

(fur EU-Programm nur 1x)

\

koordinierte Prifung der Abrechnung des Gesamtprojekts,
unter Erfassung aller Férderungen (national und EFRE)
Anweisung allf. Nationaler Mittel Anweisung allf. sonstiger nationaler
der MF Forderungen

Meldung der Abrechnung d
Gesamtprojekts im Monitori

Anweisung der EFRE-Mitt;

Empfang der Férderungen
(national + EFRE)
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Zid 2 Steiermark

EPPD

—— - ESF-Mittelfluss

. "Informationsfluss

Finanzmittelfluss im ESF

EK:

DG Beschaftigung

Bundesministerium

fur Finanzen

Einheitliche

Verwaltungsbehorde [

Bundesministerium f.
Wirtschaft und Arbeit

A

Endbegiinstigter:
Amt der
Steiermarkischen
Landesregierung

(andere
Endbegiinstigte)
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Ziel 2 Steiermark EPPD

6.3 Information und Publizitat (Artikel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 und DVO
Nr. 1159/2000)

In der Steiermark waren alle Institutionen und Forderungsstellen auf Landes- und Bundesebene,
die potenzielle Akteure des kiinftigen Ziel 2 Programms sind, in die Erstellung des Programms
eingebunden. Offentliche und halbéffentliche Institutionen wie z.B. die Sozialpartner wurden in
regelmafiigen Abstanden informiert und mit Hilfe der Regionalmanagements konnten die
Informationen auch in den Regionen verbreitet werden.

Daruber hinaus wird die Verwaltungsbehdrde Uber die gesamte Programmplanungsperiode fur
eine angemessene Publizitat des Programms in den Ziel 2-und Phasing-Out-Gebieten sorgen.

Kommunikationsziele:
Die Informations- und Publizitatsmallnahmen zielen darauf ab,

« die potenziellen Begunstigten sowie die

- regionalen und lokalen Behérden und die anderen zustéandigen 6ffentlichen Behérden,

- Berufsverbé&nde und Wirtschaftskreise,

- Wirtschafts- und Sozialpartner,

- Nichtregierungsorganisationen, insbesondere die Einrichtungen fur die Férderung der
Gleichstellung von Mannern und Frauen und die fur den Schutz und die Verbesserung
der Umwelt tatigen Einrichtungen,

- Akteure oder Vorhabenstrager

Uber die durch die gemeinsame Intervention der Europaischen Union und des Mitgliedstaates
gebotenen Mdoglichkeiten zu unterrichten, um die Transparenz der Intervention zu gewahrleisten
und

 die breite Offentlichkeit tber die Rolle zu informieren, die die Europaische Union zusammen
mit den Mitgliedstaaten zugunsten der betreffenden Intervention und deren Ergebnissen
spielt.

Inhalt und Strategie:

Der grundsatzliche Inhalt der | + P-MalRnahmen soll so vermittelt werden, dass die Transparenz
gegenlber den diversen Partnern, aber auch bei potenziellen Beglinstigten, insbesondere den
KMU, gewdbhrleistet ist.

Es sollen die Verwaltungsverfahren flr EU-kofinanzierte Projektgenehmigungen leicht
verstandlich dargestellt werden, ebenso die Auswahlkriterien bei den Projekten sowie soll die
Bekanntmachung der Stellen auf nationaler und regionaler Ebene, welche die Funktionsweise
der Interventionen und die Forderkriterien erlautern konnen (Verwaltungsbehérde,
Maflnahmenverantwortliche und sonstige beteiligte Forderungsstellen) — unter Einbeziehung der
Unternehmensverbéande bzw. Sozialpartner und Regionen - erfolgen, um einen maglichst guten
Multiplikatoreneffekt zu gewahrleisten.
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Ziel 2 Steiermark EPPD

Inhalt der | + P-MaRnahmen gegentiber der breiten Offentlichkeit:

e Sensibilisierung der Rolle der EU bei den Interventionen durch Medienberichte,
Pressemitteilungen und andere Kommunikationsmittel (Websites, Vortrage etc.)

e Bei Infrastrukturinvestitionen — Hinweistafeln; bei Ausbildungs- oder Beschéaftigungsmali-
nahmen — Information der Begtinstigten

¢ Bei Investitionen in Unternehmen, MalRhahmen zur Entwicklung des endogenen Potenzials
und sonstigen MalRnahmen — Information der Begunstigten

Zur praktischen Vermittlung dieser Inhalte werden z.B. folgende Aktivitaten entwickelt:

e Start der Aktivitaten nach Genehmigung des EPPD durch die Européische Kommission tber
regionale und eventuell nationale Medien. Neben diesen herkdmmlichen Instrumenten
(Printmedien etc.) der | + P-Arbeit sollen auch neue Instrumente wie Internet (z. B.
Wirtschaftsserver), Darstellung von Best-pratice-Projekten etc. eingesetzt werden.

* In weiterer Folge sollen laufend wichtige Teilerfolge bei der Programmumsetzung so
vermittelt werden, dass die jeweilige Zielgruppe einen personlichen Relevanz- und
Nutzengrad erkennen kann.

e Zur Aufhebung des hohen Anonymitédtsgrades bei EU-Themen muss starker personalisiert
werden (Inhalte Uber Personen oder Unternehmen vermitteln).

e Schulung- und Informationsveranstaltungen fiur alle potenziellen Multiplikatoren
(Forderungsberater, Regionsvertreter etc.)

« Abstimmung der Offentlichkeitsarbeit mit anderen EU-Programmen

Informations- und Kommunikationsbudget:

Zur Finanzierung der vorgesehenen Malinahmen und allfalliger zusétzlicher Aktivitaten sollen
rund 5-10% der Technischen Hilfe eingesetzt werden.

Verantwortliche Stelle fur die Durchfihrung:

GemalR Artikel 34 Absatz 1 lit. h der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 tragt die mit der

Durchfuihrung einer Strukturintervention beauftragte Verwaltungsbehdrde die Verantwortung fur

die Einhaltung der Verpflichtungen bezlglich Information und Publizitat. Als Verwaltungsbehérde

wurde das

« Amt der Steirischen Landesregierung, Landesbaudirektion-Referat fur Wirtschaftspolitik
benannt.

6.4 Leistungsgebundene Reserve (Artikel 44 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999)
Die Durchfiihrung der Effizienzkriterien soll innerhalb des Programms erfolgen.

1. Wirksamkeitskriterien 2000-2002

Schwerpunkt 1

* Foérderung von 60 innovativen Unternehmensgriindungen

» Foérderung von 80 Projekten zur Strukturverbesserung in KMU
» Schaffung von 500 Arbeitsplatzen durch Modernisierungsprojekte
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EPPD

Schwerpunkt 2

e Foérderung von 40 Uberbetrieblichen F&E Projekten
* Forderung von 1200 Beratungsprojekten fir KMU

» Erhaltung von 500 Arbeitsplatzen

Schwerpunkt 3

* Forderung von 100 Tourismusprojekten
e Forderung von 8 Kulturprojekten

e Forderung von 60 Projekten der integrierten Regionalentwicklung

Schwerpunkt 5

e Qualifizierung von 4000 Zielgruppenpersonen

2. Verwaltungskriterien

Indikator

Ziel

Qualitat des Prozentsatz der MalRnahmen des
Begleitsystems Schwerpunkts, die von geeigneten
jahrlichen Finanz- und Begleitdaten
abgedeckt sind.

100 %

Qualitat der internen Prozentsatz der Ausgaben fir
Finanzkontrolle beendete und endabgerechnete
Vorhaben, die im Rahmen der
internen Finanzkontrolle auf
OrdnungsmaRigkeit  gepruft und
berichtsmassig dokumentiert
wurden.

100%

Qualitat der - Ist das Auswahlverfahren fur die

Projektauswahlsysteme Anwendung der Auswabhlkriterien
geeignet?

- Werden die Auswahlkriterien fir
die Projektselektion angewandt?

- Ist das Auswahlverfahren
transparent?

Ja/Nein Kriterium das
von einem Bewerter
angewendet wird

3. Finanzkriterien

Indikator

Ziel

Mittelabfluss Prozentsatz der erstatteten Ausgaben
und zul&ssigen Antrage in Bezug zu den
Jahrestranchen 2000 und 2001

100 %

Hebelwirkung Prozentsatz der tatsachlich getatigten
Privatausgaben im  Vergleich zum
Finanzplan

90 %
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Ziel 2 Steiermark EPPD

In den Jahresberichten fir die Jahre 2000, 2001 und 2002 und in der Halbzeitbewertung wird
eine Wertfestsetzung fur die Indikatoren vorgenommen. Da ein Einsatz der Reservemittel
innerhalb der Grenzen des Programms erfolgen soll, werden auch die Management- und
Finanzkriterien auf Ebene der Schwerpunkte angewandt.

Der Begleitausschuss stellt einen Zeitplan auf, um rechtzeitig vor dem 31. Dezember 2003 eine
Identifizierung der leistungsfahigen Interventionsformen vornehmen zu kénnen. Die Beurteilung
der Leistungsfahigkeit erfolgt gemaf Art. 44 Abs. 1 durch die Osterreichische Behérden in enger
Absprache mit der Kommission. Die Kriterien zur Zuteilung der leistungsgebundenen Reserve
werden die Umwelt und nachhaltige Entwicklung berticksichtigen.
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7. Ex-ante Evaluierung des Ziel-2-Programmes Steiermark

Mit der Durchfiihrung der Ex-ante Evaluierung des Ziel-2-Programmes Steiermark fir die
Programm-Periode 2000-2006 wurde die Joanneum Research, Institut fur Technologie- und
Regionalpolitik beauftragt. Dieses Institut war bereits mit der Zwischenevaluierung des bishe-
rigen Ziel 2 Programms befasst und ist sowohl mit der Situation des Programmgebietes als auch
den relevanten Politikbereichen des Landes Steiermark bestens vertraut.

Die Analysen und ex-ante Wirkungsabschatzung, Zielquantifizierung wurde innerhalb der
Verwaltungsdienststellen erarbeitet. Ergdnzend dazu wurde in einem zweistufigen Verfahren
eine externe Begutachtung der Programmentwirfe durchgefihrt, die sich nach den von der EU-
Kommission fur die ex-ante Evaluierung vorgesehenen inhaltlichen Schritte orientierte
(allgemeinen Strukturfonds-Leitlinie, Arbeitspapiere 2 und 3 der EU-Kommission). Die
Durchfiihrung erfolgte in 2 Phasen:

— Bewertung des Strategiebandes (Sept. 1999):.
Die Empfehlungen der Evaluatorinnen wurden — gemeinsam mit den Stellungnahmen der
Wirtschafts- und Sozialpartner — vom programmerstellenden Gremium (,EFRE" Ar-
beitsgruppe) diskutiert und bei der weiteren Ausarbeitung des EPPD und der Erganzung zur
Programmplanung beriicksichtigt.

— Bewertung des EPPD und der relevanten Teile der Ergdnzung zur Programmplanung
(Februar 2000):
Die Empfehlungen der Evaluatorinnen wurden — gemeinsam mit den Stellungnahmen der
Wirtschafts- und Sozialpartner des EU-Forums — vom programmerstellenden Gremium
(,EFRE" Arbeitsgruppe) diskutiert und bei der Fertigstellung von EPPD und Ergdnzung zur
Programmplanung beriicksichtigt.

Parallel zu dieser externen Evaluierung erfolgte eine zusatzliche amtsinterne Beurteilung der
beiden Programmdokumente im Hinblick auf die Beachtung der beiden horizontalen Grundsatze
.Nachhaltige Entwicklung® und ,Gleichbehandlung“. Dazu wurden Stellungnahmen der
zustandigen Dienststellen des Amtes der Steiermérkischen Landesregierung (Umweltkoordi-
nator, Referat fir Frau-Familie-Gesellschaft) eingeholt und zeitgleich mit den Empfehlungen der
externen Evaluatorinnen vom programmerstellenden Gremium diskutiert sowie bei der
Fertigstellung der einzureichenden Dokumente beriicksichtigt.

Mit dieser ist es gelungen ist, die Relevanz der ex-ante Evaluierung und ihrer Empfehlungen
deutlich zu erhéhen. Durch die extern durchgefiihrten ex-ante Evaluierung wurden auf Basis der
Programmentwirfe Vorschlage zur Weiterentwicklung des Programms gemacht, die in der Folge
— soweit dies moglich war — in der weiteren bzw. abschlieRenden Bearbeitung des EDPPs und
der EZP Eingang gefunden haben.

Der vorliegende Abschnitt fasst die wesentlichen Aussagen und Empfehlungen der Evaluato-
rinnen zusammen. Diesen werden bei Teil 1 in tabellarischer Form die Stellungnahmen der pro-
grammerstellenden Behodrde gegenlbergestellt, aus denen hervorgeht ob und in welcher Weise
die Empfehlungen bertcksichtigt wurden.

Fir eine umfangreichere Darstellung sei auf den in zwei Banden vorliegenden
Evaluierungsbericht verwiesen, welcher letztlich auch den ineinandergreifenden Prozess der
Evaluation und Programmerstellung dokumentiert.
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7.1 Teil 1- Strategieband

Die Bewertung umfasste folgende Fragestellungen:

*  Wurden im Rahmen der soziobkonomischen Analyse und des SWOT-Profils die relevanten
Starken / Schwéachen identifiziert?

« Ist das entwickelte Strategie-Paket adaquat fir die regionalwirtschaftliche Entwicklung der
steirischen Ziel-2-Regionen?

* Wie ist die interne Koharenz des Programms zu beurteilen? Sind die Strategien aus der
soziobkonomischen Analyse und dem Starken / Schwéachen-Profil ableitbar? Sind die
gewahlten Ziele und Strategien koharent?

* Wie ist die externe Kohéarenz zu beurteilen? Sind bisherige Strategie-Anséatze kohéarent mit
den Gemeinschaftspolitiken, insbesondere mit den in den von der Kommission entwickelten
Leitlinien fur die Programme des Zeitraums 2000-2006 bzw. sind die Strategie-Ansatze
koharent mit der nationalen Regionalpolitik?

* Inwieweit sind die bisherigen Erfahrungen aus der Programmperiode 1995-1999 in die
Neufassung des Ziel-2-Programmes eingeflossen und adaquat beriicksichtigt worden?

Allgemeine Einschéatzung der Evaluatorinnen:

Das Programm wurde in einem bottom-up orientierten Ansatz unter Beteiligung aller relevanten
Forderungsstellen des Landes erstellt. Diese Vorgangsweise stellt die Kohérenz mit der
Sektoralpolitik des Landes Steiermark sicher und fasst diese Sektoralpolitiken und ihre
Mallnahmen zusammen. Beim vorliegenden Strategiekonzept handelt es sich um ein aus-
gewogenes Programm und um ein — allerdings mit Einschrankungen — in sich schlussiges
Strategiepaket. Es bildet nunmehr die Basis fiir eine notwendige Fokussierung auf das Ziel-2-
Gebiet. Festzuhalten ist, dass eine inhaltliche Weiterentwicklung gegenuiber der Programm-
Periode 1995-1999 durch eine verstarkte Betonung von Soft-aid wie Netzwerkbildung, Cluster,
Berlcksichtigung von Informations- und Kommunikationstechnologien, MaRnahmen fir
innovative Modellprojekte zu erkennen ist.
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EPPD

BISHERIGE ERFAHRUNGEN UND RAHMENBEDINGUNGEN

Aussagen und Empfehlungen der ex-ante Evaluation

Stellungnahme der programmerstellenden Behotrde

Erfahrungen aus den Programmen 1995 - 1999

Positiv ist hervorzuheben, dass der Programm-Erarbeitung ausfihrliche
Gespréache mit den Evaluatorinnen der Zwischenevaluierungen der Pro-
gramm-Periode 1995-1999 vorausgegangen ist. Dies spiegelt sich auch
in einer entsprechenden Darstellung der bisherigen Erfahrungen wider.

Ergénzend sollten folgende Aussagen bertcksichtigt werden:

— Empfehlung einer verstarkten Ausrichtung auf Soft-Férderungen
(Vernetzung, Beratung, Technologie-Transfer etc.)

— Geringe Integration der MaRnahmen zwischen EFRE und ESF

— Aussagen uber die Grinde fiur die geringe Ausschépfung der Tou-
rismusmafinahmen in der vorangegangenen Programmperiode so-
wie in Teilbereichen bei Technologie/Innovation.

Unter dem Abschnitt ,Nationale Forderungen“ sollten weitere Forde-
rungsprogramme des Bundes dargestellt werden, die in der Zwischenzeit
initiiert wurden wie Kompetenzzentrenprogramme, Fachhochschulen.

Diese Aussagen wurden sowohl im Abschnitt 1.1 ,Auswirkung bisheriger
Strukturpolitik® aufgenommen, als auch bei Formulierung der Umstel-
lungsstrategie und der Beschreibung der Programmschwerpunkte und
MaRnahmen (vgl. MaRnahme 6.2) berlicksichtigt.

Diese Erganzungen wurden im Abschnitt 1.1 ,Auswirkung bisheriger
Strukturpolitik aufgenommen,

Rahmenbedingungen

Der Abschnitt ist umfangreich und spricht eine Vielzahl von Punkten
ausftuhrlich an. Allerdings weist das Kapitel in seiner derzeitigen Gliede-
rung und Darstellung ebenso wie in der Integration in das Gesamtdoku-
ment einige Schwachpunkte auf.

Es wird dafur pladiert, dieses Kapitel weiterzuentwickeln, es deutlich zu
straffen und in der analytischen Qualitdt zu heben. Die Aussagen sollten
dabei auch mit der Starken/Schwéchen-Analyse abgestimmt sein und
eine Verbindung zu den abgeleiteten Strategien haben. Auch wird eine
verénderte Gliederung vorgeschlagen: Determinanten der Wettbewerbs-
fahigkeit, Politische Rahmenbedingungen (national, international).

Diesen Empfehlungen zufolge wurde das Kapitel 1.2 wesentlich gestrafft
und auf seine Kohérenz mit der Starken/Schwéachen-Analyse Uberpruft.
Die Neugliederung entspricht dem Vorschlag der Evaluatorinnen.
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EPPD

ANALYSE DER AUSGANGSSITUATION

Aussagen und Empfehlungen der ex-ante Evaluation

Stellungnhahme der programmerstellenden Behdrde

Es liegt ein umfangreicher Analyse-Teil vor, der auf bestehenden Unter-
suchungen Uber die Steiermark aufbaut. Folgende Empfehlungen zur
Weiterentwicklung des Analyseteils kdnnen gemacht werden:

in der Analyse eine einheitliche Struktur gefunden und insbesondere
der Abschnitt Rahmenbedingungen gestrafft wird;

sich das SWOT-Profil auf zentrale Elemente beschrankt und keine
Argumente enthalt, die nicht in der Analyse angesprochen wurden;

zumindest die Grundcharakteristika der unterschiedlichen Ziel-2-Ge-
bietstypen (ehemalige Ziel-2 versus ehemalige Ziel-5b-Region) her-
ausgearbeitet werden;

in der soziobkonomischen Analyse konsistent Baseline-Daten be-
reitgestellt, konjunkturelle Daten nur in Ausnahmefalle und zur Erkla-
rung von Problemlagen verwendet werden.

Was die inhaltliche Gliederung betrifft, sollte fur den Bereich Forschung &
Entwicklung, Technologie und Innovation ein eigener Analyse-Abschnitt
entwickelt werden, um die Koharenz mit dem Strategiekonzept zu erho-
hen und um der Bedeutung gerecht zu werden, der dieser Bereich in der
regionalen Entwicklung einnimmt.

Neustrukturierung der Analyse geméaf3 den Empfehlungen

Straffung und Koharenzprifung der SWOT gemal den Empfehlun-
gen

Die Unterschiede der beiden Hauptgebiete wurden — soweit fiir die
Analyse relevant - bei allen Abschnitten herausgearbeitet

Fir jeden Teilabschnitt der Kapitel 2.1, 2.2 und 2.3 wurden Basisda-
ten gemal Wirtschaftspolitischem Berichts- und Informationssystem
(WIBIS) zusammengestellt, falls méglich in durchgehenden Zeitrei-
hen zumindest ab 1995

Dieser Empfehlung wurde mit dem neuen Abschnitt 2.3.3 entspro-
chen
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EPPD

ZIELE UND STRATEGIEN

Aussagen und Empfehlungen der ex-ante Evaluation

Stellungnhahme der programmerstellenden Behdrde

Beim vorliegenden Strategiekonzept handelt es sich um ein ausgewoge-
nes Programm und um ein — mit Einschrankungen — in sich schliissiges
Strategiepaket. Insgesamt umfassen die Strategien eine Vielzahl an
Maflinahmen einer modernen Wirtschaftspolitik. Allerdings sind die Ziel-
setzungen relativ traditionell, eine klare Vision fur die regionale Entwick-
lung ist nicht erkennbar, was bereits bei der mangelhaften Definition des
Leitzieles (Kernbereiche, regionalwirtschaftliche Starkefelder) deutlich
wird.

Darlber hinaus leidet die Transparenz und die Fokussierung des
Programms durch die Dichte der vorgeschlagenen Strategien, die zum
Teil eine Vielzahl von Teilstrategien enthalten.

Ein Grundproblem, welches sich durch die Strategieband zieht, ist die
Frage der Differenzierung zwischen Steiermark- und Ziel-2-Ebene. Eine
Auflésung dieses Spannungsverhaltnisses ist notwendig, um die Koha-
renz des Gesamtprogramms sicherzustellen.

In der Folge wird eine Reihe von Detailempfehlungen zur Formulierung
der Ziele und Strategien in den einzelnen Bereichen gegeben.

Angesichts des langen Planungshorizontes von 7 Jahren wird eine Uber
strategische Ziel hinausgehende Festlegung fur nicht zweckmalig er-
achtet. GemalRl dem Prinzip einer rollenden Programmplanung erfolgt
eine fortlaufende Konkretisierung des Leitzieles durch die verantwortli-
chen Partner im Rahmen der Programmumsetzung.

Im Kapitel 4.1 sind alle Strategien angefuhrt, die in Form von Leitbildern
oder Konzepten festgelegt sind und die Grundlage der Férderungspolitik
des Landes bilden.

Im Rahmen von Ziel 2 werden jedoch nur einige, ausgewahlte Strategien
umgesetzt bzw. spezifische Prioritaten gesetzt: Diese sind in Kapitel 4.2.
angefiihrt, womit eine ausreichende Differenzierung gewahrleistet
scheint. Die Koharenz der Programmschwerpunkte mit anderen Landes-
und Bundespolitiken wird in Kapitel 4.3 dargestellt.

Den Detailempfehlungen zur Formulierung wurde soweit als madglich
Folge geleistet.

Forderungsstrategie

Das Strategiepaket schlie3t an das derzeitige Forderungsinstrumen-
tarium des Landes Steiermark an. Es bleibt ein eher passiver Zugang
des Antragsverfahrens, eine — und dafur wird hier pladiert — projektorien-
tierte fokussierte Forderungsstrategie ist derzeit nicht zu erkennen. Dies
obwohl das Strategiepaket eine solche Vorgangsweise erfordert und sich
hinter Teil-Strategien tatsachlich eine Reihe von ,Leitprojekten” verber-
gen. Es wird daher fir die weitere Programmierung zumindest fur eine
erganzende Darstellung einiger integrierter Projekte pladiert.

Dass das Strategiepaket an das derzeitige Foérderungsinstrumentarium
anschlief3t ist beabsichtigt und im Sinne einer effizienten Programmum-
setzung auch sinnvoll.

Bei der Umsetzung der MalRnahmen sollen verstarkt Ausschreibungen
und Aufrufe zur Projekteinreichung eingesetzt werden. Leitprojekte wer-
den im oben erwahnten Sinne im Laufe der Programmumsetzung durch
die beteiligten (Forderungs-)Partner definiert.
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EPPD

PRIORITATEN, SCHWERPUNKTE UND MASSNAHMEN

Aussagen und Empfehlungen der ex-ante Evaluation

Stellungnhahme der programmerstellenden Behdrde

MaRRnahmenebene

Die Uberfilhrung der Strategien in die MaRnahmen ist noch nicht klar
nachvollziehbar: Es erfolgt eine extrem starke Reduktion von 21 Strate-
gien, die zudem haufig mehrere Teilstrategien enthalten, auf 10 MaR-
nahmen. Diese Reduktion fuhrt zu einem Verlust wesentlicher strategi-
scher Elemente. Darliber hinaus ist zu erwarten, dass sich die zu allozie-
renden Finanzmittel schwerpunktmafig auf nur 5-6 Malinahmen kon-
zentrieren werden. Insgesamt kann daher fur eine starkere Ausdifferen-
zierung der MaRhahmen unterhalb der einzelnen Schwerpunkte pladiert
werden.

Es erfolgte eine wesentlich stérkere Ausdifferenzierung der Mal3nah-
menebene auf insgesamt 20 MafRnahmen.

Die genaue Zuordnung von Strategien zu Maflinahmen wird durch eine
Matrix im Kapitel 4.3.3 dargestellt.

Externe Kohéarenz

Mit Ausnahme der bisher nicht erkennbaren Integration des Themas
Chancengleichheit sowie einer noch nicht vorliegenden vollstadndigen
Strategie fur die nachhaltige Entwicklung ist eine hohe Koharenz mit den
EU-Politikbereichen, insbesondere mit den in den Vorschlagen der
Kommission in den Leitlinien zur Programmgestaltung, gegeben.

Die Kohéarenz mit der nationalen Regionalpolitik ist ebenso hoch. Einige
potenzielle MalRnahmenbereiche des Bundes wie die Neuausrichtung der
regionalen Infrastrukturférderung oder die Aktion Fachhochschulen fiir
die Wirtschaft missen in der folgenden Bearbeitungsphase noch ent-
sprechend integriert werden.

Beide horizontale Prioritdten (Chancengleichheit, nachhaltige Entwick-
lung) wurden mittlerweile vollstandig in die Analyse und die Entwick-
lungsstrategien integriert. Der Abschnitt 4.3.1 enthélt einen Uberblick, wie
und in welchen MalRhahmen diese horizontalen Grundséatze im Ziel 2
Programm umgesetzt werden sollen.

In den Malinahmenbeschreibungen sind jene Férderungen des Bundes
enthalten,, die gemald den Entscheidungen der Bundesstellen zur Kofi-
nanzierung im Ziel 2 eingesetzt werden sollen. Eine Matrix im Abschnitt
4.3.3 verweist auf jene Bundesprogramme, die zur Umsetzung der Stra-
tegien auRerhalb von Ziel 2 zum Einsatz gelangen kénnen.

Integration horizontaler Themenbereiche

Die Strategien sind mit den genannten Ausnahmen in sich schlissig,
grundsatzlich ist allerdings ein geringer Grad an Verschrankung der
Strategieteile zu beobachten. Der Strategie-Teil Integrierte Regionalent-
wicklung ist als besonders positiv zu beurteilen, er sollte aber als voéllig
horizontaler Bereich dargestellt werden, der zur regionsangepassten Um-
setzung aller Strategien eingesetzt wird. Die Themen Humanressourcen,
Umwelt und Osterweiterung sollten als teilhorizontale, und die Themen
Chancengleichheit und integrierte Regionalentwicklung als echte hori-
zontale Themen stérker in das Strategiekonzept integriert werden.

Integrierte Regionalentwicklung wird als Schwerpunkt (4) und nicht als
horizontale Prioritat definiert. Humanressourcen wurde ebenfalls als ei-
gener Schwerpunkt (6)definiert, der — vom ESF kofinanziert — in enger
strategischer Abstimmung mit den Malinahmen der EFRE Programmteile
zur Anwendung gebracht werden soll.

Die geplante Umsetzung der Strategien zur Ost-Erweiterung inner- und
aul3erhalb von Ziel 2 ist in einer Matrix in Abschnitt 4.3.3 dargestellt.
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7.2. Teil 2: EPPD und Erganzung zur Programmplanung

Die Bewertung umfasste folgende Fragestellungen:

1. Zusammenschau Uber die Koharenz des Programms und der vorgeschlagenen Mal3nah-
men;

2. Beurteilung der Adaquatheit der gewahlten Ziele und deren Quantifizierung;

3. Bewertung der Qualitat und des logischen Zusammenhangs der Indikatoren auf Ebene der
MafRRnahmen und des Programmes;

4. Beurteilung der Verteilung der Finanzmittel hinsichtlich Problemadaquatheit und Unterstut-
zung der Zielerreichung;

5. Bewertung der Angemessenheit und Qualitat der vorgesehenen Umsetzungsmechanismen;

Zudem wurden die horizontalen Prioritadten Umwelt sowie Chancengleichheit einer summari-
schen Beurteilung unterzogen.

Generelle Einschéatzung zum EPPD

Das EPPD Ziel-2 Steiermark 2000-2006 stellt ein weitgehend schliissiges und ausgewogenes
Programm dar, welches in seiner inhaltlichen Ausdifferenzierung gut geeignet ist, die regional-
wirtschaftliche Entwicklung der Ziel-2-Region der Steiermark zu unterstiitzen. Gegenuber der
Periode 1995-1999 ist eine inhaltliche Weiterentwicklung durch eine Verstarkung der Maf3nah-
men zur Standortférderung, von F&E und Innovationsférderung sowie "weichen" Instrumenten
der Forderung zuerkennen. Dies entspricht auch wesentlichen Empfehlungen der Zwischen-
evaluierung der Ziel-2-Programme der vergangenen Periode. Es ist Ausdruck der umfang-
reichen Bemihungen, die in den letzten Jahren erfolgreichen Umstrukturierungsprozesse in der
Steiermark im Rahmen des Ziel-2-Programmes mit einem ausdifferenzierten MaRnahmenbindel
fortzusetzen.

1. Zusammenfassende Aussagen zur Koharenz Analyse- Strategien- MalRnahmen

Es liegt ein umfassender Analyse-Teil vor, der im wesentlichen auf bestehende Untersuchungen
Uber die Steiermark aufbaut und um Daten aus dem mit EU-Unterstiitzung entwickelten Beob-
achtungssystem WIBIS erganzt wurde. Die Analyse und das SWOT-Profil geben einen guten
Uberblick tiber die soziobkonomische Ausgangssituation der Steiermark und identifizieren die
relevanten Probleme, Chancen und Herausforderungen fir die wirtschaftliche Entwicklung der
Steiermark. Die Bereitstellung neuer Daten uber die wirtschaftliche Entwicklung der Steiermark
und des Programmgebietes ist auch hier Ausdruck des Bemihens einer laufenden Weiterent-
wicklung des Analyse und Begleitinstrumentariums, um einen bestmoglichen Instrumentenein-
satz zu unterstutzen.

Es liegt ein ausgewogenes und in sich schlissiges Strategie- und MaRnahmenpaket vor. Im
Strategiepaket wurden wesentliche Empfehlungen aus der ex-ante Evaluierung Phase 1 berick-
sichtigt. Hervorzuheben ist das Ineinandergreifen der landesweiten Strategie mit der Ziel-2-
Strategie. Wenn auch die Ableitung des Ziel-2-Strategiebtindels noch deutlicher und klarer erfol-
gen konnte. Die Maflinahmenbeschreibungen sind umfassend und breit und bilden prinzipiell die
Basis fur ein synergetisches Ineinandergreifen in der Umsetzung. Allerdings kdnnte durch die in
der Phase 1 empfohlene ergénzende Darstellung ausgewabhlter integrierter Leitprojekte dies
noch deutlicher herausgearbeitet werden. Die Empfehlung aus der Phase 1, zumindest in der
EZP eine erganzende Darstellung ausgewahlter integrierter Projekte vorzunehmen bleibt daher
aufrecht.

2. Beurteilung der Adaquatheit der gewahlten Zielen und deren Quantifizierung
Sowohl die gewahlten Ziele als auch und ihre Umsetzung in Programm-Prioritdten sind vom
Grundsatz her positiv zu bewerten. Die Zielsetzung des Programms ist ambitioniert und ver-
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sucht auf Schwerpunktbereiche zu fokussieren, wird jedoch in der Umsetzungsphase eine lau-
fende Prézisierung und Kontrolle auf Adaquatheit bedurfen.

Die Bericksichtigung der Wirkungsindikatoren aus der vergangenen Programm-Periode bildete
die Basis fur die Abschéatzung der Ziel-Mittel-Relationen. Die Quantifizierungen der Output-Indi-
katoren scheinen damit plausibel und weitgehend mit den Erfahrungswerten zu korrespondieren.
Die erwarteten Beschaftigungseffekte dirfte nach den Erfahrungen der letzten Periode eher
konservativ geschétzt sein, was sich jedoch durch die geringe Bedeutung der Ansiedlungsférde-
rung, aber auch Grundungsférderung erklaren lasst. Die erwarteten Effekte im Tourismus schei-
nen hingegen im Vergleich zum Mitteleinsatz relativ ambitioniert zu sein. Wichtig erscheint
hierzu auch eine exakte Definition von ,erhaltenen Arbeitsplatzen” in der Erfassung des Monito-
rings vorzunehmen.

3. Bewertung der Qualitat und des logischen Zusammenhanges der Indikatoren

Die fur die Schwerpunkte gewéhlten Indikatoren basieren auf einer mit der zustandigen Gene-
raldirektion vereinbarten, bundesweit geltenden Liste an Wirkungsindikatoren. Ergdnzend dazu
wurde der Weg gewahlt, Indikatoren aus den von der Kommission in ihnrem Arbeitspapier 3 ent-
wickelten (jedoch nicht verbindlichen) Vorschlagen auszuwéhlen.

Dieser Weg ist anspruchsvoll und das daraus resultierende Indikatorenset geht in vielen Berei-
chen deutlich Gber jenem der letzten Programm-Periode hinaus. Da dies jedoch auch eine er-
hebliche Umstellung des Monitoring bedeutet, wird sich erst zeigen, ob der gewéhlte Weg im
Detail auch durchhaltbar ist.

In der EZP bedarf es einer Quantifizierung der Ziele auf MalBnahmenebene, die in der Folge auf
die Schwerpunkte bzw. Programmebene aggregiert werden kénnen. Die bisherigen Wirkungsin-
dikatoren zielen in erster Linie auf Beschéaftigungseffekte ab und nicht auch auf zusatzliche
Wertschopfung bzw. Umsétze, diese sollten - wo mdglich - zusatzlich als Wirkungsindikatoren
bericksichtigt werden (insbesondere Hohe der getétigten Investitionen).

Weiters sollte darauf geachtet werden, dass wie auch bereits bisher jeweils eine Differenzierung
zwischen KMU/GroRbetrieben ermdglicht und die ONACE Branche erfasst wird.

Die Zieldefinitionen auf Schwerpunktebene und die Indikatoren sind unter den gegebenen An-
forderungen und Rahmenbedingungen von Strukturfonds-Forderungen zur Bewertung des
Programms geeignet. Es sollte jedoch auch von Kommissionsseite Uberlegt werden,
entsprechende Indikatorensets zu entwickeln, um wichtige Aspekte wie die Veranderung des
Innovationsverhaltens oder der Clusterbildung erfassen zu kénnen.

4. Beurteilung der Verteilung der Finanzmittel hinsichtlich Problemadéaquatheit und Un-
terstltzung der Zielerreichung

Die Verteilung der Finanzmittel auf die Programmschwerpunkte scheint mit den Problemen und
angestrebten Zielsetzungen zu korrespondieren, ebenso wie die Konzentration der Mittel in den
Ubergangsgebieten auf den Schwerpunkt 1 mit erganzendem Einsatz von Mitteln fiir Beratung
und Wissenstransfer.

Positiv hervorzuheben ist insbesondere die Gewichtung des Schwerpunktes zwei, der immerhin
mehr als ein Drittel der offentlichen Aufwendungen auf sich zieht sowie die Integration eines
Schwerpunktes Humanressourcen und dessen Dotierung mit mehr als 10% der 6ffentlichen
Mittel des Programms. Die Mittelallokation von rund 6% fir den Schwerpunkt Tourismus und
Kultur scheint aufgrund der Gebietsabgrenzung und der touristischen Potenziale der Ziel-2-Re-
gion ebenso adaquat gewahlt zu sein.
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5. Bewertung der Angemessenheit und Qualitat der vorgesehenen Umsetzungsmecha-
nismen

Die Umsetzungsmechanismen beruhen im wesentlichen auf einer bundesweit fir alle Zielge-
biets-Programme vereinbarten Aufbau- und Ablauforganisation. Eine derartige im Rahmen der
Partnerschaft aller befassten Forderungsstellen getroffene Vereinbarung ist fir das komplexe,
aus Bundes- und Landesinstrumenten bestehende 6sterreichische Fdrderinstrumentarium
unerlasslich. Sie ist auch die Voraussetzung fur das koordinierte Zusammenwirken einer grof3en
Anzahl an Richtlinien und Institutionen bei der Programm-Umsetzung. Gegenuber der Vorperi-
ode ist ein wesentlicher Fortschritt in der Festlegung von klaren Verantwortlichkeiten auf Pro-
gramm- und MalRhahmenebene zu sehen.

Aus der im Programm enthaltenen Betonung von Maflinahmen zur Standortférderung ergibt sich
allerdings - gegeniber der einzelbetrieblichen Forderung — ein erhéhter Abstimmungsbedarf, auf
dem im EPPD nicht eingegangen wird. Empfohlen wird ein Abstimmungsmechanismus auf Lan-
desebene, der einen integrierten Einsatz der Instrumente ermdglicht, insbesondere die Weiter-
fuhrung der zur Programmplanung gebildeten Arbeitsgruppe und der verstarkte Einsatz von
Wettbewerben als Mechanismus fur die Programm-Umsetzung. Uber die Programm-Arbeits-
gruppe kann es zu einem Austausch Uber Inhalt und Erfahrungen zu den Wettbewerben kom-
men, es kdnnen auch entsprechende Vorhaben gekoppelt werden.

Erfolgt im Rahmen der EZP zudem wie empfohlen eine ergdnzende Darstellung von integrierten
Leitprojekten, bietet dies einen wesentlichen Ankerpunkt fir die Programm-Arbeitsgruppe. Und
zwar hinsichtlich der Definition solcher Leitprojekte ebenso wie in der Abstimmung der unter-
schiedlichen MalRRnahmenbereiche. Gerade zu den Leitprojekten kdnnten auch mafRnahmen-
bzw. forderungsstellentbergreifende Ausschreibungen organisiert werden, die sich an regionale
Projekttrager ebenso wie an Unternehmen richten kénnen.

Einschéatzung zu den horizontalen Prioritaten

UMWELT

Das entsprechende Teilkapitel (3.1) der Analyse im EPPD spricht in systematischer Form die
wesentlichen Themen (Energie, Verkehr, Wasser, Luft ... ) an; die Ausfihrungen sind konzis,
zielfihrend und sehr effizient gehalten. Bei den Umstellungsstrategien (4.1.) sind die Zielsetzun-
gen des Landesumweltplans enthalten und werden auch dem Ziel 2 Programm zugrunde gelegt.

Fur die Abschatzung der Umweltauswirkungen des Programms wurden die MalRhahmen des

EPPD hinsichtlich der zu erwartenden Wirkung in vier Gruppen klassifiziert und mit qualitativen

Anmerkungen versehen (siehe tabellarische Ubersichten am Ende):

(1) Absehbar der Umwelt schadende Projekte und Férderungen

(2) umweltneutrale Projekte und Férderungen (auch: wo sich die Pro- und Contra-Auswirkungen
in etwa die Waage halten, etwa bei touristischen Projekten, die einerseits zu einem scho-
nenden Umgang mit der Natur anhalten, andererseits aber auch teilweise zuséatzlichen Ver-
kehr erzeugen);

(3) Projekte und Forderungen mittelbar der Umwelt zugute kommend (durch den Einsatz neue-
rer Technologien, durch bewusste Férderung von Elementen der Nachhaltigkeit) und

(4) direkt umweltférdernde Projekte (Dekontamination, Vermeidung von Verkehren, Einsatz und
Entwicklung von Umwelttechnologien etc.).

Eine summarische Abschéatzung der Umweltwirkungen weist auf insgesamt ginstige Umweltwir-
kungen des Programms hin. Naturgemafl® kdénnen durch Wachstum und Beschéftigungszu-
nahme Ressourcenverbrauch und Emissionen zunehmen, vor allem im Tourismus ist hier auf
einen potenziellen Zielkonflikt zu achten. Andererseits werden diese soweit mdglich durch ge-
setzliche Regelungen und zum Teil durch im Programm vorgesehene Malinahmen abgefangen.
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Es sind sowohl mittelbar positive Effekte als auch direkt umweltverbessernde MaRnahmen ent-
halten.

Die Ex ante-Bewertung beinhaltet einen Umweltteil, Artikel 40 sieht aber vor, dass die Ex ante-
Bewertung in das EPPD eingearbeitet wird. Dies ist erfolgt. Der volle Wortlaut kann jederzeit zur
Verfligung gestellt werden.

CHANCENGLEICHHEIT

Auch diese horizontale Prioritdt wird in einem Teilkapitel (3.1) der Analyse behandelt und es
werden die wesentlichen Problembereiche aufgezeigt, allerdings sind nicht Uberall adaquate
Daten auf Ebene des Landes bzw. des Zielgebietes verfugbar. Bei den Umstellungsstrategien
(4.1) fehlen zwar Ziele zur Chancengleichheit (allerdings sind auch auf Landesebene keine Ziel-
setzungen zur Forderung der Chancengleichheit festgelegt), die prioritaren Bereiche zur Férde-
rung aus Ziel 2 sind aber in 4.3.1 angefuhrt. Diese sind auch in die Ma3nahmenbeschreibungen
der EZP integriert.

Die deutlichsten Ansatzpunkte zur Forderung der Chancengleichheit gibt es in den ESF-gefor-
derten MalRnahmen 6.1. und 6.2. Im Sinne eines horizontalen Grundsatzes wurde sie aber auch
in die Zielsetzungen, Schwerpunkte und Auswahlkriterien vieler MaBnahmen im EFRE-Teil in-
tegriert, inshesondere in jenen Bereichen, wo in der Analyse diesbezlgliche Defizite bzw. Po-
tenziale identifiziert wurden. Allerdings konnten die entsprechenden Ansatzpunkte und Forder-
intentionen in der Erganzung zur Programmplanung noch préaziser gefasst werden. Nicht zuletzt
ist darauf zu verweisen, dass die Forderung von Frauen einen Schwerpunkt im horizontalen Pro-
gramm 3 bildet, und somit dem Thema Chancengleichheit insgesamt ein hoher Stellenwert im
Rahmen der in der Steiermark zum Einsatz kommenden EU-Programme eingeraumt wird.

Fir die Abschéatzung der zu erwartenden Wirkungen des Programms in Bezug auf Chancen-

gleichheit wurden die MalRBnahmen des EPPD nach vier Gesichtspunkten klassifiziert und mit

qualitativen Anmerkungen versehen (siehe tabellarische Ubersichten am Ende):

(1) Mittelbar positive Wirkung

(2) Neutrale Wirkung

(3) Ohne Gegensteuerung Gefahr einer Verstarkung der geschlechtsspezifischen Ungleichge-
wichte

(4) Mittelbar negative Wirkung auf den Abbau geschlechtsspezifischer Ungleichgewichte

Eine summarische Einschatzung zeigt, dass flur die meisten Mafnahmen neutrale bzw. mittelbar
positive Wirkungen erwartet werden koénnen. Allerdings durften bei einigen MaRnahmen ohne
Gegensteuerung die geschlechtsspezifischen Unterschiede zunehmen (vor allem bei Griindun-
gen und Modernisierungen sowie betrieblichen Qualifizierungsmalinahmen), wenn in der Pro-
gramm-Umsetzung keine entsprechenden Vorkehrungen getroffen werden.

BESCHAFTIGUNG

Das Ziel-2-Programm-Steiermark setzt auf die Entwicklung von Starkefeldern hin zur

internationalen Wettbewerbsfahigkeit und setzt dabei in erster Linie auf die Entwicklung des

endogenen Potenzials. Mdglichkeiten der Beschéftigungsschaffung Gber Ansiedlungen werden

zu recht als beschrankt erkannt. Hinsichtlich der Schaffung von Beschéaftigung kdnnen drei

Strange unterschieden werden:

- direkte Schaffung neuer Arbeitsplatze: Ansiedlungen, Grundungen,
Produktionserweiterungen;

- Voraussetzungen fur das Entstehen neuer Arbeitsplatze: Schaffung von Infrastrukturen
(Impulszentren), touristische Infrastruktur, F&E (betrieblich und tberbetrieblich);
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- Stabilisierend/unterstutzende MalRnahmen: betriebliche Qualifizierung,
Umstrukturierungsprojekte

Insgesamt angestrebt wird die Schaffung von 3000 Arbeitsplatzen und Erhaltung von 7.600
Arbeitsplatzen. Wobei diese Zielwerte als Bruttowerte anzunehmen sind. Im Vergleich zur
letzten Programm-Periode steigt die Relation des Mitteleinsatzes je neu geschaffenem
Arbeitsplatz von ATS 847.000,-- (Istwert) auf ATS 1.636.000,-- (Planwert, gemessen nur an den
EFRE-kofinanzierten MafRnahmen). Dies ist in erster Linie zurickzufihren auf eine starkere
Betonung von weichen, indirekten Foérderungen (bspw. Informationsgesellschatft,
Vernetzungsprojekte), die kurzfristig weniger stark zu messbaren und direkt zuordenbaren
Arbeitsplatzeffekten  fuhren, jedoch mittel- bis langerfristig zur Steigerung der
Wettbewerbsfahigkeit der Betriebe beitragen sollen. Dartber hinaus ist die Zahl der geplanten
neuen Arbeitsplatze sehr konservativ geschétzt, wenn man davon ausgeht, dass Bruttowerte
angefuhrt werden. Die Performance des Programms hinsichtlich der Arbeitsplatzentwicklung —
zumindest was die angefuhrten Bruttowerte betrifft - wird in der Umsetzung stark davon
abhéangen, inwieweit in der Malnhahme ,Modernisierung von Unternehmen® Projekte zur
Produktionserweiterung gegeniber Projekten zur reinen Strukturverbesserung, die in der Regel
Modernisierungsinvestitionen darstellen, tUberwiegen. Durch den nach wie vor deutlichen
Produktivitatsriickstand der steirischen Wirtschaft besteht hier latent die Gefahr eines
Beschaftigungsabbaues durch betriebliche Rationalisierungen.

Erganzend sei hier darauf hingewiesen, dass Analysen der regionalen Input-Output-
Verflechtungen zeigen, dass Uuber die Sektoren Nahrungsmittel, Metallerzeugung, Bau,
Tourismus, EDV, Holzbe- und -verarbeitung, aufgrund der relativ gesehen starksten
Verflochtenheit der steirischen Betriebe die gré3ten Hebelwirkungen zu erzielen sind.

Da diese Sektoren sich zum Teil aus der noch immer starken landwirtschaftlichen Pragung der
Steiermark ergeben (Nahrungsmittel, Holzbe- und —verarbeitung), sollte jedoch keineswegs eine
einseitige Ausrichtung der Forderungen auf diese Sektoren empfohlen werden. Vielmehr sollte
durch gezielte Entwicklung auch in anderen Sektoren die Verflechtungen und damit auch die
potenzielle Hebelwirkung erhdht werden.
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Ubersicht 1: Summarische Beurteilung von Umweltwirkungen

Maflnahmen

Klassifizierung der Umweltwirkung

Qualitative Anmerkungen

Forderung des Produktions- und Dienstleistungssektors

1.1 Ansiedlung von Unternehmen

Umweltneutral bis mittelbar negativ

Erhohte Ressourcenbeanspruchung durch Ansiedlungen (Transportaufkommen, Emissionen etc.); Mastabe bei Emissi-
onen sind jedoch strenger als bei Altanlagen; Durch Verschiebung in der Wirtschaftsstruktur mit geringeren Emissionen sind
potenziell positive Wirkungen méglich

1.2 Griindungen von innovativen
Unternehmen

Umweltneutral

Grundungen erfolgen in der Regel in geeigneten Infrastrukturen (Impulszentren); erhdhte Ressourcenbeanspruchung durch
zusatzliche wirtschaftliche Aktivitaten

1.3 Modernisierung von Unter-
nehmen

Mittelbar positiv

Potenziell positive Effekte durch die Férderung der Verwendung neuer Technologien
Positive Effekte durch Foérderung der Umweltorientierung von Betrieben
Potenzielle Effekte in Richtung erhéhten Ressourcenverbrauchs durch Kapazitatsausweitungen und Betriebserweiterungen

1.4 Grundung und
Modernisierung von
Kleinunternehmen

Mittelbar positiv

Kann noch nicht beurteilt werden

1.5 Forderung der Vernetzung
von unternehmen

Umweltneutral

1.6 Umweltférderung

Unmittelbar positiv

Positive Umwelteffekte durch Investitionen zur Verringerung von Umweltbelastungen

Forderung wettbewerbsféhiger Standorte und Vorbereitung auf die Informationsgesellschaft

2.1 Errichtung / Erweiterung von
Impuls- und Kompetenzzentren

Mittelbar positiv

Potenziell zusatzlicher Flachenverbrauch durch Ausbau der Infrastrukturen; aber auch potenziell positive Effekte durch
Wiedernutzbarmachung alter Infrastrukturen, Geb&uden und Flachen;

Unterstitzung einer geordnete Ansiedlungs- und Griindungspolitik durch Bereitstellung hochwertiger Standorte mit ent-
sprechender Ver- und Entsorgungsinfrastruktur

Vermeidung von Uberproportional negativen Wirkungen durch Einzelstandorte

2.2 Uberbetriebliche Forschung
und Innovation

Unmittelbar positiv

Potenzielle Entlastungswirkung durch Technologiediffusion (Demonstrationsprojekte) in den Bereichen Energie- und
Umwelt
Potenzielle Entlastungswirkung durch Entwicklung neuer Verfahren und Technologietransfer

2.3 Forschung, Entwicklung und
Innovation im Unternehmen

mittelbar positiv

Potenzielle Entlastungswirkung durch Entwicklung neuer Produktionsverfahren

2.4 Telekommunikation - Anwen-
dungen in Unternehmen

Mittelbar positiv

Potenzielle Entlastungswirkung durch rationellere Abwicklung von Geschéftsprozessen und Verbindung von Verkehrs-
stromen

2.5 Vorbereitung auf die
Informationsgesellschaft

Mittelbar positiv

Siehe oben

2.6 Beratungsleistungen fir KMU

Unmittelbar positiv

Potenziell positive Effekte durch die Beratung in umweltrelevanten Fragen wie Abfall- und Emissionsminimierung, Ener-
giekonzepten, EMAS, 1SO 14000 etc.

Forderung von Entwicklungspotenzialen von Tourismus, Kultur und integrierter Regionalentwicklung

3.1 Nicht-gewerbliche Tourismus- | Umweltneutral bis mittelbar negativ

Potenziell zusatzliche Umweltbelastungen durch erhéhte Besucherfrequenz insbesondere bei Events und GroRveranstal-
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Infrastruktur, Marketing und Wer-
bung

tungen, Flachenverbrauch bei Infrastrukturen;
Potenziell positive Effekte durch Sanierung bestehender Infrastrukturen und Nutzung von historisch-wertvollen Bausub-
stanzen, Potenzielle positive Effekte auf die Pflege und Erhaltung von Ortsbildern

3.2 Gewerbliche Tourismus-Infra-
struktur und Angebotsentwicklung

Umweltneutral bis mittelbar negativ

Siehe oben

3.3 Gewerbliche Investitionen und
Leitbetriebe

Mittelbar positiv

Potenziell negative Umweltbelastungen durch Neubau, Flachenverbrauch und erhéhte Besucherfrequenzen
Potenziell positive Effekte durch Energiesanierungs-, Abfallvermeidungs- und -verwertungsmaf3nahmen sowie durch die
Erhaltung historischer Bau- oder Landschaftssubstanz.

3.4 Férderung von
Kulturprojekten und -initiativen,
Schaffung und Verbesserung von
Infrastruktur

Unmittelbar positiv

Potenziell positive Effekte durch die Nutzbarmachung von historischen Bausubstanzen

3.5 Forderung von regionalen
Entwicklungsleitbildern und -kon-
zepten, RM, Regionalbetreuung
und regionalen Initiativen

Mittelbar positiv

Evtl. Abstimmung von Nutzungskonflikten im Rahmen von Entwicklungskonzepten

Technische Hilfe fir die Programm

umsetzung

Rahmen der Technische Hilfe
(EFRE)

4.1 Technische Hilfe fir die Pro- Umweltneutral
grammumsetzung
4.2 Sonstige Aufgaben im Umweltneutral

Forderung der Beschéftigung und der Humanressourcen

Unternehmen

6.1 Qualifizierung von Personen, | Umweltneutral

die von Ausgrenzung am Arbeits-

markt bedroht sind

6.2 Innovative Qualifizierung in Umweltneutral Potenziell entlastende Effekte durch die Unterstiitzung von Qualifizierungsmaf3nahmen bei der Einfiihrung neuer Techno-

logien
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Ubersicht 2: Summarische Beurteilung von Chancengleichheit

MalRRnahmen

Klassifizierung der potenziellen
Wirkungen

Qualitative Anmerkungen

Forderung des Produktions- und Dienstleistungssektors

1.1 Ansiedlung von Unternehmen

Neutral

1.2 Grundungen von innovativen Unternehmen

Ohne Gegensteuerung Verstarkung
der geschlechtsspezifischen Un-
gleichgewichte

Frauen sind bei Unternehmensgriindungen unterreprasentiert (ca. 30% der Griinderinnen sind Frauen) und
zeigen ein geschlechtsstereotypisches Grindungsverhalten. Sie sind sowohl in technischen Berufen als auch
bei Griindungen von Unternehmensnahen Dienstleistungen noch deutlicher unterreprasentiert. Ohne einen
entsprechenden Griinderinnen-Schwerpunkt werden sich Manner/Frauen-Anteile weiter auseinander entwi-
ckeln.

1.3 Modernisierung von Unternehmen

Neutral bis mittelbar negative Wir-
kung auf den Abbau von
geschlechtsspez. Ungleichgewich-
ten in der Beschéftigung

Potenzielle Probleme, wenn RationalisierungsmafRnahmen “verlangerte Werkbanke" betreffen, in denen tber-
proportional viele Frauen beschéftigt sind. Dies gilt insbesondere auch fir die eher landlich gepragten Ziel-2-
Regionen

1.4 Grundung und Modernisierung von Klein- [ Neutral Abhé&ngig von Branchen-Schwerpunkten der Grindungsférderung; Frauen weisen in den Branchen Gastrono-
unternehmen mie und Beherbergung liberdurchschnittliche Anteile bei Grindungen auf ebenso wie im Handel.

1.5 Forderung der Vernetzung von unterneh- Neutral

men

1.6 Umweltférderung Neutral

Forderung wettbewerbsfahiger Standorte und Vorbereitung auf die Informationsgesellschaft

2.1 Errichtung / Erweiterung von Impuls- und Neutral
Kompetenzzentren

2.2 Uberbetriebliche Forschung und Innovation | Neutral
2.3 Forschung, Entwicklung und Innovation im | Neutral

Unternehmen

2.4 Telekommunikation - Anwendungen in
Unternehmen

Neutral bis mittelbar positive Wir-
kung auf den Abbau von
geschlechtsspez. Ungleichgewich-
ten in der Beschéftigung

Potenziell positive Wirkungen tiber Teleworking (siehe dazu Ausfiihrungen im EPPD S 75).

2.5 Vorbereitung auf die Informationsgesell-
schaft

mittelbar positive Wirkung auf den
Abbau von geschlechtsspez. Un-
gleichgewichten in der Beschéafti-

gung

Siehe dazu Ausfihrungen im EPPD S 75.

2.6 Beratungsleistungen fur KMU

Neutral

Forderung von Entwicklungspotenzialen von Tourismus, Kultur und integrierten Regionalentwicklung
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3.1 Nicht-gewerbliche Tourismus-Infrastruktur,
Marketing und Werbung

mittelbar positive Wirkung auf den
Abbau von geschlechtsspez. Un-
gleichgewichten in der Beschéfti-

gung

Anteil von Frauen bei Unternehmensgriindungen sowie bei Beschéaftigung liegt im Tourismus- und
Gastgewerbe Uber dem allgemeinen Durchschnitt. Forcierung des Sektors kann potenziellen Beitrag zur
Erhéhung von Anteilen der Frauenbeschéftigung und -griindung leisten.

ABER: Qualitat der Arbeitsplatze

3.2 Gewerbliche Tourismus-Infrastruktur und mittelbar positive Wirkung auf den Siehe oben
Angebotsentwicklung Abbau von geschlechtsspez. Un-
gleichgewichten in der Beschéfti-
gung
3.3 Gewerbliche Investitionen und Leitbetriebe | mittelbar positive Wirkung auf den Siehe oben

Abbau von geschlechtsspez. Un-
gleichgewichten in der Beschafti-

gung
3.4 Forderung von Kulturprojekten und -initiati- | Neutral
ven, Schaffung und Verbesserung von Infra-
struktur
3.5 Forderung von regionalen Entwicklungs- Neutral
leitbildern und -konzepten, RM, Regional-
betreuung und regionalen Initiativen
4. Technische Hilfe fir die Programmumsetzung
4.1Technische Hilfe fir die Programmumset- Neutral
zung
4.2 Sonstige Aufgaben im Rahmen der Neutral

Technische Hilfe (EFRE)

Forderung der Beschéftigung und der Humanressourcen

5.1 Qualifizierung von Personen, die von
Ausgrenzung am Arbeitsmarkt bedroht sind

Mittelbar positive Wirkungen zum
Abbau von Ungleichheiten

Derzeit keine Hinweise auf besondere Zielsetzungen im Sinne der Férderung der Chancengleichheit;
Aufgrund der groReren Gefahr von Ausgrenzung fiir Frauen am Arbeitsmarkt sowie der
Uberdurchschnittlichen Arbeitslosenquote sollte Frauen starker von diesem MaRRnahmenbereich profitieren.

5.2 Innovative Qualifizierung in Unternehmen

Ohne Gegensteuerung Verstarkung
der Ungleichheiten

Derzeit keine Hinweise auf besondere Zielsetzungen im Sinne der Férderung der Chancengleichheit,
bisherige Férderungsbedingungen unter Ziel-4 sahen hier entsprechende Bestimmungen vor. Bei
Weiterfuhrung dieser Bestimmungen und Beachtung in der Umsetzung potenziell positive Effekte;
Ansatzpunkte bieten vor allem die geplante Férderung von Personalentwicklungsplanen und -systemen.
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Ubersicht 3: Summarische Beurteilung der Bedeutung fiir die Schaffung von Beschéftigung auf Ebene der Schwerpunkte

Schwerpunkt

Relevanz fur Schaffung von
Beschéftigung

Qualitative Anmerkungen

Forderung des Produktions- und
Dienstleistungssektor

Direkt beschéftigungsschaffend
(Grindungen, Ansiedlungen,
Erweiterungsprojekte)
Stabilisierende Wirkung / Gefahr von
Beschaftigungsabbau durch
Modernisierungsprojekte

Prinzipiell positive Beschaftigungswirkungen durch Ansiedlungen fur die Ziel-2-Region, aber zu achten ist dabei auf
die Vermeidung reiner Verlagerungseffekte; soweit strategisch-orientierte Ansiedlungen erfolgen, die die bestehende
Wirtschaftsstruktur sinnvoll ergdnzen kénnen, kann mit positiven indirekten Effekten gerechnet werden (insbesondere
Aufbau von Zuliefernetzen); Positive Effekte durch Griindungen;

In der Umsetzungsphase wird bei Modernisierungs-Projekten die Relation von Erweiterungsprojekten im Vergleich zu
reinen Strukturverbesserungs- und Modernisierungsprojekten die Intensitat der Schaffung von Arbeitsplatzen mit
bestimmen. Insgesamt besteht durch Produktivitatsriickstand latent die Gefahr des Abbaus von Arbeitsplatzen durch
Rationalisierungsinvestitionen.

Forderung wettbewerbsfahiger
Standorte und Vorbereitung auf
die Informationsgesellschaft

Indirekt, mittel- bis langerfristig
positive Beschaftigungseffekte
intendiert

Prinzipiell intendiert werden mittel- bis l&ngerfristig positive Beschaftigungseffekte durch die Entwicklung und
Vermarktung neuer Produkte bzw. Produktionsverfahren. Allerdings zeigt folgende Zusammenstellung, dass die
tatsachliche Beschaftigungswirkung von Innovationen von zahlreichen EinflussgréRen abhéngig sind. Die
Beschéaftigungswirkung hangt ab: von Produkt oder Prozessinnovation, radikal oder inkremental, ,,Bias“ in Richtung
Kapital, Arbeit oder Skill; Produktionstechnologie: Scale und Scope Economies, Substitutions-Elastizitét,
Arbeitsintensitaten; Produktmérkte: Nachfrageelastizitat, Marktstruktur, Komplementaritat zwischen alten und neuen
Produkten; Arbeitsmarkt: Lohnflexibilitat, Angebotselastizitat; Zudem gilt: Wo und wann diese Beschaftigung entsteht
ist abhangig von Verflechtungsstrukturen, Spill-overs, Diffusionsgeschwindigkeit, relativer Wettbewerbsfahigkeit
gegeniber dem Ausland, etc.

Forderung der
Entwicklungspotenziale von
Tourismus, Kultur und integrierten
Regionalentwicklung

Direkt und indirekt
beschaftigungsschaffend bzw.
stabilisierend

Verbesserung der Voraussetzungen flr Arbeitsplatzschaffung durch Infrastrukturinvestitionen und Attraktivierung der
Ziel-2-Region fiir den Tourismus; direkt beschéaftigungswirksame Manahmen durch Investitionen in Leitbetrieben
bzw. Grindungen / Erweiterungen / Qualitatsverbesserung von gewerblichen Betrieben soweit damit eine gesteigerte
Nachfrage nach sich gezogen werden kann.

Forderung der Beschéftigung und
der Humanressourcen

Stabilisierend

Die QualifizierungsmafBnahmen dirften in erster Linie stabilisierend wirken; dartiber hinaus kénnen sie einen Beitrag
zur Verbesserung des Matchings am Arbeitsmarkt leisten.
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8. Finanztabellen|

Erlauterung zu den Finanztabellen

Entsprechend der bei der EU-Kommission eingereichten Ziel 2-Gebietskulisse fiir Osterreich
und den darin enthaltenen regionalen Bevolkerungsplafonds stehen an EU-Mitteln fir die
Steiermark in den Zielgebieten 2000 — 2006 TEUR 198.743 sowie in den Ubergangsgebieten
2000 — 2005 TEUR 16.724 zur Verfugung.

Die EU-Strukturfondsmittel in den Ziel 2-Gebieten werden zu 90% auf den EFRE und zu 10%
auf den ESF aufgeteilt.

Die EU-Strukturfondsmittel in den Ubergangsgebieten werden entsprechend VO (EG) Nr.
1260/1999, Art. 6 (1) ausschlie3lich aus dem EFRE dotiert.

Der Beteiligungssatz der Strukturfonds wird anhand der Gesamtkosten berechnet und betragt %
18,92 (17,13% EFRE, 1,79% ESF).

Die Verteilung der Mittel auf die einzelnen Schwerpunkte erfolgt entsprechend der inhaltlichen
Gewichtung, wie sie in der Strategie zum Ausdruck kommt, auf Grund der Abschatzung des
Umsetzungspotenzials sowie unter Berlcksichtigung der rechtlichen Rahmenbedingungen
durch das Beihilfenrecht, in VO (EG) 1261/1999 Art. 2 und in VO (EG) 1260/1999 Art. 29.

Demnach sollen in den Ziel 2-Gebieten

e TEUR 78.541 (40% der gesamten Gemeinschaftsbeteiligung bzw. 44% der EFRE-Mittel) fr
den Schwerpunkt 1 ,Férderung des Produktions- und Dienstleistungssektors “,

e TEUR 80.632 (41% der gesamten Gemeinschaftsbeteiligung bzw. 45% der EFRE-Mittel) fir
den Schwerpunkt 2 ,Forderung wettbewerbsfahiger Standorte und Vorbereitung auf die
Informationsgesellschaft®,

e TEUR 17.187 (9% der gesamten Gemeinschaftsbeteiligung bzw. 9% der EFRE-Mittel) fir
den Schwerpunkt 3 ,Forderung der Entwicklungspotenziale von Tourismus, Kultur und
integrierten Regionalentwicklung®,

e TEUR 2.035 (1% der gesamten Gemeinschaftsbeteiligung bzw. 1,1% der EFRE-Mittel) fur
den Schwerpunkt 4 , Technische Hilfe* sowie

e TEUR 20.348 (10% gesamten Gemeinschaftsbeteiligung bzw. 100% der ESF-Mittel) fur den
Schwerpunkt 5 ,Foérderung der Beschaftigung und der Humanressourcen”
verwendet werden.

In den Ubergangsgebieten werden insgesamt TEUR 16.724 an EFRE-Mitteln eingesetzt, die zu
rd. 75% im Schwerpunkt 1 ,Férderung des Produktions- und Dienstleistungssektors “, zu rd.
21% im Schwerpunkt 2 ,Férderung wettbewerbsfahiger Standorte und Vorbereitung auf die
Informationsgesellschaft*, zu rd. 2% im Schwerpunkt 4 ,Forderung einer integrierten
Regionalentwicklung® und zu rd. 2,5% im Schwerpunkt 5 ,Technische Hilfe* zur Anwendung
gelangen.

Im Fall von Ziel 2 ist der Gesamtbetrag aus dem EAGFL-Garantie fur die Malinahmen geman
Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr.1257/99 bzw. Artikel 17 Absatz 2c der Verordnung (EG) Nr.
1260/99 EURO 15.460.399
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9. Additionalitat

Ex-Ante-Uberpriifung

Anhand der von den 6sterreichischen Behdrden Ubermittelten Angaben (s. nachstehende
Tabellen) haben die Europdische Kommission und die d&sterreichischen Behorden die
durchschnittiche Ho6he der zuschussfahigen oOffentlichen jahrlichen Ausgaben des
Mitgliedstaates bestimmt, der im Zeitraum 2000-2006 auf nationaler Ebene aufrechtzuerhalten
ist. Er betragt ATS 7.476,4 Mio. (EURO 543,3 Mio.) zu den Preisen von 1999.

Dies bedeutet eine Verringerung um 3,8% gegenldber den entsprechenden Ausgaben im
Zeitraum 1994-1999. Bei der Bestimmung der durchschnittlichen jahrlichen Ausgaben im
Zeitraum 2000-2006 wurden konstante Preise sowie das geltende Stabilitaétsprogramm zu
Grunde gelegt. Die Verringerung der Mittel ergibt sich aus der verringerten Beteiligung der ESF-
spezifischen Strukturfondsprogramme.

Die Abweichung der Additionalitatsberechnung von anderen Darstellungen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik (insb. auch der diesbeziiglichen internationalen Vergleichswerte, z.B. OECD-
Daten) basiert auf der von der Europaischen Kommission geforderten Strukturierung. Der Wert
fur 1999 basiert auf einer vorlaufigen Schatzung.

Die 0Osterreichischen Behérden Ubermitteln der Kommission geeignete Angaben und
unterrichten sie innerhalb des Programmzeitraumes jederzeit Uber Entwicklungen, die die
Aufrechterhaltung der Ausgabenhdhe unmdglich machen kénnten.

Halbzeit-Uberpriifung

Drei Jahre nach Genehmigung des Programmplanungsdokumentes, grundsatzlich aber
spatestens am 31. Dezember 2003, prift die Europaische Kommission die Einhaltung des
Zusatzlichkeitsprinzips. Dieses gilt als eingehalten, wenn der jahrliche Durchschnitt der
zuschussfahigen offentlichen Ausgaben des Mitgliedstaates in den Jahren 2000 bis 2002
mindestens die ex-ante vereinbarte HOhe erreicht hat. Legt der Mitgliedstaat keine
entsprechenden Angaben vor oder sind die Angaben in methodischer Hinsicht unzureichend, so
gilt das Zusatzlichkeitsprinzip als nicht eingehalten. Um dies zu vermeiden wurde folgender
Zeitplan vereinbart:

= his zum 31. Juli 2003: Vorlage der aggregierten Tabellen fur die einzelnen Jahre mit den
endgultigen Daten fir die Jahre 2000 und 2001 sowie die vorlaufigen Daten fur das Jahr
2002;

= his zum 31. Oktober 2003: gegebenenfalls methodische Verbesserungen entsprechend den
Bemerkungen der Kommission;

=  bis zum 31. Dezember 2003: letzter Termin fur die Vorlage erganzender Angaben.

Wird dieses Verfahren nicht eingehalten, so trifft die Europaische Kommission keine
Entscheidung zur Halbzeitiberprifung. In begrindeten Ausnahmefallen und um eine
UbermalRige Verzogerung in der Programmplanung zu vermeiden, kann die Européische
Kommission in ihrer Entscheidung zur Halbzeit-Uberpriifung eine Klausel einfiigen, die die
Aussetzung neuer Verpflichtungen vorsieht, bis alle fiir die Halbzeit-Uberpriifung erforderlichen
Angaben vorliegen.
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Uberprufung am Ende des Planungszeitraumes

Das Zusatzlichkeitsprinzip gilt als erfllt, wenn der jahrliche Durchschnitt der zuschussfahigen
offentlichen Ausgaben des Mitgliedsstaates in den Jahren 2000 bis 2004 mindestens die H6he
erreicht, die ex-ante vereinbart bzw. zur Halbzeit neu festgesetzt wurde.

Diese Prifung muss vor dem 31. Dezember 2005 erfolgen, wobei das Verfahren &hnlich ist wie
das der Halbzeit-Uberpriifung:

= bis zum 31. Juli 2005: Vorlage der aggregierten Tabellen fir die einzelnen Jahre mit den
endgultigen Daten fur die Jahre 2000 und 2003 sowie die vorlaufigen Daten fur das Jahr
2004;

= his zum 31. Oktober 2005: gegebenenfalls methodische Verbesserungen entsprechend den
Bemerkungen der Kommission;

=  bis zum 31. Dezember 2005: letzter Termin fur die Vorlage ergdnzender Angaben.
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TABELLE

EURO 1.000.- zu konstanten Preisen 1999

Jahrlicher Durchschnitt 1995-1999 Jahrlicher Durchschnitt 2000-2006 (*)
AKTIVE ARBEITSMARKTPOLITIK Insgesamt GFK/ EDDP Ohne EU- Insgesamt Insgesamt GFK/ EDDP Ohne EU- Insgesamt
Kofinanzierung Kofinanzierung
National + EU EU National National National National + EU EU National National National
1 2 4 5 6 7 8 10 11 12 13
Offentliche 144.051 0 0 144.051 144.051 135.615 0 0 135.615 135.615
Arbeitsvermittlungsdienste
Arbeitsmarktbezogene 286.476 52.319 57.002 177.155 234.157 265.307 38.677 44,192 182.438 226.629
Ausbildung
Arbeitskostenzuschiisse 105.609 24.329 18.549 62.730 81.279 97.381 17.986 20.550 58.845 79.395
Mal3nahmen fir Jugendliche 44.996 10.671 13.789 20.535 34.324 41.465 7.889 9.014 24.562 33.576
Mal3nahmen fir Behinderte 55.755 7.376 10.833 37.545 48.379 51.871 5.453 6.230 40.187 46.418
Sonstige 25.977 3.348 4127 18.503 22.629 24.175 2475 2.828 18.872 21.700
INSGESAMT 662.863 98.044 104.300 460.520 564.819 615.813 72.480 82.814 460.520 543.333

(*) Die Aufteilung der Gesamtsummen auf die einzelnen Mal3nahmen folgt der fir das Jahr 2000 in Aussicht genommenen Aufteilung

Amt der Steierméarkischen Landesregierung 149



Ziel 2 Steiermark EPPD

TECHNISCHE DATEN DER EX-ANTE ADDITIONALITATSTABELLE

Koeffizienten der [ndexierung

96/ 95 97/ 96 98/ 97 99/ 98

EDPP (1) 1,032 1,027 1,020 1,021
nationale Mittel (2) 1,020 1,016 1,013 1,016

00/99 01/ 00 02/ 01 03/ 02 04/ 03 05/ 04 06/ 05
EDPP 1,017 1,020 1,020 1,020 1,020 1,020 1,020
nationale Mittel 1,017 1,018 1,020 1,020 1,020 1,020 1,020
Faktor zur Umrechnung von Durchschnitt zu laufenden Preisen
auf Durchschnitt zu konstanten Preisen 99

95-99 00-06
EDPP 1,047 0,926
nationale Mittel 1,031 0,927

(1) Fir die EDPP Mittel wurde der BSP Deflator, der fir die Anpassung der Finanzperspektive verwendet wird, herangezogen. Ab 2001 wurde mit 2% weitergerechnet.

(2) Fur die nationalen Mittel wurde der BIP Deflator fir Osterreich geméR Mittelfristiger Prognose der DG 11 vom 29.5.98 (96) und 26.4.99 (97-03)
verwendet. Ab 2004 wurden 2% angesetzt.

Amt der Steierméarkischen Landesregierung 150



Ziel 2 Steiermark EPPD

WIRTSCHAFTLICHE BASISDATEN GEMAR GELTENDEM STABILITATSPROGRAMM
Per spektive 1999-2002

Finanzierungsdefizitder
offentlichen Haushalte

Einnahmen und Ausgaben der 6ffentlichen
Haushalte 1999-2002 (MRD EUROQO)

1999 2000 2001 2002

Einnahmen 1999 2000 2001 2002

Indirekte Steuern 30,17 31,05 31,90 32,84 Finanzierungssaldo des -2,0% -1,7% -1,5% -1,4%
Gesamtstaates

Direkte Steuern 26,66 28,27 29,85 31,70 Bundessektor (incl. -2,5% -2,2% -2,0% -1,9%
Bundesfonds)

Sozialversicherung 33,66 34,74 35,75 36,68

Sonstige Einnahmen 5,00 5,09 5,19 5,28

Einnahmen insgesamt 95,49 99,16 102,69 106,50

Ausgaben

Transfers insgesamt 47,80 49,72 51,50 53,38 Wirtschaftliche
Entwicklung

Offentlicher Konsum 36,82 37,94 39,21 40,60 1999 2000 2001 2002

Zinszahlungen 7,51 7,43 7,38 7,49

Laufende Ausgaben 92,13 95,09 98,09 101,47 Bruttoinlandsprodukt in 198,62 207,00 215,01 223,93
Mrd. ATS

Laufendes Sparen 3,36 4,06 4,59 5,02 Harmonisierter VPI 1,0% 1,5% 18% 2,0%
Arbeitslosenrate (EU 4,6% 4,3% 4,1% 3,.9%
Definition)

Kapitaltransfers 3,26 3,35 347 3,58 Leistungshilanz in % des -1,7% -1,7% -1,6% -1,4%
BIP

Offentliche Investitionen 4,07 4,19 4,30 4,48

Ausgaben insgesamt 99,47 102,63 105,84 109,53

Ausgaben in % des BIP

Nettokreditaufnahme -3,98 -3,47 -3,15 -3,03

Nettokreditaufnahmein % des BIP -2,0% -1,7% -1,5% -1,4%
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10. Beihilfeninstrumente

Fur die Abwicklung der EU-Kofinanzierung sollen neben Einzelgenehmigungen der
steiermarkischen Landesregierung, der zustdndigen Bundesdienststellen und sonstiger
Rechtstrager die folgenden Bundes- und Landesférderungen zur Anwendung kommen. Dabei
handelt es sich um notifizierungspflichtige und nicht notifizierungspflichtige Richtlinien. Eine
vollsténdige Aufstellung tber alle Forderungsrichtlinien im Ziel 2-Programm Steiermark sind in
der Erganzung zur Programmplanung (EZP) enthalten. Diese Aufstellung kann durch den
Begleitausschuss geandert werden. Die Verwaltungsbehorde wird, in Ubereinstimmung mit
ihren Verpflichtungen auf Grund des Artikels 34 Absatz 1 lit g, die Ubersichtstabelle der
Forderungsrichtlinien aktualisieren und die Kommission nach Genehmigung der EZP Uber jede
Anderung informieren. Die Aufnahme neuer Forderrichtlinien in der folgenden Tabelle ist durch
eine Programmanderungsentscheidung durch die Kommission zu bestatigen.

Die einzelnen MaRhahmen sind jeweils einer der drei folgenden Kategorien zugeordnet:
A MalRnahme, in welcher keine staatlichen Beihilfen gemaf Art. 87 EG-V gewahrt werden

B Malnahme, in welcher auch staatliche Beihilfen gemafR Art. 87 EG-V gewahrt werden,
allerdings nur solche, die mit der de-minimis Regel oder — nach deren Inkrafttreten — mit
einer Gruppenfreistellungsverordnung vereinbar und daher nicht notifizierungspflichtig
sind;

C Maflnahme, in welcher auch Beihilfen gemaR Art. 87 EG-V gewahrt werden, die (als
Forderungsrichtlinie/Beihilfenregelung oder als Einzelentscheidung) notifizierungspflichtig
sind und einer beihilfenrechtlichen Genehmigung durch die EK bedtirfen.

Der Begleitausschuss darf neue oder geanderte notifizierungspflichtige Beihilfenregelungen in
die Liste der zuldssigen Rechtsgrundlagen fir die nationale Kofinanzierung ausschlieRlich fir
MaRRnahmen der Kategorie C aufnehmen, und zwar erst dann, nachdem sie ordnungsgeman
notifiziert und von der EK beihilfenrechtlich genehmigt wurden.

Die jeweils fur MaRBnahmen der Kategorie C zustdndige MalRnahmenverantwortliche
Forderungsstelle stellt bei der Prifung der Projektantrdge und -abrechnungen sicher, dass die
offentliche Kofinanzierung nur auf der Grundlage wettbewerbsrechtlich genehmigter
Beihilfenregelungen oder de-minimis-Beihilfenregelungen erfolgt und auch bei Kumulierung
mehrerer Beihilfen die beihilfenrechtlichen Férderungsobergrenzen oder de-minimis-Regel
eingehalten werden.

Die jeweils fur MaRnahmen der Kategorie B zustandige MalRnahmenverantwortliche
Forderungsstelle stellt bei der Prifung der Projektantrdge und -abrechnungen sicher, dass die
de-minimis-Regel eingehalten wird.
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Mal3- Titel der staatlichen Beihilfen oder der Nummer der staatlichen Geschaftszahl d. | Laufzeit der | Kategorie
nah staatlichen Ad-hoc-Beihilfe Beihilfe Genehmigungs- Regelung
me schreibens
1.1 ERP-Regionalprogramm N302/97 SG(97)D/7100 unbefristet C

bzw. SG(97)D/7101
ERP-KMU-Technologieprogramm N 303/97 SG(97) D/7185 unbefristet
Richtlinie fir die Steirische Wirtschaftsférderung N 60/97 SG(97)D/2729 bis 31.12.2000
Richtlinie fir die Steirische Wirtschaftsférderung N 510/2000 bis 31.12.2007
Neu (im Notifizierungsstadium)
Sonderrichtlinie fur die gemeinsame Regionale N 450/99 SG(2000)D/103994 | bis 31.12.2006
Innovationspréamie
1.2 ERP-Regionalprogramm N302/97 SG(97)D/7100 unbefristet C
bzw. SG(97)D/7101
ERP-KMU-Technologieprogramm N 303/97 SG(97) D/7185 unbefristet
Richtlinie fir die Steirische Wirtschaftsférderung N 60/97 SG(97)D/2729 bis 31.12.2000
Richtlinie fur die Steirische Wirtschaftsférderung N 510/2000 bis 31.12.2007
Neu (im Notifizierungsstadium)
Bestimmungen tber die Vergaben von Venture-Capital Im Rahmen dieser Regelung
werden keine staatlichen
Beihilfen im Sinne des Art. 87 (1)
EG-V gewahrt werden.
Sonderrichtlinie fur die gemeinsame Regionale N 450/99 SG(2000)D/103994 | bis 31.12.2006
Innovationspramie
1.3 ERP-Regionalprogramm N 302/97 SG(97)D/7100 unbefristet C
bzw. SG(97)D/7101
ERP-KMU-Technologieprogramm N 303/97 SG(97) D/7185 unbefristet
Richtlinie fir die Steirische Wirtschaftsférderung N 60/97 SG(97)D/2729 bis 31.12.2000
Richtlinie fir die Steirische Wirtschaftsforderung N 510/2000 bis 31.12.2007
Neu (im Natifizierungsstadium)
Sonderrichtlinie fur die gemeinsame Regionale N 450/99 SG(2000)D/103994 | bis 31.12.2006
Innovationspramie
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1.4 Richtlinien der Aktion zur Starkung der Staatliche Beihilfen im Sinne des C
Unternehmensdynamik von kleinen und mittleren Art. 87 (1) EG-V werden nur
Unternehmen vergeben, soweit diese mit der
de-minimis-Regelung vereinbar
sind.
Richtlinie fir die Steirische Wirtschaftsférderung N 60/97 SG(97)D/2729 bis 31.12.2000
Richtlinie fur die Steirische Wirtschaftsférderung N 510/2000 bis 31.12.2007
Neu (im Notifizierungsstadium)
15 Forderungsrichtlinien fir die Umweltférderung im Inland | N 714/96 unbefristet C
1997
Forderungsrichtlinien fir betriebliche Ab- N 699/95 unbefristet
wassermaflinahmen 1996
2.1 Richtlinie fur die Steirische Wirtschaftsférderung N 60/97 SG(97)D/2729 bis 31.12.2000 C
Richtlinie fur die Steirische Wirtschaftsférderung N 510/2000 bis 31.12.2007
Neu (im Notifizierungsstadium)
2.2 Richtlinie zur Férderung von nicht betrieblichen Im Rahmen dieser Regelung bis 31.12.2007 A
F&E-Projekten werden keine staatlichen
Beihilfen im Sinne des Art. 87 (1)
EG-V gewdahrt werden.
2.3 “FFF-Richtlinie* Forschungsférderungsfonds fir die E 4/96 SG(96)D/9811 unbefristet C
gewerbliche Wirtschaft
2.4 Richtlinie fir die Steirische Wirtschaftsforderung N 60/97 SG(97)D/2729 bis 31.12.2000 C
Richtlinie fir die Steirische Wirtschaftsforderung N 510/2000 bis 31.12.2007
Neu (im Notifizierungsstadium)
2.5 Richtlinie des Landes Steiermark zur Férderung der Staatliche Beihilfen im Sinne bis 31.12.2006 B
Entwicklung und Anwendung neuer Informations- und des Art. 87 (1) EG-V werden
Kommunikationstechnologien im Land Steiermark nur vergeben, soweit diese mit
der de-minimis-Regelung
vereinbar sind.
2.6 Betriebsberatungsrichtlinie des Staatliche Beihilfen im Sinne des unbefristet B
Wirtschaftsforderungsinstitutes der Wirtschaftskammer Art. 87 (1) EG-V werden nur
Steiermark vergeben, soweit diese mit der
de-minimis-Regelung vereinbar
sind.
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3.1 Richtlinie fur Tourismus-Marketing und Werbung Im Rahmen dieser Regelung unbefristet A
werden keine staatlichen
Beihilfen im Sinne des Art. 87 (1)
EG-V gewahrt werden.
Richtlinie fur nichtgewerbliche touristische Infrastruktur Im Rahmen dieser Regelung unbefristet
werden keine staatlichen
Beihilfen im Sinne des Art. 87 (1)
EG-V gewdahrt werden.
3.2 Richtlinien fur das Innovationsprogramm des Landes N 703/99 SG(2000)D/104823 | bis 31.12.2006 C
Steiermarks fiir die Tourismuswirtschaft
Aktion zur Starkung der Unternehmensdynamik von Staatliche Beihilfen im Sinne des
kleinen und mittleren Unternehmen Art. 87 (1) EG-V werden nur
vergeben, soweit diese mit der
de-minimis-Regelung vereinbar
sind.
Richtlinie des BM. f. wirtschaftliche Angelegenheiten fur [ N300/99 SG(2000)D/101537 | bis 31.12.2006
die TOP-Tourismusforderung
3.3 Richtlinien fiir das Innovationsprogramm des Landes N 703/99 SG(2000)D/104823 | bis 31.12.2006 C
Steiermarks fur die Tourismuswirtschaft
Aktion zur Starkung der Unternehmensdynamik von Staatliche Beihilfen im Sinne des
kleinen und mittleren Unternehmen Art. 87 (1) EG-V werden nur
vergeben, soweit diese mit der
de-minimis-Regelung vereinbar
sind.
Richtlinie des BM. f. wirtschaftliche Angelegenheiten fir | N300/99 SG(2000)D/101537 | bis 31.12.2006
die TOP-Tourismusférderung
34 Kulturférderungsgesetz in der Fassung vom 18.6.1985 Im Rahmen dieser Regelung unbefristet A
werden keine staatlichen
Beihilfen im Sinne des Art. 87 (1)
EG-V gewdahrt werden.
3.5 Richtlinien des Landes Steiermark zur Férderung Im Rahmen dieser Regelung bis 31.12.2006 A
Integrierter Regionalentwicklung werden keine staatlichen
Beihilfen im Sinne des Art. 87 (1)
Einzelentscheidungen EG-V gewahrt werden.
Amt der Steierméarkischen Landesregierung 155



Ziel 2 Steiermark EPPD
4.1 Einzelentscheidungen Im Rahmen dieser Regelung A
4.2 werden keine staatlichen

Beihilfen im Sinne des Art. 87 (1)
EG-V gewahrt werden.
5.1 Kooperatives Qualifizierungs- und Staatlichen Beihilfen im Sinne B
Beschaftigungsprogramm Steiermark des Art. 87 (1) EG-V werden nur
vergeben, insoweit diese mit der
de-minimis-Regelung, oder —
nach deren Inkrafttreten — mit
einer Freistellungsverordnung
vereinbar sind.
5.2 Richtlinie fur die Steirische Wirtschaftsférderung N 510/2000 bis 31.12.2007 C
Neu (im Natifizierungsstadium)

Amt der Steierméarkischen Landesregierung

156



	Ergebnisse der ESF-geförderten Qualifizierungsma�
	Ausstattung mit Telekommunikationsinfrastruktur und Diensten als Standortfaktor
	EU-Osterweiterung
	Kennzahlen: Arbeitsplatzentwicklung 1995 – 1998
	Allgemeines

	Förderung von Unternehmensgründungen
	Raumordnung
	Förderung von Unternehmensgründungen
	Erhöhung der F&E Intensität
	Bekämpfung von Arbeitslosigkeit
	Förderung der Flexibilität am Arbeitsmarkt
	Förderung von Frauen am Arbeitsmarkt

	Beachtung der Horizontalen Grundsätze
	Nachhaltige Entwicklung
	Klima- und Umweltschutz
	Überbetriebliche F&E Projekte
	Beratung von KMU
	Integrierte Regionalentwicklung
	Tourismus / Kultur
	Frauen in den neuen Technologien
	Bezug zum Europäischen Raumentwicklungskonzept \

	Maßnahme 1.1:Ansiedlung von Unternehmen
	Maßnahme 1.2:Gründung von innovativen Unternehme
	Maßnahme 1.3:Modernisierung von Unternehmen
	Personalentwicklungsberatung:

	Informations- und Kommunikationsbudget:
	Übersicht 1: Summarische Beurteilung von Umweltw�

	Erläuterung zu den Finanztabellen
	Richtlinie für die Steirische Wirtschaftsförderu

